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Vorwort 
Das Nationale Forschungsprogramm «Nach-
haltige Wassernutzung» (NFP 61) wurde 2008 
gestartet, um Grundlagen für eine Zukunfts-
strategie zur Sicherung der Ressource Was-
ser und der Wasserwirtschaft in der Schweiz 
zu erarbeiten. 

Bereits zu Beginn war erkennbar, dass vom 
Klimawandel und von gesellschaftlichen Ent-
wicklungen wie der zunehmenden Zersie-
delung der Schweiz und den internationa-
len Marktöffnungen ein massgeblicher Druck 
auf die Ressource Wasser ausging. Eine ange-
strebte nachhaltige Nutzung des Wassers wird 
zudem durch politische und wirtschaftliche 
Einflussfaktoren erschwert, die oftmals weder 
vorhersehbar noch in ihren Folgewirkungen 
abschätzbar sind.

Mit dem breit angelegten Programm wurde 
das hohe Potenzial der Wasserforschung in 
der Schweiz zusammengeführt und gefestigt. 
Vor dem Hintergrund der teilweise unkont-
rollierbaren Einflussfaktoren sollten die vor-
handenen wissenschaftlichen Bausteine über 
die Forschung weiterentwickelt, strategisch 
vernetzt und auf ein gemeinsames Ziel hin 
fokussiert werden, um auch als Grundlage 
für eine nationale Wasserstrategie zu dienen. 
Dazu musste jedoch ein Paradigmenwech-
sel vorgenommen werden von der partiel-
len Betrachtung von Wasserproblemen zur 
ganzheitlichen Betrachtung der Systeme und 
Einzugsgebiete. Eine ganzheitliche und inte-
grale Herangehensweise bedeutet, die Was-
serressourcen gemeinsam mit den übrigen 
Ressourcen und gesellschaftlichen Aktionsfel-
dern zu behandeln. Dazu zählen die Energie-
produktion, die land- und forstwirtschaftliche 
Produktion sowie die gegenseitigen Rückkop-
pelungen, die beispielsweise durch die Was-
serkraftnutzung, die Flusskorrektionen und 
Gewässerrevitalisierungen, die Siedlungsent-
wicklung und die Ansiedlung von Industrie 
und Gewerbe, den Tourismus und den Erho-
lungssektor ausgelöst werden.

Prof. em. Dr. Christian Leibundgut
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Die Transdisziplinarität hat in diesem Pro-
gramm einen hohen Stellenwert. Die For-
schung wurde von Beginn an unter Einbezug 
von Stakeholdern betrieben, und dem Weg 
der Umsetzung der Forschungsresultate in 
die Praxis wurde grosses Gewicht beigemes-
sen. Erfahrene Anwendergruppen halfen mit, 
die Entwicklung von Werkzeugen wie Anlei-
tungen und Modellen praxisnah zu gestal-
ten. Mit dieser konzeptionell im Programm 
verankerten Arbeitsweise – Vernetzung und 
Austausch zwischen Forschung und Anwen-
dung – könnte eine Umsetzung in die Praxis 
mit langfristiger Wirkung erleichtert werden.

Eine nachhaltige Wassernutzung kann nur 
unter Einbezug weiterer Lebens- und Wirt-
schaftsbereiche konzeptionell entworfen und 
realisiert werden. So stand die ganzheitliche 
und integrale Vorgehensweise grundsätz-
lich im Mittelpunkt der Projektarbeiten des 
NFP 61; sie bildet eine massgebliche Grund-
lage für ein erfolgreiches Wassermanage-
ment und die zugehörige Wasserpolitik in der 
Schweiz (Wassergouvernanz). 

Niemand konnte zu Programmbeginn davon 
ausgehen, dass sich der Parameter «unkont-
rollierbare Einflussfaktoren» so schnell konkre-
tisieren würde. Die europäische Energiepolitik 
zum Beispiel schwenkte auf eine beschleu-
nigte Energiewende ein. Dies wird massive 
Auswirkungen auch auf den Wassersektor in 
der Schweiz haben. Die angepeilte Wasser-
strategie wurde vorläufig verschoben, und 
damit fehlt ein solider Pfeiler, um die Interes-
senabwägungen mit anderen Politikfeldern 
wie z.B. der Energiepolitik aus einer integralen 
Sicht und auf allseitig fundierten Grundlagen 
zu führen.  

Diese Entwicklung zeigt, wie schnell sich Ein-
flussfaktoren und die Interessen treibender 
Kräfte ändern können und dass eine frühzei-
tige Vorsorge umso wichtiger ist.

Das NFP 61 hat sich in 16 Projekten zentra-
len Aspekten der schweizerischen Wasser-
wirtschaft gewidmet. Vier Thematische Syn-
thesen zu wichtigen Schwerpunkten hatten 
das Ziel, für Fachleute in Bund, Kantonen und 
der Praxis die Projektresultate miteinander 
zu verknüpfen und projektübergreifend 
Schlussfolgerungen zu ziehen. Dafür wur-
den auch externe Forschungsresultate ein-
gearbeitet, so dass ein Gesamtbild der nach-
haltigen Wassernutzung in der Schweiz der 
Zukunft entstand. Dies ist zusammenfassend 
in der Gesamtsynthese dargestellt.

Die fünf nun vorliegenden Synthesebände 
dieses Nationalen Forschungsprogrammes 
sind ein faszinierendes Kompendium zu Nut-
zung und Umgang mit dem Wasser in der 
Schweiz. Sie zeigen auf, wie in der Schweiz 
die Zukunft des Wassersektors gestaltet sein 
könnte, was auf uns zukommen kann und 
welche Vorsorgemassnahmen zu empfehlen 
sind.

Ein grosser Dank gilt allen, die sich über Jahre 
mit Begeisterung intensiv für das Programm 
eingesetzt haben: den Forschenden, den Mit-
gliedern der Leitungsgruppe und des Beira-
tes, der Leiterin Wissensaustausch, der Pro-
grammkoordinatorin und den weiteren Mitar-
beitenden des SNF, den Beteiligten aus dem 
BAFU und weiteren Bundesämtern, den Kan-
tonen, Regionen, Gemeinden und Verbänden 
sowie den Autorinnen und Autoren der Syn-
thesen.

Präsident der Leitungsgruppe des NFP 61

Christian Leibundgut
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Zusammenfassung 
Ein nachhaltiger Umgang mit der Ressource 
Wasser ist eine Frage von naturwissenschaft-
lichen und technischen Zusammenhängen, 
aber auch – und immer mehr – eine Frage der 
Wassergouvernanz. Damit sind folgende Fra-
gen gemeint: 
� Wie soll der Umgang mit Wasser und mit 

den Nutzungs- und Interessenkonflikten 
rund um Wasser am besten organisiert wer-
den?

� Welche Regeln und Steuerungsinstru men-
 te sind nötig, welche institutionellen Struk-
turen braucht es?

� Wie ist die Zusammenarbeit über räumli-
che und sektorale Grenzen sowie über die 
Staatsebenen hinweg am wirksamsten zu 
bewerkstelligen? 

Diese Fragen werden angesichts der grossen 
Herausforderungen wie beispielsweise der 
Klimaveränderung, des Bevölkerungswachs-
tums, der Energiewende und der hohen Kos-
ten für die Erneuerung der Infrastrukturen 
immer bedeutsamer.
In der vorliegenden thematischen Synthese 
werden die wichtigsten Erkenntnisse zu die-
sen Aspekten für die Schweiz aus dem NFP 61 
und darüber hinaus zusammengefasst. 
Zahlreiche Beispiele zeigen, dass die heutige 
Wassergouvernanz aus folgenden Gründen 
für die künftigen Herausforderungen nicht 
optimal gerüstet ist. Die Aufgabenteilung 
zwi    schen Bund, Kantonen und Gemeinden 
ist komplex und oftmals dezentral und klein-
räumig organisiert. Die Strukturen sind frag-
mentiert, das heisst meist sektoral sowie nicht 
gemeinde- und kantonsübergreifend gestal-
tet. Es fehlt nicht nur an Abstimmungen zwi-
schen Gemeinden oder Kantonen; meist feh-
len auch übergeordnete Visionen und Stra-
tegien. Das ohnehin komplexe Ineinander-
greifen von Bundes-, Kantons- und Gemein-
derecht wird vielerorts durch traditionelle 
Nutzungsrechte in seiner Komplexität noch 
erhöht, wie z.B. in der Bewässerungslandwirt-
schaft im Wallis.
«Nachhaltige Entwicklung» ist zentral für eine 
nachhaltige Wassergouvernanz; zu deren 
Umschreibung wurde ein Kriteriensystem 
ent    wickelt, das für den jeweiligen spezifi-
schen Kontext konkretisiert werden muss, 
und zwar unter Einbezug der jeweiligen Ak -

teure. Als «nachhaltig» wird eine Wassergou-
vernanz bezeichnet, deren Ziele, Regelungen, 
Instrumente, institutionelle Strukturen und 
Kooperationsprozesse möglichst gut dazu 
beitragen, dass diese Nachhaltigkeitskrite-
rien erreicht werden können. Als wichtige Ele-
mente einer nachhaltigen Wassergouvernanz 
wurden identifiziert:
� Die Integration: horizontale, vertikale und 

sektorale Abstimmung über räumliche 
Grenzen, Sektoren und Staatsebenen hin-
weg.

� Die Klarheit und die Funktionsfähigkeit der 
Strukturen und Prozesse, insbesondere leis-
tungsfähige Mechanismen zur Konflikt-
lösung.

� Die Partizipation: aktive und transparente 
Beteiligung relevanter Akteure.

� Die Stärkung der Anpassungsfähigkeit, ins-
besondere über eine genügende Ressour-
cenausstattung, aber auch die Fähigkeit, 
neues Wissen zu verbreiten und umzuset-
zen.

Eine nachhaltige Wassergouvernanz ist dank 
zweckmässiger Institutionen und Koordina-
tions- und Kooperationsprozesse einerseits 
ein Zustand. Anderseits ist Nachhaltigkeit 
auch als gesellschaftlicher Lern- und Anpas-
sungsprozess zu verstehen, in dem alle rele-
vanten Akteure die generellen Ziele der Nach-
haltigkeit konkretisieren, ein gemeinsames 
Verständnis für die Probleme der Gegenwart 
und eine Vision für die Zukunft entwickeln 
und im Hinblick auf die Realisierung dieser 
(Nachhaltigkeits-)Ziele die bestehende Was-
sergouvernanz optimieren.
Die Optimierungs- oder Verbesserungsan-
sätze können dabei nach vier Lernschlaufen 
gegliedert werden:
� Neben der Optimierung auf der Ebene des 

Wassermanagements – «Optimierungs-
schlaufe» – sind auch die übergeordneten 
Rahmenbedingungen einzubeziehen und 
damit insgesamt die Wassergouvernanz 
zu verbessen. Oft geschieht dies zunächst 
durch einen informellen Ausbau der Zu -
sammenarbeit, was als «einfache Lern-
schlaufe» bezeichnet wird. 

� Wenn die Anpassungsprozesse auch die 
verbindliche Verankerung von neuen Inst-
rumenten und institutionellen Strukturen, 

Links: Nachhaltigkeitsrad. MONTANAQUA
Mitte: Partizipative Workshops MONTANAQUA. 
(Foto Emmanuel Rey)
Rechts: Praxiswerkzeuge IWAGO.
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z.B. neue Trägerschaften im Einzugsgebiet, 
umfasst, stellt dies eine «doppelte Lern-
schlaufe» dar. 

� Noch weiter gehen Reformen – im Sinne 
eines umfassenden gesellschaftlichen An -
passungs- und Lernprozesses – wenn sie 
mit anderen Politikstrategien wie z.B. der 
Energie- und der Siedlungspolitik abge-
stimmt werden. 

«Integrale» Ansätze, bei denen in einem zweck  - 
   mässig abgegrenzten Einzugsgebiet auch 
die Querbezüge zwischen den verschiede-
nen Wassernutzungs- und -schutzinteressen 
besser berücksichtigt werden, sind nicht neu. 
Konkrete Anwendungen eines «integralen 
Einzugsgebietsmanagements» sind in der 
Schweiz allerdings noch nicht sehr zahlreich. 
Die Analyse verschiedener Fallbeispiele zeigt, 
dass in allen oben erwähnten Schlaufen 
Verbesserungen nötig sind, um eine nach-
haltige Wassergouvernanz zu erreichen: 
� Es genügt nicht, nur Managementprozes-

 se zu optimieren; für eine nachhaltige Was-
serwirtschaft sind auch grundlegendere 
Anpassungsprozesse der Gouvernanz nö -
tig: Oft wird die Gouvernanz als gegeben 
betrachtet, ihre Anpassung ist aber in vie-
len Fällen zwingend, um Schritte in Rich-
tung Nachhaltigkeit gehen zu können.

� Eine nachhaltige Wassergouvernanz wird 
sowohl über staatliche Vorgaben als auch 
über Lern- und Aushandlungsprozesse er -
reicht, die sowohl lokale wie regionale und 
überregionale Akteure einschliessen. Dabei 
ist es wichtig, die Voraussetzungen zu 
schaffen, dass solche Anpassungsprozesse 
auch gestartet und erfolgreich umgesetzt 
werden können.

� Um das Potenzial aller Lernstufen auszu-
schöpfen, ist weder eine Top-down-Stra-
tegie, z.B. in Form einer zentralistischen 
Reorganisation der Wasserwirtschaft, ziel-
führend noch ein reines «Laisser-faire» im 
Sinne des Abwartens auf Reformen, die von 
unten entstehen. Vielmehr braucht es Vor-
gaben, Anreize und Aktivitäten «von oben», 
also von Bund und Kantonen, damit sich – 
je nach Raum spezifisch auf die Probleme 
ausgerichtete – regionale und lokale Opti-
mierungen entfalten können.

Daraus leiten sich Empfehlungen an die ver-
schiedenen Akteure ab: 
� Stark gefordert sind die kommunalen und 

regionalen Akteure: Sie sind aufgefordert, 
vermehrt integrale Ansätze umzusetzen, 
also über die Sektoren- und administrativen 
Grenzen hinweg und unter Einbezug der 
relevanten Akteure zu planen und dabei 
auch die Gouvernanz zu optimieren. Hierzu 
liegen bereits zahlreiche Praxisanleitungen 
vor.

� Die Kantone sollten diese Ansätze durch 
geeignete Verwaltungsstrukturen und vor 
allem eine aktive Förderung unterstützen 
und auch entsprechende Anforderungen 
stellen, das heisst, integrale Planungen im 
Einzugsgebiet verlangen.

� Der Bund hat wichtige Hebel in seiner 
Hand, die er verstärkt einsetzen könnte, 
ins    besondere durch eine nationale Was-
serstrategie und durch die Verschärfung 
der Anforderungen an die Planungen, die 
er finanziell unterstützen kann, neben der 
Intensivierung des angelaufenen Wissens-
austauschs.

Integration verschiedener Wassernutzungen 
wie Wasserkraft, Beschneiung und landwirt-
schaftliche Bewässerung.               
Links: IWAGO
Mitte: MONTANAQUA
Rechts: WATERCHANNELS
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Summary  
A sustainable approach to water as a resource 
depends on scientific and technical know-
ledge as well as – increasingly – on ques-
tions of water governance. This approach 
addresses the following questions:  
� How can we best structure water manage-

ment and deal with user and interest con-
flicts?

� What rules and incentives are necessary? 
What institutional structures need to be in 
place?

� How can we best organise cooperation 
across regional and sectoral boundaries as 
well as across national borders? 

These questions are becoming more and 
more significant in view of great challenges 
such as climate change, growing populations, 
changing energy policies and the high costs 
of renewing infrastructures.
This synthesis summarises the most import-
ant results of NRP 61 and beyond with regard 
to such questions. 
Many examples illustrate that today’s water 
governance is not in great shape to deal with 
future challenges for the following reasons: 
the distribution of responsibilities among fed-
eral, cantonal and local authorities is complex, 
often decentralised and focuses on small areas. 
The structures are fragmented in as much as 
they are sectoral and fail to reach across com-
munal and cantonal boundaries. There is a 
lack of coordination among communes and 
cantons as well as a lack of overarching vis-
ions and strategies. In many areas, the already 
complex interconnections between federal, 
cantonal and local laws are further complic-
ated by traditional water rights, for example 
in the irrigation systems of some areas in the 
canton of Valais.
“Sustainable development” is key for sus-
tainable water governance, which can be 
described on the basis of the system of cri-
teria that was developed. This system needs 
to be defined in more detail for any specific 
area, working with local stakeholders is key 
in this process. Water governance is “sustain-
able” if the aims, rules, tools, institutional struc-
tures and cooperation processes contribute to 
achieving the sustainability criteria. The most 
important elements of sustainable water gov-
ernance are:

� Integration: horizontal, vertical and sectoral 
collaboration across regional and sectoral 
boundaries as well as across national bor-
ders.

� Structures and processes: clear and func-
tional, offering mechanisms for conflict res-
olution.

� Participation: active and transparent 
involvement of relevant stakeholders.

� Strengthening adaptability, in particular 
through sufficient resources, and the ability 
to transfer and implement new knowledge.

Based on suitable institutions and processes 
encouraging coordination and cooperation, 
sustainable water governance is a state. At the 
same time, sustainability is a process of lear-
ning and adapting; in this process all relevant 
stakeholders define the general aims of sus-
tainability, develop a common understanding 
of present problems and visions of the future 
as well as optimise current water governance 
to achieve the aims relating to sustainability.
The following “learning loops” or approaches 
to improving and optimising governance 
were defined:
� In addition to optimisation on the level of 

water management - “optimising loop” - 
overarching conditions need to be con-
sidered if the overall water governance is to 
be improved. In a first step, this often hap-
pens by informally increasing cooperation; 
we call this a “simple learning loop”. 

� If the processes become permanent thanks 
to new rules and institutional structures, 
e.g. a new organising body for a catchment 
area, we talk about a “double learning loop”. 

� Reforms in the sense of comprehensive 
social learning processes go one step fur-
ther if they are coordinated with other 
political strategies such as energy or hous-
ing policies. 

Integral approaches which take account of 
the relationships between the various water 
users and water protection issues are not new. 
But there are currently only a few concrete 
examples of integrated management within a 
catchment area. 

Links: Netzwerkanalyse SWIP.
Mitte: Workshops SWIP. (Foto Max Maurer) 
Rechts: Szenarienentwicklung SWIP. (Foto Max 
Maurer)
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The analysis of various case studies has shown 
that improvements are necessary in all the 
“learning loops” mentioned above if sus-
tainable water governance is to become a 
reality: 
� It is not enough to optimise management 

processes. If the water economy is to be 
truly sustainable, further reaching adapt-
ation processes on the level of water gov-
ernance are necessary: governance is often 
considered a given; however, adaptation is 
in many areas inevitable if governance is to 
support sustainability.

� Sustainable water governance can be 
achieved through rules defined by the 
authorities as well as through learning 
and negotiating processes involving local, 
regional and national stakeholders. It is 
important to create the conditions in which 
such adaptation processes can be started 
and successfully implemented.

� If the potential of all “learning loops” is to 
be exploited, neither a top-down strategy 
(such as the centralistic re-organisation of 
the water economy) nor pure laisser-faire (in 
the sense of waiting for reforms to originate 
from below) are desirable. Instead, there is a 
need for federal and cantonal rules, incent-
ives and activities so that regional and local 
processes – dealing with issues that are 
specific to the area – can evolve.

This results in recommendations to various 
stakeholders: 
� Communal and regional stakeholders need 

to be encouraged to pursue and implement 
integral approaches: they need to look bey-
ond administrative and sectoral boundaries 
as well as involve the relevant stakeholders 
in their planning to optimise governance. 
A number of practical guidelines are avail-
able.

� The cantons need to support these 
approaches through suitable administrat-
ive structures and actively encourage them 
by setting corresponding standards, i.e. 
demanding integral planning.

� The federal authorities could exert more 
influence, in particular through a national 
water strategy and by only supporting 
plans that meet certain criteria. They should 
also become more involved in encouraging 
knowledge exchange.

Integration verschiedener Wassernutzungen 
wie Wasserkraft, Schifffahrt und landwirtschaftli-
che Bewässerung.
Links: IWAGO
Mitte: DROUGHT-CH 
Rechts: AGWAM
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Einführung: Worum es geht 
Thema und Ziel 
der thematischen Synthese
Der vorliegende Bericht ist Teil der Synthe-
searbeiten im Rahmen des Nationalen For-
schungsprogrammes (NFP) 61 «Nachhaltige 
Wassernutzung». Während die thematische 
Synthese 1 auf die Grundlagen der Wasser-
ressourcen und die Wassernutzung fokussiert, 
beschäftigt sich die thematische Synthese 2 
mit der Bewirtschaftung der Wasserressour-
cen unter steigendem Nutzungsdruck und 
die thematische Synthese 3 mit Wasserres-
sourcen und Infrastrukturen.
Die thematische Synthese 4 widmet sich 
dem Thema der Wassergouvernanz, also ver-
einfacht gesagt der Steuerung der Wasser-
ressourcen und den Regeln, Normen und 
Zusammenarbeitsprozessen, welche die Akti-
vitäten im Zusammenhang mit Wasser leiten. 
Besonders wichtig sind dabei Abstimmungs-
prozesse zwischen verschiedenen Staatsebe-
nen – also vertikal zwischen Bund, Kantonen 
und Gemeinden –, auf derselben Ebene – also 
horizontal, zumeist zwischen Gemeinden, bis-
weilen auch zwischen Kantonen – sowie unter 
Einbezug der betroffenen Sektoren (sektorale 
Abstimmung z.B. mit der Agrarpolitik, der 
Energiepolitik und dem Tourismus). Die the-
matische Synthese stellt anhand von charak-
teristischen Situationen die Vielgestaltigkeit 
der Schweizer Wassergouvernanz dar. Auf der 
Grundlage von Fallbeispielen aus NFP 61-Pro-
jekten zeigt der Bericht auf, vor welchen Her-
ausforderungen ein nachhaltigerer Umgang 
mit Wasser steht und welche Lösungsstrate-
gien vorhanden oder zu entwickeln sind, um 
das Wassermanagement und die Gouvernanz 
anzupassen. 
Die analysierten Fallbeispiele der Wasser-
gou vernanz geben Antworten auf folgende 
Grund   fragen:
� Wie können die Folgen von Klima- und Ge -

sellschaftsveränderungen durch die Opti    - 
mierung der nachhaltigen Wassergouvern-
anz angegangen werden? 

� Welche Bedingungen, Instrumente und Ini-
tiativen fördern eine integrative, demokrati-
sche, effiziente und umweltgerechte – und 
damit eine nachhaltige – Wassergouver-
nanz?

Die thematische Synthese 4 stützt sich primär 
auf die Ergebnisse der NFP 61-Projekte IWAGO, 
MONTANAQUA und WATERCHANNELS. Es 
werden weiter Resultate aus den Projekten 
SWIP, DROUGHT-CH, NELAK und AGWAM 
berücksichtigt, die einen Bezug zu Fragen der 
Gouvernanz oder zu Interaktionsprozessen 
zwischen den Akteuren haben. Die Beschrei-
bung der Projekte findet sich auf Seite 56f.
Die thematische Synthese richtet sich vor 
allem an Fachleute bei Bund, Kantonen, 
Gemeinden, Verbänden und Nichtregierungs-
organisationen, die sich mit Fragen der Gou-
vernanz und des Managements von Wasser-
ressourcen in der Schweiz beschäftigen.

Vorgehen und Aufbau
Die Erkenntnisse des vorliegenden Berichtes 
basieren auf charakteristischen Situationen 
aus der Schweizer Wasserwirtschaft, die einer-
seits aktuelle Schwierigkeiten und Konflikte 
aufzeigen. Andererseits zeigen sie mögliche 
Wege für einen nachhaltigeren Umgang mit 
Wasser und eine Anpassung der Wassergou-
vernanz auf. Die verwendeten Fallbeispiele 
sind in Abbildung 1 dargestellt.
Das Kapitel «Schweizer Wasserwirtschaft 
heute» stellt die aktuelle Wassergouvernanz 
der Schweiz anhand der rechtlichen Grund-
lagen und der beteiligten Akteure und ihrer 
Interessen vor. Es zeigt weiter auf, welche 
Schwächen das System bereits heute aufweist 
und welchen klimabedingten und sozioöko-
nomischen Herausforderungen sich die Was-
sergouvernanz stellen muss.
Das Kapitel «Eckpfeiler einer nachhaltigen 
Wassergouvernanz» erläutert, was unter 
Wassergouvernanz verstanden wird und wie 
sie sich vom Wassermanagement unterschei-
det. Daran anschliessend wird dargelegt, wie 
aus der heutigen Wassergouvernanz eine 
nachhaltige Wassergouvernanz entwickelt 
werden kann.
Das Kapitel «Praxis der nachhaltigen Was-
sergouvernanz» zeigt, dass es im Rahmen des 
vorliegenden Berichts bei Reformschritten hin 
zu einer nachhaltigen Wassergouvernanz in 
erster Linie um die Gestaltung von Aushand-
lungs- und Lernprozessen geht. Diese haben 
zum Ziel, die bestehenden gesellschaftlichen 
Strukturen und die damit verbundenen Ins-

Abstimmungsprozesse zur Wassernutzung 
zwischen den Sektoren Agrarpolitik, Energie-
politik und Tourismus sind besonders wichtig. 
Alle Fotos: MONTANAQUA
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titutionen der Wassergouvernanz im Lichte 
der Herausforderungen von globalem Wan-
del (einschliesslich Klimawandel) und Nach-
haltigkeit gemeinsam zu überdenken und zu 
verbessern. 
Es wird anhand von Fallbeispielen gezeigt, 
wie die bestehenden Handlungsspielräume 
genutzt und erweitert werden können, um 
die Wassergouvernanz über konkrete Mass-
nahmen nachhaltiger zu machen.

Das Kapitel «Prinzipien für eine nachhal-
tige Wassergouvernanz» präsentiert darauf 
aufbauend die wichtigsten Prinzipien einer 
erfolgreichen, nachhaltigen Wassergouver-
nanz und zieht Schlussfolgerungen.
Das Kapitel «Empfehlungen» leitet daraus 
Empfehlungen an die Akteure des Bundes, der 
Kantone und der regionalen Ebene ab.

 

 

Abb. 1: Übersicht über die in der thematischen 
Synthese 4 berücksichtigten Fallbeispiele. 

 IWAGO: Birskommission

 IWAGO: Glattkommission

 IWAGO: MultiRuz 

 IWAGO: Nationale Wasserstrategie

 IWAGO: Wasserstrategie Kt. Bern

 IWAGO: Wassergesetz Kt. Freiburg

 AGWAM: Broye

 MONTANAQUA: Crans-Montana-Sierre

 NELAK

 SWIP: Greifensee

 WATERCHANNELS
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Schweizer Wasserwirtschaft heute  
Die Schweizer Wasserwirtschaft zeichnet 
sich durch eine komplexe Aufgabenteilung 
zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden 
aus. Sie ist oft dezentral und kleinräumig 
organisiert, ohne übergeordnete und län-
gerfristige Visionen. Zudem ist eine grosse 
Vielfalt an Akteuren beteiligt bzw. durch sie 
betroffen. Bereits heute treten Interessen- 
und Nutzungskonflikte auf. Diese werden 
sich angesichts der sozioökonomischen 
und klimatischen Veränderungen verstär-
ken, was geeignete Anpassungsstrategien 
notwendig macht. Ein Exkurs zu den Ent-
wicklungen in der OECD und der EU zeigt 
ähnliche Probleme und gibt Hinweise auf 
Lösungsansätze.

Wasser im Zentrum  
verschiedener Interessen
Die Wasserwirtschaft umfasst alle Tätigkeiten 
zur Nutzung des Wassers, zum Gewässer-
schutz sowie zum Schutz vor den Gefahren 
des Wassers. Unter Wasserwirtschaft wird 
somit neben dem Schutz die Gesamtheit der 
menschlichen Nutzungen der Gewässer und 
des Raums verstanden. 
Teilbereiche oder wasserwirtschaftliche Sek-
toren sind beispielsweise bei der Nutzung 
des Wassers die Wasserversorgungen und die 
Stromproduktion, beim Schutz vor zu viel Was-
ser der Hochwasserschutz und die Gewässer-
regulierungen, beim Gewässerschutz die Ab -
wasserreinigung sowie die Erhaltung und die 

Wiederherstellung der ökologischen Funk  - 
tionen der Gewässer (siehe Abbildung 2). 
Gleichzeitig weist die Wasserwirtschaft 
Schnittstellen zu angrenzenden Politikberei-
chen auf, wie zum Beispiel zur Agrarpolitik, 
zur Raumplanung oder zur Energiepolitik.
Bereits dieser knappe Überblick macht deut-
lich, dass der Ressource Wasser verschiedene 
Interessen und Anspruchsgruppen gegen-
überstehen, die mit unterschiedlicher Priorität:
� das Wasser und die Gewässer vor Beein-

trächtigungen für Tiere, Pflanzen, Ökosys-
teme, Landschaften und letztlich auch die 
menschliche Gesundheit schützen wollen,

� den Schutz vor den Gefahren des Wassers 
sicherstellen wollen,

� das Wasser und die Gewässer für unter-
schiedliche Zwecke nutzen wollen, z.B. als 
Trink-, Brauch- und Löschwasser, für die 
Nahrungsmittelproduktion, für die Ener-
giegewinnung und für Kühlzwecke, für die 
Schifffahrt sowie im Tourismus für Erholung 
und Beschneiung.

Um diese Interessen- und Nutzungskonflikte 
zu lösen, sind Regeln und Normen (z.B. in 
Form von Gesetzen, Verordnungen, Gewohn-
heitsrechten), Zusammenarbeitsprozesse und 
institutionelle Strukturen (z.B. Regelungen 
zwischen Ober- und Unterliegern, adminis-
trative Verantwortlichkeiten) und ihr Zusam-
menspiel wichtig; kurz: Wassergouvernanz 
bekommt eine zentrale Bedeutung.
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Abb. 2: Multifunktionalität im Umgang  
mit Wasser und seinen Einzugsgebieten. 
(Quelle: [1], angepasst)
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Merkmale der Schweizer 
Wassergouvernanz

Überblick
Das Regel- und Normenwerk sowie die Ins-
titutionen der Schweizer Wasserwirtschaft 
– die Gouvernanz – können als «Mehrebe-
nengouvernanz» bezeichnet werden. Das 
heisst, Nutzung oder Schutz von und vor Was-
ser werden auf und zwischen verschiede-
nen Staatsebenen gesteuert und koordiniert. 
Die Bundesverfassung und die Gesetze hal-
ten die Zuständigkeiten fest: Der Bund sorgt 
für eine haushälterische Nutzung und den 
Schutz der Wasservorkommen sowie für die 
Abwehr schädigender Einwirkungen des Was-
sers (Art. 76 BV). Er formuliert entsprechende 
Grundsätze und erlässt Vorschriften, u.a. über 
den Gewässerschutz, die Sicherung ange-
messener Restwassermengen und den Was-
serbau. Die Kantone haben die Hoheit über 
die Wasservorkommen und können dem-
nach Bewilligungen, Lizenzen und Konzes-
sionen für die Wassernutzung erteilen. Wei-
ter sind sie für den Hochwasserschutz sowie 
für den Vollzug der Gewässerschutzgesetz-
gebung verantwortlich. Die Kantone können 
ihre wasserwirtschaftlichen Aufgaben und die 
Verfügungshoheit an die Gemeinden delegie-
ren, entsprechend vielfältig sind auch die kan-
tonalen Bestimmungen. Die Verantwortung 
für die Wasserversorgung und die Abwas-
serentsorgung liegt in der Regel in den Hän-
den der Gemeinden, diese können die Auf-
gaben jedoch auch an Dritte, zum Beispiel an 
Gemeinde- und Zweckverbände oder kom-
munale Aktiengesellschaften, weitergeben.
An der Wassergouvernanz ist eine grosse 
Vielfalt an Akteuren beteiligt bzw. durch sie 
betroffen. Neben den staatlichen Stellen sind 
dies auch Nichtregierungsorganisationen (z.B. 
aus dem Umwelt- und Landschaftsschutz), 
Fachorganisationen (z.B. der Schweizerische 
Verein des Gas- und Wasserfaches, der die 
Wasserversorger vereinigt), private Nutzer-
vereinigungen (z.B. Genossenschaften für 
die landwirtschaftliche Bewässerung), Unter-
nehmen (z.B. Kraftwerksgesellschaften, Tou-
rismus), öffentlich-rechtliche Körperschaften 
(z.B. Schwellenkorporationen mit Wasserbau-
pflicht oder Burgergemeinden) sowie Pla-
nungs- und Ingenieurbüros und eine grosse 
Zahl von wassernutzenden Gruppen verschie-
dener Haushalte und Unternehmen.

Aushandlungsprozesse zwischen verschiede-
nen Akteuren prägen das politische System 
der Schweiz. Diese reichen von Konsultatio-
nen zwischen betroffenen Amtsstellen und 
politischen Parteien im Rahmen des Gesetz-
gebungsprozesses bis hin zum konkreten Voll-
zug, an dem ebenfalls mehrere Staatsebenen 
und Verwaltungseinheiten beteiligt sind. Die 
Forderung nach Einbezug beteiligter Akteure 
(seien es Vertreter von Naturschutzorganisa-
tionen oder von Grundeigentümern) und der 
breiteren Bevölkerung wird in den letzten Jah-
ren in konkreten Planungen verstärkt einge-
löst, so auch im Wasserbereich.
Die Schweizer Wassergouvernanz lässt sich 
folgendermassen charakterisieren (siehe [2]):
� Die Verteilung von Kompetenzen (Aufga-

ben und Zuständigkeiten) zwischen Bund, 
Kantonen und Gemeinden ist komplex und 
je nach wasserwirtschaftlichem Sektor und 
Kanton unterschiedlich.

� Die rechtlichen Grundlagen in der Schweiz 
basieren auf dem Subsidiaritätsprinzip und 
verleihen den unteren Staatsebenen, also 
den Kantonen und vielerorts insbesondere 
den Gemeinden, eine hohe Autonomie.

� Die Schweizer Wasserwirtschaft – vor allem 
die Siedlungswasserwirtschaft – ist ent-
sprechend dezentral und insbesondere in 
ländlichen Regionen kleinräumig organi-
siert. Ihre Strukturen sind fragmentiert, das 
heisst meist zwischen verschiedenen Ebe-
nen des Staates aufgeteilt und nach Sek-
tor getrennt und nicht sektorübergreifend 
gestaltet.

� Das komplexe Ineinandergreifen von Bun-
des-, Kantons- und Gemeinderecht wird 
vielerorts durch traditionelle Nutzungs-
rechte, wie z.B. in der Bewässerungsland-
wirtschaft, in seiner Komplexität noch 
erhöht. 

� Meist besteht ein Spannungsfeld von zen-
tralen und dezentralen Ansätzen (z.B. Pla-
nung auf kantonaler Ebene, Umsetzung auf 
Gemeindeebene; Vollzugsföderalismus bei 
der Umsetzung von Bundesrecht), wobei 
übergeordnete (grossräumige und sektor-
übergreifende) Visionen und Strategien – 
und entsprechende Vorgaben – oftmals 
fehlen.

Die Verantwortung für die Wasserversorgung
und die Abwasserentsorgung liegt in der Regel 
in den Händen der Gemeinden.
Links: MONTANAQUA
Mitte: SWIP
Rechts: SWIP
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Kongruenzprobleme
Basierend auf den Arbeiten von Oran 
Young [3] wird auch von «problems of 
fit», «problems of interplay» und «pro-
blems of scale» gesprochen.
Räumliche Kongruenz («fit»): Die Ins-
titutionen müssen räumlich, zeitlich 
und funktional (also bezüglich Thema 
bzw. Sektoren) dem Problem ange-
passt sein, z.B. ist ein regionales Tro-
ckenheitsproblem auch durch regio-
nale Institutionen anzugehen.
Kongruenz der Staatsebenen («scale»): 
Das Problem muss auf der richtigen 
Staatsebene angegangen werden.
Kongruenz von Koordinationspro-
zessen («interplay»): Das Zusammen-
spiel von Institutionen ist zentral, 
sowohl vertikal (Bund, Kanton, Region, 
Gemeinde) als auch horizontal (zwi-
schen Gemeinden, zwischen Kanto-
nen).

Abstimmungen in 
verschiedener Hinsicht
Die komplexe Struktur der Wassergouver-
nanz und die Vielfalt an Verantwortlich-
keiten machen eine Abstimmung bzw. 
eine integrale Betrachtung erforderlich 
(_Kongruenzprobleme). Damit soll das 
Grundprinzip einer zweckmässigen und kos-
tengünstigen Aufgabenerfüllung erreicht 
werden. Vier Aspekte stehen im Vordergrund, 
wie sich in den folgenden Ausführungen im -
mer wieder zeigt:
� Räumliche Abstimmung: Das Problem 

muss im dafür relevanten Raum gesamt-
heitlich betrachtet werden, und die Gou-
vernanz muss dies in ausreichendem Mass 
sicherstellen.

� Vertikale und horizontale Abstimmung: 
Die Aufgaben sind auf der Staatsebene 
(z.B. Kanton, Gemeinde) wahrzunehmen, 
die dafür am besten geeignet ist, und die 
Aktivitäten müssen sowohl vertikal (zwi-
schen Bund, Kantonen, Regionen und 
Gemeinden) wie auch horizontal (zwischen 
Gemeinden, zwischen Kantonen) abge-
stimmt werden.

� Abstimmung über Sektoren: Die relevan-
ten Sektoren der Wasserwirtschaft (siehe 
Abbildung 2) sind einzubeziehen, sodass 
diejenigen Themen koordiniert bearbei-
tet werden, zwischen denen bedeutende 
Zusammenhänge und Wechselwirkungen 
bestehen.

� Übereinstimmung der Finanzierung mit 
dem Nutzen und den Zuständigkeiten 
(fiskalische Äquivalenz): Im Rahmen einer 
staatlichen Aufgabe soll sich der Kreis der 
Nutzniessenden mit demjenigen der Kos-
ten- und Entscheidungsträger decken, weil 
andernfalls Fehlanreize und Fehlsteuerung 
auftreten. Oder kurz gesagt: «Wer profitiert, 

bezahlt», «Wer zahlt, befiehlt», und «Wer 
bestellt, zahlt». Werden diese Grundsätze 
verletzt, kommt es zu räumlichen exter-
nen Effekten, das heisst, einige Teilgebiete 
profitieren von einer Leistung, ohne dafür 
vollständig zu bezahlen, oder gewisse Ins-
titutionen (z.B. eine Gemeinde) müssen 
bezahlen, ohne die entsprechenden Ent-
scheidungskompetenzen zu haben. In der 
Wasserwirtschaft tritt das Problem häufig 
auf, indem der Nutzen einer Massnahme 
auch den Unterliegern zugute kommt, 
diese aber die Massnahme oft nicht mitfi-
nanzieren müssen.

Angesichts des globalen Wandels, der eine 
immer stärkere Vernetzung der Themen und 
der Akteure mit sich bringt, erweisen sich 
einige der oben dargestellten Charakteristika 
der Schweizer Wassergouvernanz als Schwä-
chen. Drei Aspekte – die Fragmentierung, das 
komplexe Rechtssystem und die fehlende 
regionale Integration – werden nachfolgend 
anhand der Erkenntnisse aus den NFP 61-Pro-
jekten illustriert.

Fragmentierung der Siedlungs-
wasserwirtschaft sowie der 
Entscheidungsstrukturen

Beispiel 1: Akteure und Koordination 
der Siedlungswasserwirtschaft
Die Siedlungswasserwirtschaft ist stark frag-
mentiert, insbesondere zwischen den Berei-
chen Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung gibt es eine grosse Trennung. Die 
Verantwortung für beide Sektoren liegt in 
der Regel bei den Gemeinden. In der Schweiz 
bestehen über 3000 Wasserversorgungsge-
sellschaften und rund 840 Abwasserreini-
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Abb. 3: Zusammenarbeit zwischen Akteuren 
der Wasserversorgung (rot) und Akteuren der 
Abwasserentsorgung (blau) sowie Akteuren,  
die in beiden Netzwerken tätig sind (grau). Je 
enger die Zusammenarbeit ist, desto häufiger 
bestehen Querverbindungen (Pfeile). (Quelle: 
SWIP [4])
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gungsanlagen (siehe auch thematische Syn-
these 3). Diese werden in der Regel von der 
öffentlichen Hand betrieben, entweder direkt 
durch die Verwaltung oder sie werden an 
öffentlich-rechtliche Verbände oder Träger-
schaften übertragen. 
Die Zusammenarbeit zwischen der Wasser-
versorgung und der Abwasserentsorgung 
ist schwach ausgeprägt, insbesondere in 
kleineren Gemeinden, wie eine Akteurs-
analyse der Infrastrukturplanung des Pro-
jektes SWIP zeigt ([4]; siehe Abbildung 3).
Oft wird die eigentliche Infrastrukturplanung 
an spezialisierte Ingenieurfirmen ausgela-
gert. Der Planungsprozess in der Siedlungs-
wasserwirtschaft sei daher stark von lokalen 
Behörden und Ingenieuren dominiert, die nur 
lose mit kantonalen und nationalen Akteuren 
zusammenarbeiten würden, folgern Lienert et 
al. [4]. Diese Studie zeigt weiter, dass ökologi-
sche Interessen tendenziell eher kurzfristigen, 
ökonomischen Zielen untergeordnet sind. 
Die enge Verbindung der Planungsprozesse 
mit der Lokalpolitik sowie die institutionelle 
Trennung – bezüglich der Sektoren Wasser-
versorgung und -entsorgung als auch vertikal 
zwischen den Staatsebenen – der beteiligten 
Akteure erschweren eine längerfristige und 
effektive Planung im regionalen Rahmen.

Beispiel 2: kommunale Zusammenarbeit 
in der Wasserversorgung
Die kommunale Verantwortung für die Was-
serversorgung ist Ausdruck der föderalen und 
dezentralen Organisation der Wasserwirt-
schaft. Es werden jedoch auch Schritte unter-

nommen, um die gemeindeübergreifende 
Zusammenarbeit zu verstärken, wie das Bei-
spiel aus dem Projekt MONTANAQUA zeigt [5]. 
In der Region Crans-Montana-Sierre liegt die 
Zuständigkeit für die Trinkwasserversorgung 
in den Händen der elf Gemeinden. 
Zur besseren Koordination der Wasserver-
sorgung wurden in den letzten Jahren zwei 
Wasserverbände geschaffen, die jeweils eine 
Gruppe von Gemeinden umfassen. Die Ent-
scheidungskompetenz liegt aber nach wie vor 
bei den einzelnen Gemeinden und ist nicht an 
die geschaffenen Wasserversorgungseinrich-
tungen delegiert worden. 
Die gemeindeeigenen Wasserversorgungen 
kooperieren untereinander daher je nach 
Bedarf und oft in einer Ad-hoc-Weise. In der 
Folge entstanden eigentliche Versorgungs-
netzwerke mit dazugehörigen Abmachun-
gen, Regeln und Organisationen sowie Inf-
rastrukturanlagen. Diese können sich den 
ständig wechselnden Bedürfnissen relativ gut 
anpassen, ändern aber grundsätzlich nichts an 
der in diesem Fall sehr ungleichen Verteilung 
von Wassernutzungsrechten zwischen den 
drei Gruppen von Gemeinden (siehe Abbil-
dung 4). Diese Netzwerke verkörpern deshalb 
nicht eine gemeinsam erarbeitete Strategie 
zur Koordination der Wassernutzung, sondern 
viel eher das Resultat jahrelanger Ad-hoc-
Kooperation.
Während einige Gemeinden über Quellen in 
anderen Gemeinden verfügen, werden an -
dere Ressourcen (Bäche und Quellen) von 
mehreren Gemeinden gemeinsam verwaltet. 
Nur wenige Gemeinden verfügen über viel 

Abb. 4: Wasserversorgungssysteme in 
der Region Crans-Montana-Sierre. 
(Quelle: MONTANAQUA [5])
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Wasser, viele Gemeinden kaufen Wasser von 
anderen Gemeinden, und eine Gemeinde 
muss gar fast alles Trinkwasser aus benach-
barten Gemeinden kaufen. Die Infrastruktur-
systeme der Wasserversorgung sind teilweise 
miteinander verbunden und einige Anla-
gen (Reservoire, Reinigungsanlagen) werden 
gemeinsam verwaltet. Dennoch bestehen in 
diesem Gebiet drei unabhängige Systeme, die 
über die Jahre gebaut wurden: Haut Plateau, 
Sierre sowie St. Léonard. 
Diese Wasserversorgungsnetze sind primär 
Ausdruck von wirtschaftlichen Faktoren wie 
z.B. der Entwicklung des Tourismusstandor-
tes Crans-Montana mit Golfanlagen für die 
Nutzung im Sommer und Skipisten (mit ent-
sprechenden Beschneiungsanlagen) für die 
Nutzung im Winter. Der Stausee Tseuzier, 
ursprünglich für die Stromproduktion gebaut, 
wird seit den frühen 1970er-Jahren auch als 
Trinkwasserspeicher verwendet. Das Wasser-
kraftwerk kann Wasser an die Gemeinden (für 
Trinkwasser im Winterhalbjahr), die Golfgesell-
schaft (für Bewässerung) und die Seilbahnge-
sellschaft (für Beschneiung) verkaufen.
Der Preis für Trinkwasser ist relativ niedrig, es 
besteht aber eine grosse Variabilität zwischen 
den 11 Gemeinden. Die Gemeinden berech-
nen den Wasserpreis teilweise recht unter-
schiedlich, was einen direkten Vergleich der 
Preise und Kosten schwierig macht. 
Auch bei den öffentlich zugänglichen, kom-
munalen Budgets wird unterschiedlich ver-
fahren. So veranschlagen einige Gemeinden 
Kosten im Betriebsbudget, während andere 
diese im Investitionsbudget integrieren. Somit 
ist es auch hier für Aussenstehende schwierig, 
die «realen» Wasserkosten der Gemeinden 
miteinander zu vergleichen.

Beispiel 3: Zuständigkeiten für das Thema 
Wasser in den Kantonen
Die Fragmentierung der Wassergouvernanz 
zeigt sich auch auf der Ebene der Kantone. Wie 
die Studie von Balsiger & Menzel [6] im Rahmen 
des Projektes IWAGO ergibt, zeigt sich dort die 

Fragmentierung als mangelnde Kohärenz der 
wasserwirtschaftlichen Sektoren in der kanto-
nalen Verwaltung. Die Teilbereiche Wassernut-
zung, Gewässerschutz und Hochwasserschutz 
sind zwar in einigen Kantonen in derselben 
Direktion angesiedelt, aber auf verschiedene 
Abteilungen verteilt. Diese Organisationsform 
erschwert eine gute Abstimmung zwischen 
den Sektoren. Der Strukturintegrationsindex 
in Abbildung 5 gibt Hinweise auf den Grad der 
Integration bzw. der Fragmentierung. Dabei 
liegen die Werte in den untersuchten kanto-
nalen Verwaltungen sehr niedrig – zwischen 
0,16 und 0,24. Mit dieser relativ geringen Inte-
gration sind auch hohe Transaktionskosten 
verknüpft; gemeint sind damit die Kosten für 
Koordination, Absprachen und Abstimmun-
gen zwischen den einzelnen Akteuren.
Die Unterschiede im Integrationsgrad können 
folgendermassen erklärt werden: In den Kan-
tonen Aargau, Luzern, Neuenburg und Zürich 
ist das Wasserthema in einer Direktion vereint, 
in den Kantonen Bern, Freiburg, Uri, Wallis und 
Tessin auf zwei Direktionen aufgeteilt. Wei-
ter wird der Index dadurch beeinflusst, wo in 
der kantonalen Verwaltung das Thema Natur-
schutz im Gewässerraum angesiedelt ist. In 
den Kantonen Kanton Bern und Freiburg ist 
es Direktionen unterstellt, die sich nicht mit 
wasserwirtschaftlichen Fragen beschäftigen. 
Die Abstimmung der Sektoren mit dem Natur-
schutz bietet vor allem im Hinblick auf die 
Umsetzung des revidierten Bundesgesetzes 
zum Schutz der Gewässer (GSchG) eine Her-
ausforderung. Die sektorale Fragmentierung 
ist problematisch, weil Konfliktfälle zwischen 
den Themenbereichen auf der politischen 
Ebene der kantonalen Exekutive behandelt 
werden müssen, also auf einer hohen Ebene 
mit entsprechend langen Dienstwegen. 
Zudem erschwert sie die Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden, da diesen eine einheitliche 
Anlaufstelle fehlt. In der täglichen Arbeit und 
in konkreten Projekten sind jedoch bereits ver-
schiedene Koordinationsmechanismen vor-
handen.

Abb. 5: Strukturelle Fragmentierung in der 
kantonalen Verwaltung. Berücksichtigt sind die 
Teilbereiche Hochwasserschutz, Wasserkraft, 
Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung 
sowie Naturschutz im Gewässerraum. 
0 = maximale Fragmentierung; 1 = maximale 
Integration. (Quelle: IWAGO [6])
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«Die Zusammenarbeit zwischen 
den Sektoren Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung ist sehr 
wichtig. Wir haben verschie dene 
Berührungspunkte, bei denen 
man effizienter zu  sam men-
arbeiten und Geld sparen kann.»

Thomas Bodmer
Klärwerkmeister, stv. techn. Leiter  
Wasserversorgung,  
Gemeinde Mönchaltorf

Mehr dazu im    SWIP
 unter www.nfp61.ch
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Fazit zur Fragmentierung
Die drei Beispiele zeigen, dass die Wasser-
gouvernanz sowohl in horizontaler Hin-
sicht – zwischen den Gemeinden – als auch 
in vertikaler Hinsicht – zwischen Gemein-
den, Kantonen und Bund – und sektoral 
– bezüglich des Umfangs der einbezoge-
nen Sektoren – stark fragmentiert ist. Das 
ergibt sich als Folge einer eher subsidiär 
und dezentral orientierten Gouvernanz. 
Das Neben- und Miteinander von Struk-
turen, Regelungen, Kompetenzen und 
Prozessen der Wassergouvernanz wider-
spiegelt den typisch schweizerischen 
Vollzugsföderalismus, der jedoch zu zahl-
reichen Schnittstellen, zu Interessenkon-
flikten und zu einem hohen Abstimmungs-
bedarf – und auch hohen Kosten der 
Abstimmung – führt. 
Die dezentrale Wassergouvernanz ist 
zwar teilweise gut an die lokalen Verhält-
nisse angepasst. Der Vollzugsföderalismus 
erschwert aber die Steuerung der Wasser-
wirtschaft im Hinblick auf übergeordnete, 
nationale oder globale neue Zielsetzun-
gen. Beispiele für solche übergeordneten 
Ziele leiten sich oft aus der nachhaltigen 
Entwicklung ab und können die Anpas-
sung an den Klimawandel, sich ändernde 
gesellschaftliche Bedürfnisse von Stadt- 
und Landbevölkerung oder neue Präferen-
zen von Touristen betreffen.

Komplexes Rechtssystem  
der Wassernutzung 
Zusätzlich zur Fragmentierung der Entschei-
dungsstrukturen spielen auch spezielle recht  -
liche Prinzipien eine Rolle, wenn von He    - 
rausforderungen der Wasserwirtschaft ge -
spro   chen wird. 
Neben der öffentlichen Schutz- und Nutzungs-
politik, die in der Bundesverfassung und in 
gesetzlichen Grundlagen verankert ist, regeln 
auch private Wasserrechte den Umgang mit 
der Ressource Wasser. Das Schweizerische 
Zivilgesetzbuch unterscheidet zwischen Was-
ser als öffentlichem Gut, das unter Staatsho-
heit steht wie die Fliessgewässer, und priva-
tem Eigentum wie die meisten Quellen (für 
weitere Details siehe [7]). Zudem kennt das 
schweizerische Rechtssystem «wohlerwor-
bene Rechte», die ein Gemeinwesen einer 
natürlichen oder juristischen Person, z.B. in 
Form einer langfristigen Konzession, verleiht. 
Im Gegensatz zu anderen öffentlichen-recht-
lichen Ansprüchen zeichnen sie sich dadurch 
aus, dass sie schwer änderbar und «bestandes-
kräftig» sind. Diese wohlerworbenen Rechte 
sind insbesondere im Zusammenhang mit 
der landwirtschaftlichen Bewässerungspraxis 
sowie mit der Wasserkraftnutzung relevant.

Beispiel 1: Gemeingut Wasser in der 
landwirtschaftlichen Bewässerung
Als wohlerworben gelten auch Rechte, die 
auf einer früheren Rechtsordnung beruhen 
und nach neuem Recht nicht mehr begründet 
werden können, aber weiterhin gültig sind. 
Ihre erhöhte Bestandeskraft leitet sich vor 
allem daraus ab, dass der Staat und die priva-
ten Akteure sie bis heute als traditionelle Was-
serrechte respektieren. Solche historischen 
Rechte werden teilweise auch als «ehehaft» 
bezeichnet [8]. 
Die Genossenschaften, die Bewässerungska-
näle (Suonen) gemeinsam bewirtschaften, 
basieren auf solchen wohlerworbenen Rech-
ten; sie werden als Allmendeinstitutionen 
verstanden («common-pool resource institu-
tions» nach [9]; WATERCHANNELS [10]). Zu sol-
chen Allmenden gehören die Wasservorkom-
men (Seen, Brunnen, Bäche) – wie auch Wälder 
oder Bergweiden –, die gemeinsam besessen 
und genutzt werden. Im NFP 61 sind solche 
Allmenden von den Projekten MONTANAQUA 
und WATERCHANNELS detailliert untersucht 
worden. In den Statuten der Genossenschaf-
ten, die vom Kanton Wallis beglaubigt sind, 
werden die Rechte und Pflichten des Betriebs 
und des Unterhalts geregelt. Es ist ebenfalls 
ausgewiesen, wo Kooperation gefordert ist 
und welche Sanktionen bei Nichtkoopera-
tion möglich sind. Die konkreten Wasser-
rechte sind jedoch in separaten Wasserbü-
chern festgehalten. Nicht zuletzt aufgrund 
der Erbteilung der Grundstücke hat sich die 
Anzahl von Wasserrechten an einer einzigen 
Suone stets vergrössert. An der Grossa in Bir-
gisch sind beispielsweise 93 Geteilen vorhan-
den (WATERCHANNELS [10]), an der Grande 
Bisse de Lens sind es gar über 800 (MONTA-
NAQUA [11]). Im Verlauf der Zeit nutzten viele 
Wasserrechtsinhaber das Wasser nicht mehr 
selber, sondern verliehen ihre Rechte an Päch-
ter. Dadurch wird das Gemeinwerk gefährdet, 
da sich weder Wasserrechtsinhaber (aus man-
gelndem Interesse) noch Pächter (nicht den 
Genossenschaften angehörig) an den Unter-
haltsarbeiten beteiligen.
Die ungenaue Dotierung der Wasserfüh-
rung (Angaben in Wasserstunden und nicht 
in präzisen Wassermengen; unterschiedliche 
Angaben in verschiedenen Dokumenten) 
erschwert eine Koordination über verschie-
dene Suonen hinweg bzw. im Einzugsgebiet. 
Problematisch sind die ungenauen Dotierun-
gen auch im Zusammenhang mit der Rest-
wassersanierung durch die Wasserkraftwerke. 
Es besteht die Gefahr, dass die Kraftwerke die 
den Suonen zugebilligten Abflussmengen 
an die eigenen Sanierungspflichten anrech-
nen und diese damit infrage stellen könn-
ten. Obwohl die Wasserrechte an den Suonen 
hohen Schutz geniessen, wird die Beweisfüh-
rung über die exakte Abflussmenge im Kon-
fliktfall entscheidend sein.
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Beispiel 2: Interessenabwägungen 
bei der Wasserkraftnutzung
Auch im Zusammenhang mit der Wasserkraft-
nutzung kann es aufgrund der spezifischen, 
rechtlichen Regelungen zu Interessenkon-
flikten zwischen Nutzungs- und Schutzanlie-
gen kommen (siehe dazu auch NELAK [12]). 
Die Erteilung von Konzessionen durch die 
betroffenen Kantone für grössere neue Spei-
cher- und Laufkraftwerke sowie Pumpspei-
cherwerke unterliegt deshalb vorgängig 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Umweltschutzgesetz. Das Bundesgesetz 
über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte 
bestimmt, dass die Konzession dem Konzessi-
onär nach Massgabe des Verleihungsaktes ein 
wohlerworbenes Recht auf die Benutzung der 
Gewässer verschafft (Art. 43, WRG). Das Recht 
kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohls 
und gegen volle Entschädigung zurückgezo-
gen oder geschmälert werden. Die Konzes-
sion kann für maximal 80 Jahre erteilt wer-
den. Die Erneuerung einer Konzession ist wie 
eine Neuerteilung zu behandeln, sodass alle 
aktuellen gesetzlichen Vorgaben betreffend 
Gewässerschutz (insbesondere zu den ange-
messenen Restwassermengen), Fischerei, 
Raumplanung und Natur- und Heimatschutz 
einzuhalten sind.
Die Regelungen betreffend die Sanierung der 
Fliessgewässer und die Einhaltung der Rest-
wassermengen gemäss eidgenössischem 
Gewässerschutzgesetz gelten abgeschwächt 
auch für bestehende Kraftwerke (Art. 80 bzw. 
83, GSchG): Die Strecke unterhalb der Wasser-
entnahmestellen muss auf Anordnung der 
Behörden so weit saniert werden, als dies 
ohne entschädigungsbegründende Eingriffe 
in bestehende Wassernutzungsrechte mög-
lich ist; in speziellen Fällen sind weiterge-
hende Sanierungen erforderlich. Wie hoch 
diese Schwelle angesetzt ist, ist umstritten. 
Die aktuelle Rechtsprechung erachtet Produk-
tionseinbussen für Wasserkraftwerke von 3 bis 
5% als tragbar bzw. zumutbar (NELAK [12]).
Das Projekt MONTANAQUA zeigt, dass die 
Konzession des in der Region Crans-Montana-
Sierre liegenden Kraftwerks keine Regeln zu 
den Restwassermengen enthält und bisher 
auch keine entsprechenden Sanierungsmass-
nahmen umgesetzt wurden. In den Bächen 
der Region fliesst also häufig weniger Wasser, 
als vom Gesetz vorgesehen ist.

Bis 2055 werden rund 280 Wasserkraftkon-
zessionen ablaufen, im Zeitraum von 2035 
bis 2055 werden gehäuft Konzessionsverhält-
nisse auslaufen. Viele Gemeinwesen werden 
sich die Frage stellen müssen, ob sie das ihnen 
je nach Konzessionsinhalt zustehende Heim-
fallrecht ausüben wollen. Diese Frage gewinnt 
vor dem Hintergrund des Klimawandels 
zusätzlich an Bedeutung, der wegen raschem 
Gletscherschwund und Veränderungen im 
Niederschlagsmuster zu grossen Änderungen 
im Abflussregime der Gewässer führen wird. 
Das bedeutet, dass es bei der Neuaushand-
lung der langfristig laufenden Konzessionen 
nicht nur um die Berücksichtigung der Bedürf-
nisse der heutigen Generation geht. Auch den 
Ansprüchen für die langfristige Erhaltung der 
ökologischen Integrität sowie den Interessen 
der zukünftigen Generationen ist dabei ange-
messen Rechnung zu tragen.

Fazit zum Rechtssystem
Die Beispiele zeigen die Komplexität des 
Zusammenspiels verschiedener rechtlicher 
Schutz- und Nutzungsbestimmungen von 
Bund, Kantonen, Gemeinden, Allmende-
institutionen und Privaten. Die hohe 
Beständigkeit der verliehenen Nutzungs-
rechte (Konzessionen von Wasserkraft-
unternehmen oder traditionelle Wasser-
rechte) erhöht zwar die Rechtssicherheit 
für Investoren bzw. die privaten Wasser-
nutzer, erschwert aber die Anpassung an 
veränderte Situationen. Vor Ort funktio-
niert das Zusammenspiel des komplexen 
Systems von Wasserrechten meistens gut. 
Aufgrund verschiedener, teilweise wider-
sprüchlicher Interessen ist ein gemein-
sames Vorgehen in Richtung einer nach-
haltigen Entwicklung jedoch schwierig. 
Insgesamt erweist sich die Vielzahl von 
Regelungen und Beteiligten als hemmend 
für Anpassungen der Gouvernanz.

Baltschiederbach, Tseuzier-Stausee und 
Gries-Staudamm.
Links: WATERCHANNELS
Mitte: MONTANAQUA
Rechts: FUGE
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Fehlende regionale Vision und Integration
Die kleinräumige Organisation der Wasser-
gouvernanz in der Schweiz ist eine Folge der 
getrennten Behandlung der Wasserthemen 
in den gesetzlichen Grundlagen, die durch 
die föderale Struktur verstärkt wird. Dadurch 
werden viele Aufgaben durch die Gemein-
debehörden wahrgenommen. Darunter fin-
den sich mehrheitlich eher kleine und mittlere 
Gemeinden, welche über beschränkte per-
sonelle Ressourcen sowie über mangelndes 
Fachwissen verfügen. Bei solchen Gemeinden 
sind zudem die beträchtlichen finanziellen 
Mittel, die für die notwendigen Investitionen 
in die Infrastrukturentwicklung oft gebraucht 
werden, knapp.
Konflikte zwischen Schutz- und Nutzungsinte-
ressen oder zwischen verschiedenen Wasser-
nutzern manifestieren sich primär auf lokaler 
Ebene, benötigt werden jedoch übergeord-
nete Konfliktlösungsmechanismen. Es sollen 
drei Beispiele genannt werden:

Beispiel 1: Wasserentnahme 
während Trockenperioden
Wasserentnahmen aus Fliessgewässern wer-
den während Trockenperioden in der Regel 
durch die Gemeinden temporär einge-
schränkt oder gar verboten. Dies führt zu Kon-
flikten mit der in dieser Situation ebenfalls 
erschwerten landwirtschaftlichen Produk-
tion zugunsten des Schutzes des Lebensrau-
mes Fluss. Zudem können die fragmentierten 
Regeln – gültig für jeweils eine Gemeinde – zu 
Konflikten zwischen Wassernutzern führen, 
weil nicht in allen Gemeinden entlang eines 
Gewässers oder in einem Einzugsgebiet diese 
Einschränkungen einheitlich geregelt sind 
(DROUGHT-CH [13]).

Beispiel 2: Revitalisierung und Kulturland
Im Rahmen des eidgenössischen Gewässer-
schutzgesetzes sind die Kantone verpflichtet, 
Gewässerräume für Revitalisierungen auszu-
scheiden. Vielfach wurden früher die Flüsse 
gerade für die Urbarmachung des angren-
zenden Landes korrigiert und kanalisiert. Bei 
konkreten Massnahmen wie Aufweitungen 
von Fliessgewässern sind Landwirte oft nicht 
bereit, einen Teil ihres Kulturlandes und damit 
ihr Eigentum abzugeben. Aufgrund von Flä-
chenbeiträgen, die Landwirte als Subventi-
onen erhalten, verlieren sie damit auch Ein-
künfte. Bislang werden Einzelverhandlungen 

geführt, die auf eine Einigung zwischen den 
einzelnen Grundeigentümern und dem Bau-
herrn (meist die kommunale oder kantonale 
Behörde) abzielen; übergeordnete Lösungen 
fehlen.

Beispiel 3: fragmentierte Vereinbarungen
Das Wassernutzungssystem der Region 
Crans-Montana-Sierre ist stark geprägt durch 
bilaterale Vereinbarungen (z.B. zwischen 
Gemeinden), punktuelle Abmachungen und 
tra  ditionelle Wasserrechte (MONTANAQUA 
[14]). Wie Untersuchungen des Projektes 
MON   TANAQUA zeigen, wird der sozioökono-
mische Wandel vermutlich entscheidender 
für die Wassersituation sein als der Klimawan-
del. Nutzungsmuster und wirtschaftliche Ent-
wicklungspfade wie z.B. die Intensivierung des 
Massentourismus, der Wasserkraftnutzung 
oder der Landwirtschaft werden den Bedarf 
von Wasser stärker beeinflussen als die Ver-
minderung der Niederschläge und Abflüsse 
die Verfügbarkeit von Wasser beeinflussen 
wird [15]. Um die steigenden Nutzungsan-
sprüche der verschiedenen Sektoren zu steu-
ern, reichen bilaterale Abkommen nicht mehr 
aus; eine übergeordnete, transparente Bewirt-
schaftung wird notwendig. 

Fazit 
Regional orientierte und sektorenverbin-
dende Lösungsmechanismen werden in 
Zukunft eine viel wichtigere Rolle spielen 
müssen als bisher. Die Koordination bei 
und die Lösung von Konflikten entlang 
eines Fliessgewässers oder zwischen Ober- 
und Unterlieger wird von immer zentrale-
rer Bedeutung. Auch andere Spannungs-
felder akzentuieren sich, wie z.B. zwischen 
Trinkwasserproduktion und Landwirt-
schaft oder Wasserkraftnutzung und Tou-
rismus (für weitere Konfliktsituationen 
siehe thematische Synthese 2). 
Das bedeutet, dass übergeordnete As  -
pekte der Wasserbewirtschaftung –  
seien es Visionen, Leitbilder oder Ziele – 
zukünftig bedeutsamer werden dürften. 
Die Wassergouvernanz muss so gestaltet 
sein, dass sie diesen Entwicklungen Rech-
nung tragen kann. 

Links: Spannungsfelder zwischen Trinkwasser
produktion und Landwirtschaft akzentuieren 
sich. (GW-TREND)
Mitte: Trockenes Bachbett der Thur. 
(DROUGHT-CH)
Rechts: Wasserentnahmen aus Fliessgewässern 
werden in Trockenperioden durch die Gemein-
den eingeschränkt. (AGWAM)

«Es ist ein grosser Gewinn, wenn 
wir es schaffen, das Wasser inter-
kommunal zu managen.»

Maria-Pia Tschopp 
Präfektin des Bezirks Siders

Mehr dazu im    MONTANAQUA 
unter www.nfp61.ch
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In der Wasser-Agenda 21 sind Bun-
desämter, kantonale Fachstellen, 
Berufsverbände, Naturschutzorganisa-
tionen sowie die Forschung vertreten. 
Sie funktioniert als Informationsplatt-
form für interessenübergreifende The-
men sowie als Forum zur Diskussion 
und zur Weiterentwicklung wichtiger 
wasserwirtschaftlicher Themen.

Herausforderungen
Aktuelle und zukünftige Ansprüche an die 
Wasserressource sowie Veränderungen der 
Gesellschaft und der Umwelt können zu einem 
zunehmendem Druck auf die Ressource und 
zu Konflikten zwischen den Akteuren führen. 
Klimaprojektionen gehen davon aus, dass in 
einigen Regionen der Schweiz Trockenheit vor 
allem während der Sommermonate vermehrt 
auftreten wird. Zudem wird sich insbesondere 
im Winter und im Frühjahr im Mittelland die 
Hochwassergefahr verstärken. 
Die skizzierten Beispiele zeigen, dass die frag-
mentierten und kleinräumigen Strukturen, 
das komplexe Rechtssystem und die teilweise 
fehlende Koordination der Akteure bereits 
heute zu Spannungen und Konflikten füh-
ren können. Angesichts der Entwicklungen 
des Klimas, aber auch der Gesellschaft und 
der wirtschaftlichen Dynamiken werden sich 
auch die Handlungsbedingungen verändern. 
Somit sind Anpassungen der aktuellen Was-
sergouvernanz und des Managements not-
wendig. Vorhandene Strategien, Leitbilder 
und Visionen zeigen bereits mögliche Anpas-
sungsstrategien auf. Das Leitbild «Einzugsge-
bietsmanagement» der Wasser-Agenda 21 
verfolgt den Ansatz einer sektorenübergrei-
fenden Bewirtschaftung der Wasserressour-
cen, Gewässer und Wasserinfrastrukturen in 
einem grösseren Gebiet, wenn möglich dem 
hydrologischen Einzugsgebiet [16] (). Anlei-
tungen und Vollzugshilfen des Bundesamtes 
für Umwelt geben konkrete Praxisempfeh-
lungen ().

Auch international hat sich das Konzept des 
integrierten Wasserressourcenmanagements 
durchgesetzt, so beispielsweise in der euro-
päischen Wasserrahmenrichtlinie oder auf 
Ebene der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 
Wegen ihrer grossen Bedeutung sollen diese 
Ansätze im Folgenden in einem Exkurs vorge-
stellt werden.

Exkurs: Wassergouvernanz – 
Erfahrungen der OECD und in der EU

OECD-Studie zur Wassergouvernanz
Eine Studie hat die Wassergouvernanz in 17 
Ländern der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung analysiert 
und Möglichkeiten zu deren Verbesserung 
identifiziert [20]. Diese Studie erlaubt es, die 
Situation der Schweiz im internationalen Ver-
gleich einzuordnen. Die Wasserwirtschaft der 
meisten der untersuchten Länder zeichnet sich 
aus durch eine starke regionale und nationale 
Fragmentierung (bei einer Vielzahl von invol-
vierten Akteuren, die oft voneinander abhän-
gig sind), durch das Fehlen der notwendigen 
Fähigkeiten auf lokaler und regionaler Ebene, 
durch schwache institutionelle, strukturelle 
und regulatorische Rahmenbedingungen 
und ein uneinheitliches Finanzmanagement.

Es wurden folgende Lücken in der aktuellen 
Wassergouvernanz in allen untersuchten Län-
dern beobachtet. Diese sind gleichzeitig auch 
Herausforderungen für eine künftige Gestal-
tung der Gouvernanz und ihrer Umsetzung:
� Diskrepanz zwischen administrativen Ver-

antwortlichkeiten und den zur Verfügung 
stehenden Mitteln.

� Sektorale Fragmentierung von wasserbezo-
genen Aufgaben wegen zerstückelter Ver-
antwortlichkeiten auf nationaler und regi-
onaler Ebene und fehlender institutioneller 
Anreize für eine horizontale Koordination 
zwischen verschiedenen Politikbereichen.

� Diskrepanz zwischen hydrologischen und 
administrativen Grenzen.

� Asymmetrische Information zwischen den 
verschiedenen involvierten Akteuren.

� Ungenügende wissenschaftliche, techni-
sche und infrastrukturelle Fähigkeiten und 
Strategien bei den lokalen Akteuren für die 
Umsetzung.

� Unterschiedliche Zielsetzungen für eine in -
tegrierte Wasserwirtschaft bezüglich finan-
zieller, ökonomischer, gesellschaftlicher 
und ökologischer Belange.

� Fehlende Transparenz der angewandten 
Instrumente.

Was die Orientierung auf das Einzugsgebiet 
betrifft, zeigt die Studie, dass quasiföderale 
Länder wie Australien, Belgien, USA, Spanien, 
Italien und Mexiko Organisationen in Einzugs-
gebieten aufgebaut haben. Diese besitzen 
teilweise eine weitgehende Verantwortung. 
Ihre Hauptaufgabe besteht in der Koordina-
tion der verschiedenen Akteure auf regiona-
ler Ebene durch Planung, Monitoring, Regulie-
rung und Finanzierung. Gleichzeitig sind diese 
neuen Organisationen für die betroffenen 
Akteure politisch oft zu wenig bedeutend und 
werden für ihren übergeordneten Ansatz kriti-
siert. Trotzdem kann festgestellt werden, dass 
die Einzugsgebietsorientierung ein integrales 
Wassermanagement erleichtert.
Als Teil der OECD sind die EU-Länder hervor-
zuheben: Bis 2011 wurden in der EU 170 Ein-
zugsgebiete, primär aufgrund der Wasser-
rahmenrichtlinie, geschaffen (40 davon über 
internationale Grenzen hinweg), welche 60% 
der EU-Fläche abdecken. Jedoch haben bis 
zum Redaktionsschluss der OECD-Studie nur 
91 der 170 Einzugsgebiete ihre Management-
pläne gemäss der Wasserrahmenrichtlinie 
(siehe «Europäische Wasserrahmenrichtlinie», 
Seite 21) abgeliefert. Die Art der neu geschaf-
fenen Einzugsgebietsorganisationen ist dabei 
sehr verschieden: von grossen formalen über 
kleine bis hin zu informellen Organisationen. 
Sie variieren ebenfalls in ihrer Funktionsweise 
und ihrem Zweck.
Insgesamt konnte sich integrales Wasserma-
nagement gemäss den Schlussfolgerungen 
der Studie international noch nicht vollstän-
dig durchsetzen, und in vielen Ländern sind 
die Regelungsstrukturen im Wasserbereich 
unklar: Geteilte Zuständigkeiten, gemein-

Das Bundesamt für Umwelt hat in 
den letzten Jahren verschiedene 
Praxishilfen publiziert. Einerseits 
sind es Methoden und Ansätze zur 
Umsetzung des Leitbildes «Einzugs-
gebietsmanagement» wie z.B. ein 
Vorgehensvorschlag zum Einbezug 
von interessierten und betroffenen 
Akteuren bei der Entwicklung und 
der Entscheidungsfindung in den 
verschiedenen Prozessphasen [17]. 
Anderseits bieten mehrere Publikatio-
nen Unterstützung für den Vollzug der 
Gewässerschutzgesetzgebung [18]. 
Eine widmet sich Fragen des Koordi-
nationsbedarfes bei konkreten Vorha-
ben [19].
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same Verantwortung, Überschneidungen und 
sogar Doppelspurigkeiten existieren in allen 
untersuchten Ländern. Ein allgemein gültiges 
Patentrezept für die erfolgreiche Integration 
im Wasserbereich konnte in den untersuchten 
Ländern nicht identifiziert werden, und die 
Frage nach dem optimalen Ausmass der Inte-
gration bleibt vorerst bestehen. 
Wenn sich auch nicht alle Erfahrungen aus 
der OECD auf die Schweiz übertragen lassen, 
wird doch deutlich, dass die für die Schweiz 
analysierten Probleme auch in anderen Län-
dern auftreten und dass eine verstärkte Inte-
gration – wenn auch mit unterschiedlichen 
Vorgehensweisen – überall als Schlüssel zur 
Bewältigung neuer Herausforderungen gese-
hen wird. Übergreifend geht es also auch in 
den meisten OECD-Staaten – ähnlich wie auf 
EU-Ebene – um: 
� eine verstärkte Orientierung auf das Ein-

zugsgebiet als der zu bewirtschaftenden 
Einheit, 

� eine zunehmende Integration (Aufgaben-
integration, Abstimmung vertikal zwischen 
den Staatsebenen und horizontal auf der-
selben Ebene; Einbezug der relevanten Sek-
toren und Akteuren) sowie 

� das Austarieren eines geeigneten instituti-
onellen Gefüges, d.h. die bestmögliche Ver-
teilung von Aufgabenverantwortlichkeiten, 
Durchführungskompetenz, Finanzierungs-
hoheit und Entscheidungsgewalt – und 
dabei auch um die Frage, wie viel Zentrali-
sierung für die Einführung einer verstärkten 
Integration sinnvoll ist.

Europäische Wasserrahmenrichtlinie
Die europäische Wasserpolitik wurde in den 
vergangenen zehn Jahren grundlegend neu 
geordnet. In der Vergangenheit war diese 
Politik geprägt durch eine Fülle von sektora-
len rechtlichen Grundlagen und das Fehlen 
einer ganzheitlichen Vision. Im Jahr 2000 ist 
die europäische Wasserrahmenrichtlinie in 
Kraft getreten [21]. Sie bietet einen Ordnungs-
rahmen, der alle Gewässer unter Schutz stellt 
und ermöglicht, gemeinsame Zielsetzungen 
für die Wasserpolitiken der einzelnen Mit-
gliedstaaten festzulegen [22]. Sie basiert auf 
vier Hauptpfeilern:
� Koordination der Massnahmen, um für alle 

Gewässer bis 2015 einen guten Zustand zu 
erreichen.

� Einführung eines Bewirtschaftungssystems 
auf der Basis von hydrologischen Einzugs-
gebieten, die über regionale und nationale 
Grenzen hinausgehen.

� Integrale Wasserbewirtschaftung.
� Aktive Beteiligung interessierter Kreise und 

Konsultation der Öffentlichkeit.

Die Richtlinie enthält Grundsätze einer nach-
haltigen Wassergouvernanz wie die Einzugs-
gebietsbewirtschaftung, das Ver ur    sa cher  - 
prinzip, die Beachtung von Kosten-Nutzen- 
Verhältnissen oder den Einbezug von Interes-
senvertretern. 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, sich auf 
einen Bewirtschaftungsplan für ein hydrologi-
sches Einzugsgebiet zu einigen, selbst wenn 
dieses teilweise in das Hoheitsgebiet eines 
Nichtmitglieds reicht. Bei Managementplä-
nen für internationale Einzugsgebiete, die in 
die Schweiz reichen, müssen sich die Mitglied-
staaten mit der Schweiz abstimmen.
Im Jahr 2011 wurde die Gesetzgebung zum 
Schutz der Gewässer in der EU im Rahmen des 
«Blue Print for Safeguarding European Waters» 
analysiert [23]: Die Wasserrahmenrichtlinie 
wird danach weitgehend als ein gutes Beispiel 
für einen integrierten Ansatz in der Umwelt-
politik geschätzt. Es mangelt gemäss der Eva-
luation jedoch an Klarheit der Vorgaben für 
die Mitgliedstaaten bzw. Regionen und lässt 
damit viel Raum für die Interpretation der Vor-
schriften. Es fehlen ein effektiver Ansatz zur 
stärkeren Integration von Wasserbelangen in 
die zentralen Politikbereiche (insbesondere 
Landwirtschaft und Infrastruktur) sowie eine 
Priorisierung bezüglich der Nutzung des Was-
sers. Bezüglich Zusammenarbeit und Koor-
dination konnten insbesondere eine höhere 
Transparenz bei der Umsetzung der Wasser-
gesetzgebung, eine verbesserte Kommuni-
kation, eine Bündelung der Ressourcen sowie 
eine stärkere Vermeidung von grenzüber-
schreitenden Konflikten erreicht werden.
Insgesamt ist die europäische Wasserpolitik 
hinsichtlich einer stärkeren Integration durch 
die Wasserrahmenrichtlinie deutlich in Bewe-
gung gekommen. Da es sich jedoch nicht 
um massgeschneiderte Lösungen für die ein-
zelnen Länder und Regionen, sondern um 
eine flächendeckende Einführung der inte-
gralen Sichtweise handelt, bestehen diverse 
Schwierigkeiten und Probleme, insbesondere 
in Bezug auf die Umsetzung der Regelungen 
durch die EU-Mitgliedstaaten.
Folgende Punkte sind für die Wassergouver-
nanz in der Schweiz relevant: 
� Die Notwendigkeit von Planungen und 

Aktivitäten im Einzugsgebiet ist grundsätz-
lich unbestritten.

� Eine verstärkte Koordination und Koope-
ration zwischen den beteiligten Behörden 
und Verbänden sowie den Staatsebenen ist 
notwendig. 

� Eine sektorale Integration ist zentral, die 
sich nicht nur auf die Wasserwirtschaft be -
schränkt, sondern angrenzende Politikbe-
reiche (wie Landwirtschaft, Energie, Raum-
planung) miteinbezieht.

� Bei der Umsetzung sind Wege zu finden, die 
zur Problemlage der jeweiligen Einzugsge-
biete passen – hier haben sich mit dem 
Top-down-Ansatz der Wasserrahmenricht-
linie auch Umsetzungsprobleme ergeben.
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Eckpfeiler einer nachhaltigen 
Wasser  gouvernanz
Unter Wassermanagement ist der Prozess 
von Planung, Realisierung und Betrieb 
von technischen Systemen zu verstehen. 
Es ist eingebettet in ein gesellschaftliches 
Regelwerk: die Wassergouvernanz. Diese 
zeichnet sich durch die Schlüsselelemente 
Strategien, Rechtsgrundlagen, Koopera-
tions- und Koordinationsprozesse, Instru-
mente sowie institutionelle Strukturen aus. 
Die Gouvernanz ist dann nachhaltig, wenn 
sie zu einer nachhaltigen Entwicklung im 
Wasserbereich beiträgt. Lern- und Anpas-
sungsprozesse hin zu einem nachhaltige-
ren Umgang mit Wasser fokussieren auf die 
Stärkung einer integrativen Herangehens-
weise, die Funktionsfähigkeit des Gesamt-
systems, die Anpassungsfähigkeit sowie 
den Einbezug der relevanten Akteure.

Von der natürlichen Ressource 
zum natürlich-technisch- 
sozioökonomischen System
Wasser in seinen vielfältigen Erscheinungs-
formen (Grundwasser, Oberflächengewässer, 
Niederschlag, Feuchte etc.) ist nicht nur eine 
natürliche biophysische Ressource und ein 
zentrales Element im Ökosystem. Wasser ist 
zugleich ein unersetzliches Lebensmittel (z.B. 
Trinkwasser), ein Konsumgut und ein Produk-
tionsmittel (z.B. als Brauch-, Bewässerungs- 
und Kühlwasser sowie Ressource für Wasser-
kraft). Darüber hinaus sind die Gewässer ein 
Aufnahmemedium für Nährstoffeinträge aus 
der Landwirtschaft oder Abwasser aus Indus-
trie oder privaten Haushalten. Wasser kann 
aber auch eine Bedrohung für den Menschen 
darstellen wie im Falle des Hochwassers. 
Wasser gestaltet Landschaften und Lebens-
räume, die für die Erholung und den Touris-
mus bedeutsam sind. Wie bereits Abbildung 
2 gezeigt hat, führen diese unterschiedlichen 
Ansprüche und Interessen dazu, dass nicht 
nur komplexe Bauwerke für die Wassernut-
zung oder den Hochwasserschutz erstellt und 
unterhalten werden müssen, sondern ebenso 
komplexe politische, gesellschaftliche, sozi-
ale und administrative Regelungen notwen-

dig sind, um den Umgang mit Wasser zu steu-
ern und Interessenkonflikte zu bewältigen. Da 
sich in jüngster Zeit die Interessenkonflikte 
um die Nutzung der Ressource Wasser in ihren 
unterschiedlichen Dimensionen weiter ver-
schärft haben, ist auch die Bedeutung dieser 
gesellschaftlichen Spielregeln stark gestie-
gen. Es ist daher nicht erstaunlich, dass in der 
Politik, der Forschung und der Praxis Begriffe 
wie «nachhaltige Wassergouvernanz», «integ-
riertes Wassermanagement» oder «integrales 
Einzugsgebietsmanagement» immer häufiger 
verwendet werden. Was damit genau gemeint 
ist und welche Unterschiede und Überlap-
pungen dabei bestehen, soll dieses Kapitel 
klären. Dabei sollen besonders die folgenden 
zwei Grundfragen beantwortet werden:
� Wo liegt der Unterschied zwischen Gouver-

nanz und Management von Wasser?
� Wie wird aus einer gegebenen Wassergou-

vernanz eine nachhaltige Wassergouver-
nanz? 

Auf der Basis der NFP 61-Projekte IWAGO und 
MONTANAQUA wird dabei der konzeptio-
nelle Boden für die spätere Analyse konkreter 
Ansätze für einen nachhaltigen Umgang mit 
Wasser gelegt.

Wassermanagement
Management lässt sich definieren als der Pro-
zess der Planung und Projektierung, der Reali-
sierung und des Betriebs von Infrastrukturen 
und technischen Systemen der Wasserwirt-
schaft. Beispiele dazu sind Trink- und Abwas-
seranlagen, Kraftwerke oder Bewässerungs-
systeme. In der Praxis ist dieser Prozess oft 
als «Managementzyklus» bekannt. Er umfasst 
alle Schritte von der Zielformulierung und 
der Strategieentwicklung über die Massnah-
menplanung, die Projektierung bis zur Rea-
lisierung, ebenso wie die Bewirtschaftung 
(Betrieb und Unterhalt) und das Monitoring 
und die Erfolgskontrolle (siehe Abbildung 6). 
Aufgrund der Ergebnisse von Monitoring und 
Erfolgskon trolle werden in diesem Zyklus nöti-
genfalls die Massnahmen erneut optimiert 

Abb. 6: Managementzyklus. (Quelle: IWAGO [24], 
angepasst)

(z.B. ein Ausbau vorgenommen), und der Zyk-
lus beginnt von Neuem.
Das Management von Wasseranlagen wird 
seit Längerem nicht mehr isoliert betrieben, 
sondern mit anderen Anlagen im Einzugs-
gebiet und den Bedürfnissen anderer Sek-
toren – z.B. Landwirtschaft, Naturschutz –
abgestimmt. In diesem Fall spricht man von 
integriertem Wassermanagement im Einzugs-
gebiet (IWM). IWM bezeichnet also die sek-
torübergreifende Bewirtschaftung der Was-
serressourcen und Wasserinfrastrukturen als 
Gesamtsystem in einem Einzugsgebiet und 
umfasst den gesamten Bewirtschaftungszyk-

Wasser-
management

RealisierungProjektierung

Planung Bewirtschaftung

Ziele und
Strategien

Erfolgskontrolle 
und Monitoring
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Das Einzugsgebiet bezieht sich in 
der Regel auf die naturräumliche 
Abgrenzung von Oberflächengewäs-
sern oder Grundwasserkörpern – die 
hydrologischen Einzugsgebiete. Unter 
einem technischen Einzugsgebiet ist 
hingegen der Perimeter des gebauten 
Infrastrukturnetzes z.B. von Abwasser-
kanälen oder Trinkwasserleitungen zu 
verstehen.

Eckpfeiler einer nachhaltigen Wassergouvernanz

lus von Planungs-, Umsetzungs- und Überwa-
chungsprozessen. IWM im Einzugsgebiet wird 
als Synonym für integrales Einzugsgebiets-
management verwendet (siehe auch [16], ).

Wassergouvernanz
Das Management einzelner Anlagen, aber 
auch das integrierte Management im Einzugs-
gebiet, ist immer eingebettet in ein gesell-
schaftliches Regelwerk: Das sind Regeln, die 
auf rechtlich verankerter oder informeller Basis 
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
darstellen und die grundlegenden Zusam-
menarbeitsformen definieren. Mit diesem 
Rahmen drückt die Gesellschaft die überge-
ordneten Werte aus, nach denen sich Wasser-
management zu richten hat. Die Gesellschaft 
definiert also gleichsam das Spielfeld und die 
Spielregeln, in denen «das Spiel» – hier das 
Management von wasserbezogenen Anlagen 
– stattfinden kann.
In diesem Sinn wird Wassergouvernanz defi-
niert als «die Gesamtheit der formellen und 
informellen Regelungen, der Kooperations- 
und Koordinationsprozesse, der institutionel-
len Strukturen und deren Zusammenspiel, 
welche kollektive Angelegenheiten unter den 
beteiligten Akteuren steuern und koordinie-
ren, und zwar sowohl in und zwischen den 
Bereichen Wassernutzung, Gewässerschutz 
und Hochwasserschutz als auch auf und zwi-
schen verschiedenen räumlich-administra-
tiven Ebenen». Die Definition stammt leicht 
angepasst aus dem Projekt IWAGO [24], auf 
Basis zahlreicher Quellen (siehe z.B. [25], [26], 
[27]).
Wassergouvernanz umfasst somit:
� formelle und informelle Aspekte, z.B. 

Gesetze und Verordnungen, aber auch 
Absprachen, Traditionen;

� Strukturen, z.B. Gesetzgebungshoheit, Ver-
antwortlichkeiten für Durchführung oder 
Finanzierung von Massnahmen, wie auch 
Prozesse, z.B. Koordinationsprozesse;

� verschiedene staatliche Ebenen: Bund, Kan-
tone, Einzugsgebiete und regionale Träger-
schaften, Gemeinden;

� öffentliche und private Akteure, z.B. Nutzer 
wie Landwirte, Unternehmen, Anwohner 
und deren Zusammenspiel;

� alle Schutz- und Nutzungsinteressen im 
Zusammenhang mit Wasser und Gewäs-
sern.

Die Gouvernanz bezieht dabei – wie erwähnt 
– auch den gesellschaftlichen Werterahmen 
ein und setzt ihn um. In einem konkreten Fall, 
z.B. in einem Kanton, manifestiert sich die 
Gouvernanz in den folgenden Schlüsselele-
menten:
� Strategien: Leitbilder, Strategiedokumente, 

Konzepte und Sachpläne, die auch Zielset-
zungen enthalten, z.B. Grenzwerte für Stoff-
einträge oder Rechte zur Wasserentnahme;

� Instrumente: Gebote und Verbote, markt-
wirtschaftliche und finanzielle Instrumente 
wie z.B. Wasserabgaben oder Subventio-
nen, Service- und Infrastrukturinstrumente 
wie die Bereitstellung der Versorgung und 
Entsorgung, Vereinbarungen, Kommunika-
tionsinstrumente;

� Institutionelle Strukturen (gemeint sind 
hier formelle und informelle Organisa-
tionen, z.B. in der öffentlichen Verwaltung 
oder in kantonsübergreifenden Gremien, 
);

� Rechtsgrundlagen: Rechtsnormen, d.h. Ver-
fassung, Gesetze, Verordnungen, Weisun-
gen oder zwischenstaatliche Verträge;

� Kooperations- und Koordinationsprozesse: 
formelle und informelle Abläufe in der 
Zusammenarbeit verschiedener Akteure 
und Institutionen. 

Mit diesen Schlüsselelementen bildet die 
Gouvernanz den Rahmen für die verschiede-
nen Projekte und Aktivitäten des Wasserma-
nagements (siehe Abbildung 7). Das heisst 
also, das Wassermanagement ist immer in 
die Gouvernanz eingebettet und wird durch 
sie beeinflusst. Gleichzeitig können Verände-
rungen in den Praktiken des Wassermanage-
ments auch zu Anpassungen der Gouvernanz 
führen.
Die Schlüsselelemente der Gouvernanz könn-
ten auch gemäss der klassischen politikwis-
senschaftlichen Terminologie, der drei Dimen-
sionen «polity» (Form, Struktur, Institutionen), 
«policy» (Inhalte, Massnahmen) und politics 
(Prozesse, Verfahren, Konflikte), strukturiert 
werden.
Die Wassergouvernanz ist ein Oberbegriff für 
die komplexen Entscheidungsstrukturen in 
der Wasserwirtschaft. Aber die Gouvernanz 
ist nicht bloss ein Zustand, sondern sie entwi-
ckelt sich laufend weiter, hat also einen dyna-
mischen Charakter. Sie umfasst auch die Pro-
zesse, über die sich das «Spielfeld» fortlaufend 

Im Projekt IWAGO wurde die schweizerische 
Praxis des Wassermanagements (z.B. Einteilung 
nach Wassereinzugsgebieten [links]) und der 
Gouvernanz untersucht [Mitte]).
Alle Photos: IWAGO

Der Begriff Institutionen (lat. ins-
titutio, «Einrichtung») wird in den 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten uneinheitlich definiert. Oft wird 
«Institutionen» als breit gefasster 
Oberbegriff verwendet, der alle Arten 
von Regelsystemen umfasst, die das 
soziale Verhalten prägen. Für die vor-
liegenden, eher praxisorientierten 
Ausführungen wird «Institutionen» 
für gesellschaftliche Einrichtungen 
wie Behörden, Gerichte, Verwaltun-
gen, Verbände, private und öffentlich-
rechtliche Unternehmungen sowie 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
verwendet. Die «institutionellen Struk-
turen» stehen dann für den Aufbau 
und die Art der Zusammenhänge zwi-
schen den Institutionen.
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an neue Gegebenheiten anpasst. Die ent-
sprechenden Lern- und Anpassungsprozesse 
sind im Wasserbereich oft darauf ausgerich-
tet, die Integration, die Funktionsfähigkeit der 
Gouvernanz, die Partizipation und die Anpas-
sungsfähigkeit zu verbessern. Dies illustriert 
die Abbildung 8.
Die Wassergouvernanz ist zudem ihrerseits 
in ein Umfeld eingebettet, das zu Wechsel-
wirkungen mit den naturräumlichen, techni-
schen, gesellschaftlichen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen führt. Ein Beispiel 
hierzu: Wenn sich infolge des Klimawandels 
die Verteilung und die Menge der Nieder-
schläge und die Temperaturen verändern, 
führt dies sowohl zu Forderungen nach Ver-
änderungen auf der Ebene der Grundwerte, 
nach denen Wasser gesellschaftlich genutzt 
werden soll, als auch nach konkreten Anpas-
sungen im Management der davon betroffe-
nen technisch-administrativen Systemkom-
ponenten. Ein weiteres – aktuelles – Beispiel, 
bei dem nicht biophysische Veränderungen, 
sondern neue gesellschaftliche Wertsetzun-
gen zum Wandel von Rahmenbedingungen 
führen, ist die Energiepolitik [28]: Das derzeit 
diskutierte Programm des Atomausstieges in 
der Schweiz führt dazu, dass die bestehen-
den Regelungen zur Nutzung von Wasser für 
die Energieerzeugung und zur Erhaltung von 
aquatischen Habitaten oder zum Landschafts-
schutz stärker in Konflikt geraten. Erforderlich 
sind daher eine Klärung des Werterahmens 
und anschliessend eine Anpassung der Spiel-
regeln, also der Gouvernanz. Gestützt darauf 
ergeben sich auch Veränderungen im Wasser-
management. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
das Wassermanagement eingebettet und Teil 
eines Geflechts von Regelungen und Ab läufen 
ist, das als Wassergouvernanz bezeichnet wird. 

Die Wassergouvernanz drückt einen gesell-
schaftlichen Werterahmen aus und weist   viel-
fältige Wechselwirkungen mit den natürli-
chen, technischen und ökonomischen Rah-
menbedingungen auf.
Die Anpassung von Gouvernanz und Manage-
ment an die gesellschaftlichen, naturräumli-
chen und technischen Rahmenbedingungen 
wird in erster Linie über Aushandlungs- und 
Lernprozesse gesteuert, wozu auch die Anpas-
sungen von Regelungen im demokratischen 
Prozess gehören. Dabei geht es darum, die Art 
der Integration zwischen den räumlichen und 
institutionellen Ebenen sowie den Sektoren 
der Wasserwirtschaft anzupassen, die Anpas-
sungsfähigkeit und die Funktionsfähigkeit des 
Gesamtsystems zu verbessern sowie den Ein-
bezug der relevanten Akteure zu stärken.

Nachhaltige Wassergouvernanz
Wassergouvernanz kann man als «nachhal-
tig» bezeichnen, wenn sie dazu beiträgt oder 
sicherstellt, dass im Bereich des Wassers eine 
nachhaltige Entwicklung gefördert wird. 
Bevor eine «nachhaltige Wassergouvernanz» 
genauer definiert werden kann, muss der 
Begriff «nachhaltige Entwicklung» für den 
Wassersektor kurz erläutert werden: Im Sinne 
der Definition des Brundtland-Berichtes von 
1987 besagt der Begriff, dass die heutige Ent-
wicklung so gestaltet werden soll, dass die 
Entwicklungschancen der zukünftigen Gene-
rationen nicht beeinträchtigt werden. Was das 
heisst, muss jeweils im nationalen, regionalen 
oder lokalen Kontext konkretisiert werden, 
und hierfür braucht es einen Aushandlungs- 
und Lernprozess, der die Schlüsselakteure in 
die Definition und die Umsetzung von Nach-
haltigkeit einbezieht. Dies ist deshalb zentral, 
weil es bei der Nachhaltigkeit um Werte und  

Abb. 7: Wassergouvernanz als Rahmen und 
Spielfeld für Wassermanagement.
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Normen geht, die am besten über eine politi-
sche Verhandlung gesellschaftlich verbindlich 
werden. 
Die in dieser Arbeit berücksichtigten For-
schungsprojekte des NFP 61 gingen mit die-
sen Herausforderungen unterschiedlich um. 
IWAGO definierte nachhaltige Wassergouver-
nanz unter Berücksichtigung der Vorschläge 
des Bundesrates und der Bundesämter [29]; 
MONTANAQUA, WATERCHANNELS und SWIP 
führten inter- oder transdisziplinäre Work-
shops mit Schlüsselakteuren durch, in denen 
gemeinsam spezifische Kriterien für eine 
nachhaltige Entwicklung erarbeitet wurden. 
Die vorliegende thematische Synthese schlägt 
eine Definition nachhaltiger Wassergouver-
nanz vor, die sowohl die allgemeinen Kriterien 
des Bundes als auch die jeweiligen Konkreti-
sierungen der erwähnten Forschungsprojekte 
berücksichtigt. Basierend auf diesen Grund-
überlegungen wurden in der vorliegenden 
thematischen Synthese Kriterien für die drei 
klassischen Zieldimensionen der nachhal-

tigen Entwicklung entwickelt: Wirtschaft, 
Gesellschaft und Ökologie (siehe Tabelle 1).
Obschon nur im jeweiligen Kontext festgelegt 
und konkretisiert werden kann, was «nach-
haltig» bedeutet, lassen sich doch allgemeine 
Kriterien beschreiben, die als Grundgerüst 
für konkrete Nachhaltigkeitsbeurteilungen 
verwendet werden können. Diese bilden ein 
Basissystem, das im jeweiligen Kontext verän-
dert und ergänzt werden kann.
Wie kann eine – gemäss diesen Kriterien 
umschriebene – nachhaltige Entwicklung im 
Wassersektor erreicht werden? Hierzu braucht 
es unter anderem gesellschaftlich-politische 
Strukturen, Regelungen und Prozesse – also 
eine entsprechende Gouvernanz – und es 
braucht – wie oben erwähnt – einen Aus-
handlungs- und Lernprozess, um die Fortent-
wicklung und die Anpassungsfähigkeit der 
Gouvernanz sicherzustellen.
Entsprechend kann eine nachhaltige Wasser-
gouvernanz einerseits als Zustand verstan-
den werden, in dem die Gouvernanz dank 

Abb. 8: Gouvernanz, deren Umfeld sowie 
Anpassungs- und Lernprozesse.

MONTANAQUA, WATERCHANNELS und SWIP 
führten inter- oder transdisziplinäre Workshops 
mit Schlüsselakteuren durch. 
Links: Foto Emmanuel Rey
Mitte: WATERCHANNELS
Rechts: Foto Max Maurer
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Kriterium Unterkriterium Beschreibung

G1 Integration fördern Abstimmung über relevante Sektoren 
hinweg Handlungsweisen sind räumlich zweckmässig zugeordnet und aufeinan-

der abgestimmt, ebenso zwischen den Wassersektoren und den angren-
zenden Politikbereichen; sie sind zwischen den Staatsebenen (institutio-
nell) auf der jeweiligen staatlichen Ebene (horizontal) abgestimmt. 

(Vertikale) Abstimmung über Staatsebenen hinweg

(Horizontale) Abstimmung im Raum und richtiger 
räumlicher Massstab

G2 Klarheit und 
Funktionsfähigkeit 
der Strukturen und Prozesse 
sicherstellen

Funktionsfähige und effiziente Institutionen und 
Prozesse

Die Strukturen und Prozesse müssen effizient und funktionsfähig bleiben, 
was gelingt, wenn klar ist, wer welche Rechten und Pflichten hat, und 
wenn unvermeidliche Konfliktsituationen wirksam bewältigt werden  
können.

Klare Zuordnung von Rechten und Pflichten,  
insbesondere Nutzungs- und Schutzrechten an 
den Ressourcen 

Leistungsfähige Mechanismen zur Konfliktlösung

G3 Partizipation fördern Einbezug der relevanten Akteure

Alle relevanten Akteure sind in Planungs- und Entscheidungsprozesse  
einbezogen; Entscheidungsprozesse sind systematisch und transparent.

Transparenz des Prozesses

Ausreichender Grad an Mitwirkungs-
möglichkeit

G4 Anpassungsfähigkeit 
erhalten

Zugang zu Ressourcen (finanzielle, zeitliche,  
personelle), Technologie und Wissen

Alle Akteure verfügen über die erforderlichen Fähigkeiten, sich an Verände-
rungen anzupassen; hierzu sind die Aspekte wichtig, die als Unterkriterien 
aufgeführt sind.

Flexibilität und Robustheit von institutionellen  
Strukturen 

Fähigkeit zum Lernen, zur Zusammenarbeit und  
zur Vernetzung

Dimension Kriterium Beschreibung

Wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit

W1 Wassernutzen 
optimieren

Die wirtschaftlichen Bedürfnisse der verschiedenen Wassernutzenden (wie Haushalte, 
Landwirtschaft, Energiewirtschaft, Industrie/Gewerbe/Dienstleistungen, Tourismus, 
Schifffahrt) sind befriedigt; Voraussetzung dafür ist, dass Wasser in genügender Quantität 
und Qualität verfügbar ist (zeitlich und örtlich bedürfnisgerecht)

W2 Wassernutzungen 
effizient und kostengünstig gestalten

Die verschiedenen Wassernutzungen weisen langfristig geringe Kosten über den ganzen 
Lebenszyklus auf (Investitions-, Betriebs- und Unterhaltskosten). Damit sind auch die 
Belastungen für die Wassernutzenden (vor allem Industrie, private Haushalte und Land-
wirtschaft) moderat 

W3 Siedlungsgebiete und Infrastrukturen 
vor Hochwasser schützen

Schäden durch Hochwasser, insbesondere an Bauten und Infrastrukturen, werden so 
weit als möglich vermindert

Ökologische 
Verantwortung

U1 Naturräume und Artenvielfalt im 
und am Gewässer erhalten

Der Naturraum und die Artenvielfalt im und am Gewässer sind intakt und können sich 
vielfältig und natürlich entwickeln; Gewässer sind nicht durch Verbauungen beeinträchtigt

U2 Wasserquantität 
sicherstellen

Grund- und Oberflächengewässer werden nicht übernutzt, Restwassermengen sind 
ausreichend

U3 Wasser- und Gewässerqualität 
sicherstellen

Grund- und Oberflächengewässer werden nicht durch chemische oder biologische 
Verunreinigungen oder zu hohe / zu tiefe Temperaturen belastet

Gesellschaftliche 
Solidarität

S1 Gerechtigkeit und Solidarität 
gewährleisten

Kosten, Nutzen und Risiken sind unter den Beteiligten fair verteilt (sowohl zwischen  
Sektoren, als auch regional – z.B. zwischen Ober- und Unterliegern – und sozial, d.h. 
bezüglich sozioökonomischer Gruppierungen)

S2 Soziokulturelle Werte erhalten Die Bedeutung der Gewässer für Kultur, Erholung und Tourismus bleibt erhalten

S3 Gesundheit der Menschen 
fördern und schützen

Gesundes Trinkwasser und eine hygienische Abwasserentsorgung sind gewährleistet

Tabelle 2: Prozesseigenschaften einer nachhaltigen Wassergouvernanz (Gouvernanzkriterien).

Tabelle 1: Kriterien für eine nachhaltige Wassergouvernanz auf der Grundlage von NFP 61-Projekten.
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Institutionen und Koordinations- und Koope-
rationsprozessen einen nachhaltigen Zustand 
beschreibt. Anderseits ist eine nachhaltige 
Wassergouvernanz als Prozess zu verstehen, 
in dem alle relevanten Akteure die generel-
len Ziele der Nachhaltigkeit kontextabhängig 
konkretisieren, ein gemeinsames Verständ-
nis für die Probleme der Gegenwart und eine 
Vision für die Zukunft entwickeln und im Hin-
blick auf die Realisierung dieser (Nachhaltig-
keits-)Ziele die bestehende Wassergouver-
nanz verändern (MONTANAQUA [30]). 
Die durch diesen Prozess optimierte Wasser-
gouvernanz ermöglicht es (im Idealfall), die 
Wasserressourcen so zu bewirtschaften, dass 
die Nachhaltigkeitsziele bezüglich Umwelt, 
Wirtschaft und Gesellschaft besser eingelöst 
werden können; mit anderen Worten, nach-
haltige Wassergouvernanz misst sich an ihrem 
Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung ins-
gesamt. Abbildung 9 stellt diesen Zusammen-
hang dar.
Als wichtigste Kriterien für diesen Prozess und 
damit die Optimierung der Gouvernanz wer-
den vier Kriterien vorgeschlagen, die man 
sowohl als Prozesseigenschaften als auch als 
Gouvernanzkriterien verstehen kann (siehe 
Tabelle 2). Die Kriterien basieren auf Über-
legungen der Projekte IWAGO und MONTA-
NAQUA.
� Eine Integration von Sichtweisen ist not-

wendig angesichts der vielfältigen Schnitt-
stellen zwischen verschiedenen Teilräu-
men, unterschiedlichen Bereichen des 
Wassersektors, angrenzenden Politikberei-
chen und der auf verschiedenen Staatsebe-
nen verteilten Zuständigkeiten.

� Die Strukturen und Prozesse müssen trotz 
einer integrativen Vorgehensweise effizient 
und funktionsfähig (und somit auch kos-
tengünstig) bleiben. Dafür ist es erforder-
lich, dass Rechte und Pflichten klar zuge-
ordnet und Konfliktlösungsmechanismen 
vorhanden sind.

� Eine systematische und transparente Par-
tizipation aller relevanten Akteure sowie 

der breiteren Bevölkerung ist wichtig, um 
die Nachhaltigkeitsziele für den jeweiligen 
Kontext zu konkretisieren, die verschiede-
nen Bedürfnisse und Interessen gegenein-
ander abzuwägen und eine breite Palette 
von Wissen und Erfahrungen zu berück-
sichtigen. 

� Der Verbesserung der Anpassungsfähig-
keit kommt angesichts von Unsicherhei-
ten und Veränderungen im Zuge des Kli-
mawandels und des sozioökonomischen 
Wandels eine wichtige Bedeutung zu. 
Anpassungsfähigkeit wird verstanden als 
die Fähigkeit von Akteuren, sich proaktiv 
auf mögliche Veränderungen vorzuberei-
ten bzw. auf diese zu reagieren. Dabei geht 
es um ein grundlegendes Umdenken und 
eine Veränderung von Handlungsstrate-
gien, was sowohl Flexibilität als auch Ver-
trauen unter den Akteuren erfordert ([31], 
MONTANAQUA [14]). Das entspricht auch 
den Empfehlungen des Intergovernmental 
Panel on Climate Change [32], das Anpas-
sungsfähigkeit beeinflusst sieht durch (1) 
den Zugang der Akteure zu Wissen und 
Information, (2) finanzielle, zeitliche und 
personelle Ressourcen, (3) die Fähigkeit zur 
Zusammenarbeit unter den Akteuren und 
(4) Lernfähigkeit der Akteure.

Wege zu einer nachhaltigeren 
Wassergouvernanz

Über Lernschlaufen zu Anpassungen 
der Gouvernanz
In den vorstehenden Überlegungen wurde 
ein Verständnis von nachhaltiger Gouvernanz 
im Wasserbereich dargelegt, und daraus wur-
den Anknüpfungspunkte für ihre Erreichung 
entwickelt. Dabei zeigte sich, dass einige all-
gemeine Kriterien abgeleitet werden konnten, 
obwohl Nachhaltigkeit an sich an konkrete 
Problemlagen vor Ort und kontextspezifi-
sche Bedingungen gebunden ist. Die Frage ist 

Eckpfeiler einer nachhaltigen Wassergouvernanz

Abb. 9: Nachhaltige Wassergouvernanz als 
Prozess der Konkretisierung von Zielen und 
Massnahmen und als Summe der Institutionen 
und Regelungen, die eine nachhaltige Entwick-
lung – dargestellt als Dreieck – ermöglichen. 

«Nachhaltiges Wassermanage-
ment bedeutet auch, mit der 
Bevölkerung zu bestimmen, was 
eine nachhaltige Zukunft einer 
Region ist.»

Flurina Schneider
Projektkoordinatorin MONTANAQUA
Universität Bern

Mehr dazu im    MONTANAQUA 
unter www.nfp61.ch
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nun, wie eine nachhaltige Wassergouvernanz 
als dynamisches, sich änderndes und daher 
immer wieder neu zu definierendes, Konzept 
umgesetzt werden kann. Dazu sollen hier 
Überlegungen zu gesellschaftlichen Lernpro-
zessen aus der Literatur der Nachhaltigkeits-
forschung einbezogen werden [33], [34], [35]. 
Veränderungen und Reformen hin zu einer 
nachhaltigeren Wassergouvernanz werden 
in der Literatur auch als Lern- und Aushand-
lungsprozesse zwischen Akteuren der Politik 
und der Verwaltung, Interessenvertretern und 
der breiteren Bevölkerung verstanden.
Ausgangspunkt ist eine Typologie von Lern-
prozessen nach Armitage et al. [36], die als 
Grundlage für die Charakterisierung von Lern- 
und Aushandlungsprozessen in der Wasser-
wirtschaft dienen kann ().
Verbesserungen der Wassergouvernanz in 
Richtung einer nachhaltigen Entwicklung fin-
den demnach über verschiedene Lernschlau-
fen statt. Diese unterscheiden sich darin, wie 
komplex und weitreichend die Anpassungen 
sind.
Für die Reformschritte in der Schweizer Was-
serwirtschaft und die Analyse von aktuel-
len Fallbeispielen (siehe Kapitel «Praxis der 
nachhaltigen Wassergouvernanz», Seite 31), 
wurden in dieser thematischen Synthese auf 
der Basis der zitierten Konzepte vier Typen 
von Lernschlaufen neu entwickelt und defi-
niert. Wie in Abbildung 10 dargestellt, unter-
scheiden wir zwischen (1) Optimierungen im 
Managementzyklus, (2) informellen Verbesse-
rungen der Zusammenarbeit zwischen den 
relevanten Akteuren, (3) verbindlichen Ände-
rungen der formellen Institutionen und (4) 
dem Einbezug weiterer Sektoren jenseits der 
Wasserwirtschaft.
Die Lernschlaufen sind miteinander verbun-
den: Veränderungen auf einer höheren Ebene 

(z.B. Anpassungen von Zielsetzungen im Rah-
men einer doppelten Lernschlaufe) ziehen 
immer auch Anpassungen auf den niedrigen 
Ebenen nach sich. Verbesserungen der Opti-
mierungsschlaufe oder der einfachen Lern-
schlaufe sind punktuell zweckmässig, führen 
aber noch nicht zu einer umfassenden Reform 
der Wassergouvernanz.
In die Lernschlaufen sind verschiedene Ak -
teure einbezogen und die Lern- und Anpas-
sungsprozesse stellen hohe Ansprüche an die 
Beteiligten. Auf der technischen Ebene des 
Wassermanagements stellt sich die Frage, ob 
die zuständigen Akteure – auch angesichts 
der starken Fragmentierung – genügend pro-
fessionell arbeiten. Zudem ist der Einbezug 
der politischen Akteure anspruchsvoll, vor 
allem wenn es sich um Milizpolitikerinnen und 
Milizpolitiker handelt. Das macht deutlich, wie 
wichtig die Anpassungsfähigkeit und insbe-
sondere der finanzielle, zeitliche und perso-
nelle Zugang zu Ressourcen, Technologie und 
Wissen für die Reformen ist (siehe Tabelle 2).
Die wichtigsten Merkmale der skizzierten vier 
Lernschlaufen sind in Tabelle 3 zusammenge-
fasst. Auf die einzelnen Schlaufen wird im Fol-
genden kurz eingegangen.

Optimierung des Managements 
In dieser Lernschlaufe werden Anpassungen 
im Rahmen des Managementzyklus vorge-
nommen, ohne die übergeordneten Stra-
tegien, Zielsetzungen und Rahmenbedin-
gungen zu verändern. Beispiele sind etwa 
eine neue Reinigungsstufe einer Abwasser-
behandlungsanlage, eine neue Technologie 
für die Gewährleistung der Bewegungsfrei-
heit von Fischen in gestauten Flussläufen, die 
Umstellung von Schwerkraft- zu Tropfbewäs-
serung oder das Einführen von neuen Über-
wachungs- oder Buchhaltungssystemen.

Abb. 10: Die vier Lernschlaufen und ihr Beitrag 
zur Anpassung der Wassergouvernanz.

 Typologie von Lernprozessen 
 nach Armitage et al. [36]
�	«Single-loop learning» betrifft typi-

scherweise die Identifikation und 
die Implementierung von Strategien 
und Handlungen, die bestehende 
Institutionen optimieren oder ergän-
zen, ohne dass die ihnen zugrunde 
liegenden Zielsetzungen hinterfragt 
werden. 

� «Double-loop learning» findet statt, 
wenn die Zielsetzungen und Werte, 
die den routinemässig angewand-
ten Regeln und Managementabläufe 
unterlegt sind, kritisch hinterfragt 
werden, beispielsweise hinsichtlich 
ihrer Relevanz für eine nachhaltige 
Entwicklung oder bezüglich ihrer 
Anpassungsfähigkeit an die Folgen 
des Klimawandels. 

� «Triple-loop learning» bezeichnet 
Aushandlungs- und Lernprozesse, bei 
de  nen neben den Grundwerten auch 
gesellschaftliche Strukturen in die 
gemeinsame Überprüfung der beste-
henden Institutionen der Wasser-
gouvernanz aufgenommen werden. 
Die Ergebnisse aus den Single- und 
Double-loop-Lernprozessen werden 
vor dem Hintergrund grundlegender 
Merkmale der Gouvernanz hinter-
fragt; Lernprozesse können somit 
als Weg von einer aktuellen zu einer 
nachhaltigeren Ressourcengouver-
nanz verstanden werden [37].
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management

GOUVERNANZ

1 Optimierung des
Managementzyklus

2 Informelle Verbesserung 
der Zusammenarbeit und
der Partizipation

3 Formelle und verbindliche
Anpassung der Gouvernanz

4 Abstimmung und Integration
mit Sektoren ausserhalb 
der Wasserwirtschaft

1

2

3

4



29Eckpfeiler einer nachhaltigen Wassergouvernanz

Tabelle 3: Vier Typen von Lernschlaufen und deren Bezug zur Praxis einer nachhaltigeren Wassergouvernanz.

Lernschlaufen Was wird hinterfragt 
und wo wird – falls 
nötig – angepasst?

Schlüsselfragen Wie erfolgt 
die Anpassung?

Typischerweise 
beteiligte Akteure

Beispiel

1
Optimierungs-
schlaufe

Ausgestaltung von 
Schritten im Manage-
mentzyklus 

Tun wir die Dinge 
richtig? Was können 
wir tun, ohne Abläufe 
oder Regeln ändern 
zu müssen?

Optimierung des Was-
sermanagements: meist 
kurzfristige und vorüberge-
hende Anpassungen inner-
halb bestehender Organisa-
tionsstrukturen und Abläufe 

Technisch-operative 
Verantwortliche

Ausbau und Betriebsopti-
mierung einer Abwasserrei-
nigungsanlage durch ent-
sprechende Fachleute

2
Einfache 
Lernschlaufe

Unmittelbare Ziele, 
die mit gegebenen 
Managementzyklen 
verbunden sind, sowie 
die bisherige Auswahl 
der einbezogenen 
Akteure

Tun wir die richtigen 
Dinge? Sollen Ziel-
setzungen angepasst 
werden, an denen sich 
das Management aus-
richten muss? Sollen 
hierzu neue Strategien 
entwickelt und Akteure 
eingebunden werden?

Überdenken und Weiter-
entwickeln der bisherigen 
Strategien;   
Stärkung von informeller 
Zusammenarbeit und Par-
tizipation, z.B. durch Aus-
weiten der bestehenden 
Koordination, der informel-
len Zusammenarbeit oder 
Informationsaustausch

Technische und politische 
Verantwortliche meist auf 
kommunaler und regionaler 
Stufe

Informationsaustausch zwi-
schen technisch-politischen 
Vertretern von Abwasser-
entsorgung und Wasserver-
sorgung in einer Region

3
Doppelte  
Lernschlaufe

Übergreifende Wertset-
zungen des Umgangs 
mit Wasser, die sich 
insbesondere über ins-
titutionelle Strukturen, 
veränderte Zielsetzun-
gen oder politische 
Instrumente (und die 
entsprechenden recht-
lichen Grundlagen) aus-
drücken

Wie soll sich der 
Umgang mit Wasser 
verändern? Welche 
Zielsetzungen müssen 
dazu neu eingeführt 
oder verändert werden? 
Welche formellen insti-
tutionellen Strukturen 
und welche politischen 
Instrumente müssen 
wie angepasst werden?

Neue Zielfestlegungen; 
formelle Erneuerung von 
Institutionen und Instru-
menten; 
Veränderung von bestehen-
den formellen Institutionen, 
Instrumenten, grundle-
gende Zuweisung von 
Rechten und Pflichten

Politische Verantwortliche 
im Wassersektor primär auf 
kantonaler und nationaler 
Ebene

Stärkere Verankerung von 
Umweltaspekten in Geset-
zen; 
Bildung einer neuen Träger-
schaft in einem Einzugs-
gebiet; 
Erhebung von Lenkungs-
abgaben

4
Integraler gesell-
schaftlicher 
Lernprozess

Abstimmung und Inte-
gration mit Sektoren 
ausserhalb der Wasser-
wirtschaft

Welche weiteren Sekto-
ren sind einzubeziehen, 
um eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung 
zu erreichen? Wie kann 
die Zusammenarbeit 
mit anderen Sektoren 
optimal ausgestaltet 
werden, um den Schutz 
von Wasserressourcen 
oder Belange der Was-
sernutzung besser zu 
berücksichtigen?

Abstimmung und Integra-
tion mit Sektoren ausser-
halb der Wasserwirtschaft;
Einbezug des gesellschaftli-
chen und naturräumlichen 
Umfelds der Wassergou-
vernanz;
Berücksichtigung von 
Zusammenhängen und 
Wechselbeziehungen des 
Wassersektors mit anderen 
Politik- und Wirtschafts-
sektoren

Politische, administrative 
und operative Verantwortli-
che aus verschiedenen Sek-
toren unter Einbezug von 
Interessenverbänden, NGOs 
und der Zivilgesellschaft

Ausarbeiten einer natio-
nalen Wasserstrategie in 
Abstimmung mit anderen 
relevanten Politikfeldern, 
wie z.B. der Energiepolitik 
und der Agrarpolitik
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Einfache Lernschlaufe zur informellen 
Verbesserung der Zusammenarbeit und 
der Partizipation 
Diese einfache Lernschlaufe betrifft infor-
melle, also noch nicht verbindlich bzw. recht-
lich fest verankerte Anpassungen der Wasser-
gouvernanz. Dabei werden die Zielsetzungen 
zur Gestaltung von Managementzyklen meist 
in einem weiteren Kreis von Akteuren über-
dacht und im Hinblick auf ihren Beitrag zu 
einer nachhaltigeren Entwicklung neu geord-
net. In der Praxis geht es in diesen meist regi-
onalen sowie interkantonalen Plattformen um 
Möglichkeiten zur Verbesserung von Koopera-
tions- und Koordinationsprozessen, die Über-
prüfung oder die Ausarbeitung von Strategien 
und Leitbildern oder die Diskussion von soge-
nannten «best practices».

Doppelte Lernschlaufe zur formellen und 
verbindlichen Anpassung der Gouvernanz
Zu dieser doppelten Lernschlaufe zählen wir 
Ansätze, die mit Veränderungen insbesondere 
folgender Gouvernanzelemente einherge-
hen: Anpassung und Veränderung von Strate-
gien und Zielen, Instrumenten, institutionel-
len Strukturen und Rechtsgrundlagen (siehe 
auch Ecken des Gouvernanzfünfecks in Abbil-
dung 7). Dabei werden neue Instrumente 
wie z.B. Lenkungsabgaben oder zusätzliche 
Gebote und Verbote eingeführt, Strategien 
und Ziele angepasst (z.B. statt einer sektoralen 
eine Bewirtschaftung im Einzugsgebiet) oder 
neue Trägerschaften gebildet, die über eine 
informelle Zusammenarbeit hinausgehen 
und rechtlich verankert werden. Oftmals, aber 
nicht zwingend, müssen für Anpassungen in 
dieser Lernschlaufe auch die Rechtsgrundla-
gen geändert werden.

Integrale gesellschaftliche Lernprozes se 
zur besseren Abstimmung und  
Integration mit Sektoren ausserhalb der 
Wasserwirtschaft
In dieser Lernschlaufe wird auch das gesell-
schaftliche, technische und naturräumliche 
Umfeld der Wassergouvernanz in die Überle-
gungen und Optimierungen einbezogen. Das 
betrifft insbesondere die Berücksichtigung 
von Zusammenhängen und Wechselbezie-
hungen des Wassersektors mit Politik- und 
Wirtschaftssektoren wie Land- und Forst-
wirtschaft, Siedlung, Energie, Verkehr usw. 

Ein Beispiel sind Gewässerschutzmassnah-
men in der Landwirtschaft oder Korrekturen 
in der Siedlungsplanung, um den Gewässer-
raum zu erhalten oder zu vergrössern. Noch 
weiter gefasst gehören auch Anpassungen 
im Umfeld, also z.B. in den ökonomischen 
Rahmenbedingungen (z.B. eine Verteuerung 
wasserintensiver Agrarprodukte oder der 
Energiepreise) oder in den gesellschaftlichen 
Grundwerten oder Konventionen (z.B. gestie-
gener Wunsch grosser Teile der Bevölkerung 
nach naturnahen Gewässern und Erholungs-
raum), dazu, die in Abbildung 8 als Teil des 
Umfelds eingezeichnet sind.

Querschnittsansätze
Verschiedene Ansätze, die in allen Lernschlau-
fen Verwendung finden, ermöglichen und för-
dern Lern- und Anpassungsprozesse. Dazu 
gehören die partizipative Einbindung von 
Betroffenen, Interessengruppen und der brei-
teren Bevölkerung oder das Lancieren von Ziel-
findungs- und Visionsentwicklungsprozessen. 
In der Praxis sind die vielfältigen Formen von 
Stakeholderplattformen, Begleitgruppen oder 
Bürgerforen die sozialen Räume, in denen die 
Reflexionsprozesse stattfinden (siehe auch 
[38], [39], [40], [41]). Die Reflexionsprozesse 
können sich zu eigentlichen Aushandlungs- 
und Lernprozessen verdichten, bei denen die 
beteiligten Akteure in gemeinsamer Beratung 
versuchen herauszufinden, welche Verände-
rungen die bestehenden Institutionen nötig 
haben, um auf die sich stark verändernden 
Gesellschafts- und Umweltbedingungen zu 
reagieren und gleichzeitig die Grundwerte 
der Nachhaltigkeit besser in die institutionel-
len Abläufe zu integrieren.

Es gibt Wechselbeziehungen des Was ser   sektors 
mit Politik- und Wirtschaftssektoren wie Land- 
und Forstwirtschaft, Siedlung, Energie, Verkehr 
usw.  
Alle Fotos: MONTANAQUA
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Praxis der nachhaltigen Wassergouvernanz 
Beispiele und Ansätze aus der Schweizer 
Wasserwirtschaft illustrieren die vorhe-
rige Charakterisierung von vier Typen von 
Lernschlaufen, die für Reformschritte der 
Gouvernanz notwendig sind. Dabei werden 
die Stärken und Schwächen der gewähl-
ten Ansätze herausgearbeitet. Einige Fälle 
stammen aus dem Wasser management; 
es wird jeweils erläutert, welche Beiträge 
erforderlich sind, um die Gouvernanz als 
Ganzes im Hinblick auf eine nachhaltige 
Entwicklung anzupassen.

Optimierung des 
Wassermanagements

Ad-hoc-Umgang mit Trockenperioden
Die elf Gemeinden der Region Crans-Mon-
tana-Sierre im Kanton Wallis befinden sich in 
einem der trockensten Gebiete der Schweiz. 
Der jährliche Niederschlag nimmt nach unten 
markant ab, von 2000 mm in den Höhen-
lagen bis zu 500 mm im Talgrund bei Sierre. 
Die Hänge, wo die meisten Menschen leben 
und arbeiten, sind sehr trocken. Das Gebiet ist 
geprägt durch eine dynamische wirtschaft-
liche Entwicklung und den Ausbau der Tou-
rismusinfrastrukturen. Wasser wird primär für 
Trinkwasser, Bewässerung von Rebbergen und 
Wiesen und für Freizeitaktivitäten (künstlicher 
Schnee im Winter, Bewässerung von Golfplät-
zen im Sommer) sowie für die Wasserkraftpro-
duktion genutzt. Trockenperioden sind in der 
Vergangenheit wiederholt aufgetreten. Was-
serknappheit ist jedoch nicht nur auf die hyd-
rologische Verfügbarkeit (z.B. wenig Nieder-
schlag bzw. unzureichender Abfluss) zurück-
zuführen, sondern auch auf den Wasserbedarf 
der Landwirtschaft, des Tourismus und der pri-
vaten Haushalte. Mangelsituationen betreffen 
vor allem einzelne Sektoren oder Gemeinden, 
nicht die ganze Region. Wie ist man in den 
vergangenen Jahrzehnten mit solchen Situ-
ationen von Wasserknappheit umgegangen 
(MONTANAQUA [14])? 
Die Gemeinden reagierten auf Trockenheit, 
indem sie temporäre Nutzungsbeschrän-
kungen oder Verbote der Wasserentnahme 
aus Bächen erliessen. Diese galten vor allem 
für die Wiesenbewirtschaftung, die von der 
Bewässerung abhängig ist, sowie für die 
Bewässerung der Gärten. Im Trockenjahr 2003 
konnte der zweite Wiesenschnitt nicht mehr 
bewässert werden, was dazu führte, dass die 
Landwirte Heu hinzukaufen mussten. Eine 
weitere Strategie war es, Wasser von wasser-
reichen Gemeinden oder vom Elektrizitäts-
werk zu kaufen. Es sind auch Fälle bekannt, in 
denen Wasser illegal abgeleitet wurde. 
Als Antwort auf den dringenden Wasserbe-
darf oder auf Konflikte sind meist bilaterale 
Absprachen oder Abkommen zwischen den 
verschiedenen Nutzern und Wasserrechtsbe-

sitzern entstanden. Diese Abkommen reichen 
von gemeinsamem Bau und Nutzung von Inf-
rastrukturanlagen bis hin zum Abtausch von 
Wasserrechten.
Mit dem Ausbau der Infrastrukturanlagen, so 
zum Beispiel des Tseuzier-Stausees oder des 
Tunnels Mt-Lachaux, sind neue Speichermög-
lichkeiten und eine höhere Wasserverfügbar-
keit geschaffen worden. Das Resultat ist ein 
Wasserinfrastruktursystem, bestehend aus 
Reservoiren, Röhren, Kanälen und traditionel-
len Suonen, das vielfach ohne Koordination 
mit Nachbargemeinden erstellt wurde (MON-
TANAQUA [5]).
Die Ausführungen zeigen, dass in den (bislang 
eher seltenen) Trockenperioden verschiedene 
Strategien zur Anwendung gelangten, mit 
denen die auftretenden Engpässe im Rah-
men der bestehenden Handlungsspielräume 
überwunden werden konnten. Die Strategien 
zielten primär darauf ab, die Verfügbarkeit 
des Wassers zu erhöhen. Überlegungen, wie 
man den Wasserverbrauch reduzieren könnte, 
wurden hingegen kaum angestellt. Das insti-
tutionelle System in der Region Crans-Mon-
tana-Sierre mit seinen ehehaften Wassernut-
zungsrechten, auf der aktuellen Gesetzge-
bung beruhenden Befugnissen, formellen 
und informellen Abmachungen erweist sich 
als relativ flexibel und bietet genügend Raum 
für Fall-zu-Fall-Verhandlungen. Gleichzeitig ist 
damit aber auch eine Schwäche verknüpft: 
Das System von vielfach bilateralen Abkom-
men ist hochkomplex und erschwert eine 
übergeordnete regionale Sicht sowie ein pro-
aktives und zwischen allen Beteiligten abge-
stimmtes Vorgehen. 
Auch das Beispiel der kleinräumig organi-
sierten Bewässerungslandwirtschaft in Mund 
und Birgisch (ebenfalls im Kanton Wallis) im 
Trockenjahr 2011 zeigt, dass übergeordnete 
Aushandlungsmechanismen nicht vorhan-
den sind (WATERCHANNELS [42]). Während 
jede Suone für sich gut funktioniert, stösst die 
Organisation der Suonenbewirtschaftung in 
Trockenzeiten an Grenzen. Entscheide, ob und 
welcher Bewässerungskanal abgeschaltet 
werden sollte, müssten zwischen den Wasser-
nutzern ausgehandelt werden. Bislang sind die 
Wassernutzer nicht mit solchen Situationen 
konfrontiert worden, deshalb muss ein neuer 
Weg gefunden werden, der insofern erschwert 
ist, weil nur ungenaue Grundlagen (z.B. Anga-
ben zu Wassermengen) vorhanden sind. 
Befragungen von regionalen und nationa-
len Vertretern der Wassernutzungssekto-
ren und von Entscheidungsträgern in der 
Schweiz zum Umgang mit Trockenheit gelan-
gen ebenfalls zu dem Schluss, dass der bisher 
praktizierte Ad-hoc-Umgang mit Trockenheit 
im Einzelfall zwar erfolgreich ist, sich jedoch 
auf ein eher spontanes Krisenmanagement 
beschränkt (DROUGHT-CH [13]). Ein solches 
reicht bei regelmässigerer und möglicher-
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Gewässerschutzverordnung, 
Art. 4 verlangt eine übergreifende 
Massnahmenplanung (regionale Ent-
wässerungsplanung), wenn in ei  nem 
begrenzten, hydrologisch zus    ammen -
hängenden Gebiet die Gewässer-
schutzmassnahmen aufeinander 
abstimmt werden müssen, um wirk-
sam zu sein.

weise grossflächigerer Trockenheit nicht aus. 
Die Entwicklung von regionalen und nationa-
len Strategien und Regeln wird deshalb drin-
gend empfohlen.

Fazit
In den beschriebenen Fällen von Trocken-
heit wurden lediglich die bestehenden 
Handlungsspielräume ausgenutzt. Die 
bestehenden Managementzyklen wurden 
im Rahmen der gegebenen Gouvernanz 
optimiert. Die Ad-hoc-Praktiken erwiesen 
sich als erfolgreich, was sich in punktuellen 
Abmachungen oder bilateralen Verhand-
lungen zur Bewältigung der Krisensitua-
tion niedergeschlagen hat. Diese Stärke 
des aktuellen Umgangs ist jedoch auch 
mit Schwächen verknüpft: Die Beispiele 
zeigen, dass es sich um punktuelle Mass-
nahmen handelte, denen übergeordnete, 
transparente Regeln und Strategien fehl-
ten. Nach Verschwinden der Krisensitua-
tionen kehrte man jeweils zum «business 
as usual» zurück. Eine Anpassung oder 
zumindest ein kritisches Überdenken der 
gegebenen Gouvernanz, z.B. der Zielset-
zung (Verfügbarkeit von Wasser versus 
Beschränkung des Verbrauchs), fand nicht 
statt. Es handelt sich um typische Beispiele 
von Optimierungsschlaufen, weil sich die 
Gouvernanz selber kaum verändert hat.

Einfache Lernschlaufe: Stärkung 
von informeller Zusammenarbeit 
und Partizipation
Die folgenden Beispiele zeigen verschiedene 
Koordinationsplattformen, die in unterschied-
lichen Räumen angesiedelt sind und sich aus 
Akteuren verschiedener Sektoren zusammen-
setzen. In einem breiten Kreis von Akteuren 
werden die Zielsetzungen des Wasserma-
nagements diskutiert und neu festgelegt. 
Die Zusammenarbeitsformen und -prozesse 
sind meist freiwillig oder nur für einen Teil der 
Akteure verbindlich, es handelt sich deshalb 
um einfache Lernschlaufen.

Regionaler Entwässerungsplan 
und Birskommission
Im Jahr 2000 hat die Regionalkonferenz der 
Regierungen der Nordwestschweiz ihre Ämter 
und Fachstellen beauftragt, einen «regiona-
len Entwässerungsplan» () für die Birs zu 

erarbeiten (siehe auch IWAGO [43]). (Die fol-
genden Ausführungen basieren auf Abklä-
rungen von 2010 und berücksichtigen die 
jüngste Entwicklung nicht mehr). Dieser Plan 
identifizierte Defizite des Gewässerschutzes 
wie naturferne, begradigte Flussabschnitte, 
Beeinträchtigung der Lebensräume für Fauna 
und Flora, Beeinträchtigung der Wasserqua-
lität durch Eintrag von Schwermetallen und 
Phosphor. Als wichtigste Verbesserungsmass-
nahmen wurden u.a. die Schaffung von natur-
nahen Gewässer- und Auenlandschaften und 
Verbesserungen der Siedlungsentwässerung 
und der Abwasserbehandlung vorgeschla-
gen. Um die Umsetzung der Massnahmen 
zu koordinieren, haben sich die fünf Kantone 
Jura, Solothurn, Bern, Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt in der Birskommission zusam-
mengeschlossen. Einbezogen sind Vertreter 
der kantonalen Verwaltungen aus den Berei-
chen Wasserbau und Gewässerschutz und 
der Nordwestschweizer Regierungskonferenz. 
Das Bundesamt für Umwelt hat einen Beob-
achterstatus. Die Kommission wird strategisch 
gesteuert durch einen jährlich tagenden Len-
kungsausschuss, bestehend aus den Amtslei-
tern, die auch die Kontakte zu den politischen 
Entscheidungsträgern gewährleisten. Ihre 
Aufgaben umfassen den gegenseitigen Infor-
mationsaustausch, das Erstellen von gemein-
samen Arbeitsgrundlagen, die Harmonisie-
rung der Arbeitsmethoden, das Aufarbeiten 
von «guten Beispielen» und die Priorisierung 
von Aufgaben. Die Gemeinden sind nicht in 
die Kommission eingebunden, obwohl sie 
für die Finanzierung und die Realisierung der 
Massnahmen verantwortlich sind. Sie wurden 
über die Ergebnisse des Massnahmenplanes 
informiert; im Kanton Basel-Landschaft konn-
ten sie im Rahmen einer Vernehmlassung Stel-
lung nehmen. Die Gemeinden unterstützen 
deshalb die Kommission nur begrenzt.
Der Aushandlungsprozess findet primär zwi-
schen den kantonalen Verwaltungen und in 
der Planungsphase statt. Er stellt auf gesetz-
lich vorgesehene Aufgaben und Instrumente 
wie den regionalen Entwässerungsplan ab. 
Es wird dabei versucht, die interkantonale 
Zusammenarbeit und die sektorenübergrei-
fende Massnahmenplanung zu optimieren. Es 
besteht ein starker Wille zur Zusammenarbeit, 
der von der Regierungskonferenz auch poli-
tisch unterstützt wird.

Während jede Suone für sich gut funktioniert, 
stösst die Organisation der Suonenbewirtschaf-
tung in Trockenzeiten an Grenzen. 
Alle Fotos: WATERCHANNELS
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Ad-hoc-Koordinationsplattformen 

Im Kanton Bern vereinigt die formelle 
«Arbeitsgruppe Naturgefahren» die 
zuständigen Stellen für den Schutz vor 
Naturgefahren sowie Vertreter der For-
schung und der kantonalen Gebäu-
deversicherung. Sie wurde im Jahr 
2001 vom Regierungsrat eingesetzt 
und koordiniert auf Kantonsebene die 
ämterübergreifenden Aufgaben im 
Bereich raumplanerischer, organisa-
torischer und technischer Gefahren-
prävention. Sie erarbeitet gemein-
same Empfehlungen, Richtlinien und 
Arbeitshilfen und informiert Behörden 
und die Öffentlichkeit. 

Im Kanton Freiburg besteht seit 
Langem die «Groupe coordination 
cours d‘eau», um die Massahmen 
der Gewässerbewirtschaftung der 
Sektion Gewässer des Tiefbauamtes 
mit den Sektionen aus dem Umwelt-, 
Landschafts- und Fischereibereich 
anderer Ämter abzustimmen. Mit der 
Zeit hat sich aus der Austausch- eine 
Arbeitsplattform entwickelt, die auch 
gemeinsam Berichte erarbeitet hat, so 
zum Beispiel zum kantonalen Revita-
lisierungs- oder Wasserkraftpotenzial. 
Seit Kurzem gibt es auch Diskussio-
nen, diese Arbeitsplattform auf Sekto-
ren ausserhalb des Wassers zu erwei-
tern, z.B. auf die Landwirtschaft.

Auch im Kanton Neuenburg besteht 
seit einigen Jahren ein ämterübergrei-
fendes Koordinationsgremium, die 
«Plateforme eau». Bei dieser Plattform 
geht es darum, sich vor allem über 
Wasserkraftprojekte auszutauschen 
und eine gemeinsame Sichtweise zu 
entwickeln. Hintergrund für die Ent-
stehung der Plattform war eine starke 
Zunahme von Anfragen für Wasser-
kraftkonzessionen. Konkret gegründet 
wurde sie, weil der Weggang der für 
die Konzessionen zuständigen Person 
zu grossen Wissenslücken führte. Die 
Plattform gab u.a. den Ausschlag für 
die Erarbeitung des kantonalen geo-
grafischen Informationssystems «Site 
Eaux». Mit der Zeit ist das Engagement 
zurückgegangen, unter anderem auch 
deshalb, weil viele Kontakte zwischen 
den Ämtern bestehen.

Praxis der nachhaltigen Wassergouvernanz

Fazit
Das Beispiel der Birskommission zeigt  
eine häufig genutzte Stärke der informel-
len Zusammenarbeit: Der bestehende 
Handlungsspielraum wird von einigen 
Akteuren – hier den kantonalen Fachstel-
len – ausgenutzt, um eine gesetzlich nicht 
vorgeschriebene Kommission ins Leben 
zu rufen. Mit dem regionalen Entwässe-
rungsplan besteht ein gesetzlich veran-
kertes Instrument, das die Abstimmung 
räumlich – hier im Einzugsgebiet der Birs 
und über mehrere Kantone hinweg – und 
zwischen den wasserwirtschaftlichen  
Sektoren fördert.
Das Beispiel weist aber auch auf mögliche 
Schwächen solcher Initiativen hin: Wenn 
nicht alle wichtigen Schlüsselakteure in 
solchen Koordinationsplattformen vertre-
ten sind – wie hier die Gemeinden, welche 
den Massnahmenplan implementieren 
sollen –, kann die Stärke dieses Abstim-
mungsprozesses nicht voll zur Geltung 
gebracht werden oder sogar kontrapro-
duktiv wirken. Der frühzeitige Einbezug 
der Gemeinden in den Planungsprozess 
hätte die Akzeptanz und das Verständnis 
für den Massnahmenplan deutlich erhöht. 
Im Weiteren hätten die kantonalen Vertre-
ter neben ihrer Planungsfunktion schon 
frühzeitig darauf aufmerksam werden kön-
nen, dass die erfolgreiche Umsetzung der 
Massnahmen auch von einem ausreichen-
den Gemeindebudget zur Kofinanzierung 
der Massnahmen abhängig ist. 

Kantonale Koordinationsplattformen
In den von IWAGO [6] untersuchten Kanto-
nen Bern, Freiburg, Neuenburg, Wallis, Zürich, 
Aargau, Luzern, Tessin und Uri ist das Was-
serthema mehr oder weniger stark auf ver-
schiedene Verwaltungseinheiten verteilt. 
Dort, wo die wirkungsorientierte Verwaltung 
eingeführt wurde, werden formelle Abläufe 
kontinuierlich professionalisiert, automati-
siert und formalisiert, so zum Beispiel bei den 
Bewilligungsverfahren. Trotzdem bestehen 
die vielen Schnittstellen zwischen Ämtern 
und Instanzen weiter und machen abteilungs- 
und ämterübergreifende Abstimmungen not-
wendig. Einige Koordinationsmechanismen 
sind gesetzlich verlangt: Das neue Gewässer-
reglement des Kantons Freiburg schreibt die 
Einrichtung einer Koordinationsstelle vor, in 
der alle beteiligten Ämter vertreten sind. Ihre 
Aufgabe ist es, die verschiedenen Aktivitäten 
im Bereich der Gewässerbewirtschaftung zu 
koordinieren (siehe auch «Wassergesetz Kan-
ton Freiburg», Seite 37).
Auf freiwilliger Basis sind aber oft Ad-hoc-
Koordinationsplattformen () entstanden. 
Meist geschieht dies im Rahmen eines Projek-
tes oder von Gremien und Arbeitsgruppen.

Fazit
Die Stärke der beschriebenen Plattformen 
ist es, dass sie die Zusammenarbeit und die 

Abstimmung unter den Sektoren der Was-
serwirtschaft, teilweise auch mit angren-
zenden Sektoren, fördern. Sie verbleiben 
jedoch mehrheitlich im Rahmen ihrer 
gesetzlichen Aufgaben und Kompetenzen 
und umfassen fast ausschliesslich verwal-
tungsinterne Akteure. Sie zielen auf einen 
Informationsaustausch und gegenseitige 
Abstimmung bei konkreten Vorhaben, ver-
fügen jedoch selber kaum über finanzielle 
Mittel oder weiter reichende Entschei-
dungskompetenzen. Die eher lose und 
informelle Form der Zusammenschlüsse 
kann auch als Schwäche bezeichnet wer-
den, sind doch teilweise diese kantonalen 
Koordinationsgremien auch wieder ver-
schwunden, bedingt durch Personalwech-
sel, mangelnde Unterstützung oder durch 
das Erreichen der ursprünglichen Ziele.

Glatt-Kommission
Die Glatt in den Appenzeller bzw. St. Galler 
Voralpen fliesst durch ein Gebiet, das dicht 
besiedelt und industrialisiert ist und intensiv 
landwirtschaftlich genutzt wird. Die verschie-
denen Nutzungen, insbesondere der Textilin-
dustrie, haben die Glatt in den 1980er-Jahren 
stark verunreinigt. Im Jahr 1984 haben sich die 
Vertreter der Gemeinden entlang der Glatt, 
der kantonalen Umweltämter und der For-
schung zur Glatt-Kommission zusammenge-
schlossen (siehe auch IWAGO [43]). Ziel war die 
Ausarbeitung einer gemeinsamen Strategie 
für eine verbesserte Wasserqualität. Obwohl 
die Einhaltung der Wasserqualität gesetzlich 
verlangt ist, bekommt sie mit der Formulie-
rung als gemeinsamem Ziel neues Gewicht. 
Die Textilindustrie, die grossen Einfluss auf 
die Abwasserqualität und -quantität hat, war 
von Anfang an in der Kommission vertreten 
und orientierte sich dadurch ebenfalls an der 
gemeinsamen ökologischen Zielsetzung. 
Die Kommission wurde durch die Baudirekto-
ren der Kantone St. Gallen und Appenzell Aus-
serrhoden gegründet und geniesst dadurch 
politische Unterstützung, was sich positiv auf 
den Lernprozess auswirkte. Die Trägerschaft 
ist ein freiwilliger Zusammenschluss und 
hat vor allem eine beratende Funktion ohne 
eigene Kompetenzen. Ihre Mitglieder setzen 
sich aus Schlüsselpersonen in der kommu-
nalen und kantonalen Verwaltung (Gemein-
depräsidenten und Amtsleiter) bzw. der 
Textilbranche zusammen, die über die not-
wendigen Kompetenzen zur Realisierung von 
Massnahmen zum Gewässerschutz verfügen. 
Die Kommission hat ein Gewässermonitoring 
und konkrete Massnahmen initiiert, wie z.B. 
den Ausbau der Kläranlage und Anpassun-
gen in der Industrie (z.B. den Bau von Abwas-
servorreinigungsanlagen, das Einführen des 
Bezahlens von Dienstleistungen der Abwas-
serreinigung). Dadurch hat sich der Gewässer-
zustand der Glatt deutlich verbessert. Abstim-
mungsprozesse zwischen den verschiedenen 
Akteuren während über 25 Jahren haben die 
Zusammenarbeit und das gegenseitige Ver-
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trauen gefestigt. Weiter legt die Kommission 
ein grosses Gewicht auf die Öffentlichkeitsar-
beit. Diese umfasst u.a. die Herausgabe einer 
Zeitschrift, die Organisation von Erlebnistagen 
und eine Zukunftswerkstatt. In der Informa-
tion der Öffentlichkeit erhält der Wert der öko-
logischen Gewässerqualität eine neue Dimen-
sion: Wasserqualität heisst nun nicht mehr nur 
sauberes Wasser, sondern bedeutet auch eine 
schützenswerte Gewässerlandschaft und ein 
Gebiet für die Naherholung.
Mit der geschaffenen Kommission standen 
auch die Zielsetzungen zur Diskussion. Ange-
strebt wird die Ausrichtung auf gemeinsam 
definierte und zusammen konkretisierte Ziele, 
nämlich die Gewässerökologie. Mit der Kom-
mission entsteht somit ein Netzwerk aus pri-
vaten und öffentlichen Akteuren, die auf ein 
gemeinsam ausgehandeltes Ziel hinarbeiten.

Fazit
Die Stärke des Aushandlungsprozesses 
liegt darin, dass alle relevanten Akteure in 
die Kommission einbezogen wurden, also 
auch die Textilindustrie, von der die gröss  - 
ten Gewässerbelastungen stammten. Wei-
ter gelang auch eine horizontale (gemein-
deübergreifende) und vertikale (Kan  ton– 
Gemeinden) verbindende Verknüpfung. 
Ebenfalls förderlich waren die politische 
Unterstützung und der Umstand, dass Pla-
nung und Umsetzung von Massnahmen in 
einem Gremium vereinigt sind.
Eine mögliche Schwäche könnte der nied-
rige Formalisierungsgrad der Trägerschaft 
sein. Die Freiwilligkeit des Zusammen-
schlusses hat sich über die Jahre negativ 
auf das Engagement der Industrievertreter 
ausgewirkt: Sie beteiligen sich heute weni-
ger intensiv als früher.

Entwicklung einer Wasserstrategie 
für den Kanton Bern
Im Kanton Bern waren verschiedene Arbeiten 
an Strategien für einzelne wasserwirtschaft-
liche Sektoren geplant oder im Gang, als die 
dringliche Motion () von Grossrat Hans Kip-
fer im September 2008 eine gesamtheitliche 
Wasserstrategie für die Nutzung und Bewirt-
schaftung der Wasserressourcen forderte 
(siehe [44] und IWAGO [43]). In seiner Antwort 
unterstützt der Regierungsrat die Arbeiten an 
der Wassernutzungsstrategie, der Wasserver-
sorgungsstrategie sowie am Sachplan Sied-
lungsentwässerung und verlangt, dass diese 
aufeinander abzustimmen sind. 
Unter der Federführung des kantonalen Amts 
für Wasser und Abfall (AWA) und je einer 
Arbeitsgruppe bestehend aus externen (Inge-
nieurbüros, Verbände) und verwaltungsinter-
nen Fachleuten wurden die drei Teilstrategien 
entwickelt. Eine aus 35 Personen bestehende 
Begleitgruppe mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Politik, Wirtschaft, Umweltorganisati-
onen, Planungsregionen, Gemeinden, Betrei-
bern von Kraftwerken, Wasserversorgungen 
und Abwasseranlagen, Fischerei und Touris-

mus hat den Prozess begleitet. Die Vertre-
terinnen und Vertreter aus diesen Gruppen 
konnten ihre Anliegen einbringen sowie zu 
inhaltlichen Entscheidungen Stellung neh-
men. Die Entwürfe zu den Teilstrategien wur-
den dann im März 2010 in eine öffentliche 
Mitwirkung gegeben, die auch rege genutzt 
wurde. Verschiedene Mitwirkende haben 
bemängelt, dass durch die Aufteilung auf drei 
Teilstrategien die Gesamtsicht verloren geht. 
In der Folge hat das AWA die «Wasserstrategie 
2010» erarbeitet, die übergreifende Aspekte 
wie Ausgangslage, Vision, Ziele sowie Umset-
zungsmassnahmen enthält; die Teilstrategien 
bilden dazu Anhänge. Die Wasserstrategie 
wurde im Dezember 2010 vom Regierungsrat 
verabschiedet. Sie ist für die Behörden verbind-
lich und bildet damit die Grundlage für einen 
zielorientierten Vollzug der Gesetzgebung.
Die Wasserstrategie () 2010 orientiert sich 
an der Vision einer integralen Wasserwirt-
schaft. Sie legt für die verschiedenen Wasser-
sektoren strategische Ziele fest. Bei der Was-
sernutzung steht die Abwägung zwischen 
Nutzen und Schutz unter Berücksichtigung 
der Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung 
im Vordergrund. Die Schwerpunkte liegen 
dabei auf der Förderung von Wasserkraftan-
lagen an geeigneten Standorten sowie einer 
effizienten Grundwassernutzung. Bei der 
Wasserversorgung zielt der Kanton Bern auf 
gut erhaltene Infrastrukturen sowie auf eine 
Reduktion der Anzahl der Trägerschaften ab. 
Damit werden eine Bündelung von Aufga-
ben in neuen regionalen Institutionen und 
eine Professionalisierung der Infrastrukturver-
waltung ermöglicht. Auch bei der Siedlungs-
entwässerung orientiert man sich an einem 
optimierten Infrastrukturmanagement. Die 
Strategie ist sektorenübergreifend, aber sie 
berücksichtigt den Hochwasserschutz und 
die Revitalisierungen nicht. Diese sollen bei 
der Aktualisierung der Wasserstrategie integ-
riert werden.
Die Wasserstrategie enthält zudem Massnah-
men, die in der Periode 2010–2015 zu realisie-
ren sind, sowie Bewertungsinstrumente zur 
Priorisierung von Massnahmen wie z.B. die 
Nachhaltigkeitsbewertung von Wassernut-
zungen oder die Gewässerkarte «Nutzungs-
kategorien Wasserkraft». Letztere zeigt auf, 
an welchen Gewässerabschnitten eine Was-
serkraftnutzung unter Berücksichtigung von 
Schutzinteressen von Ökologie, Fischerei und 
Landschaft/Tourismus realisierbar ist.
Der Regierungsrat geht davon aus, dass die 
Umsetzung der Wasserstrategie auch Auswir-
kungen auf die betroffenen Gemeinden hat. 
Insbesondere mit der Professionalisierung der 
Wasserversorgung werden bisherige Gemein-
deaufgaben an übergeordnete Verbände 
übergeben, damit gehen ehrenamtliche Tätig-
keiten zurück. Auf die Wirtschaft sollte die Was-
serstrategie positive Auswirkungen haben, 
weil durch einen effektiveren und effizienteren 
Mitteleinsatz bei neuen Anlagen und Leitun-
gen Kosten eingespart werden können.

Die Motion ist – wie das Postulat – ein 
parlamentarischer Vorstoss. Während 
die Motion ein verbindlicher Auftrag 
an die Exekutive ist, beinhaltet ein Pos-
tulat nur die Prüfung eines Anliegens 
durch die Regierung.

Wasserstrategie des Kantons Bern, 
Vision: «Ziele und Massnahmen für 
die Wassernutzung, den Schutz des 
Wassers und den Schutz vor dem 
Wasser sind aufeinander abgestimmt 
und breit akzeptiert. Alle beteiligten 
Akteure nehmen ihre Eigenverantwor-
tung wahr.» [45]
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Der breite Einbezug von Akteuren kann als 
Stärke der Strategieentwicklung gesehen 
werden:
Links: Öffentlichkeitsarbeit (IWAGO)
Mitte: Verwaltungsinterne Mitberichtverfahren 
(IWAGO)
Rechts: Wasserstrategie Kanton Bern (IWAGO)

Fazit
Der breite Einbezug von Akteuren kann als 
Stärke der Strategieentwicklung gesehen 
werden. Die gewählten Formen sind einer-
seits breit zusammengesetzte Begleitgrup-
pen, andererseits formalisierte Instru-
mente wie die öffentliche Mitwirkung oder 
das verwaltungsinterne Mitberichtverfah-
ren. Akteure wie Vertreter von Gemeinden, 
Umweltschutzorganisationen oder Fische-
rei konnten sich zwar zu den Inhalten 
äussern – die grösstenteils auch berück-
sichtigt wurden –, an der Strategieentwick-
lung waren sie jedoch nicht unmittelbar 
beteiligt. Der geringe Mitwirkungsgrad 
kann als Schwäche des Erarbeitungspro-
zesses bezeichnet werden. Die Wasserstra-
tegie nutzt den gesetzlichen Handlungs-
spielraum und präzisiert und konkretisiert 
in diesem Rahmen die Ziele und Aufgaben. 
Durch die behördenverbindliche Form 
wird bereits der Grenzbereich zur Stufe der 
«formellen Erneuerung» erreicht. Obwohl 
fast alle wasserwirtschaftlichen Sektoren 
berücksichtigt werden, fehlt der Wasser-
bau mit den Themen Hochwasserschutz 
und Revitalisierungen. Bei der geplanten 
Aktualisierung der Wasserstrategie sollen 
diese Bereiche ebenfalls integriert werden, 
was eine Koordination und den Einbezug 
von weiteren Ämtern und Akteuren not-
wendig machen wird.

Doppelte Lernschlaufe: formelle 
Erneuerung von Institutionen 
und Instrumenten
Die folgenden Beispiele von doppelten Lern-
schlaufen zeigen auf, welche Aktivitäten 
ergriffen werden können, um die bestehen-
den Strukturen, Institutionen und Entschei-
dungswege der Wassergouvernanz zu ver-
ändern und besser auf Nachhaltigkeitsziele 
auszurichten. Im Zentrum stehen hier nicht 
freiwillige Aktionen, sondern das Überdenken, 
Neuordnen und Neudefinieren von rechtli-
chen Grundlagen, oft unterstützt durch das 
Bereitstellen von dafür notwendigen finan-
ziellen Ressourcen. Im Wesentlichen geht es 
um die Neuordnung des Werterahmens, mit 
welcher die Entwicklung und der Betrieb der 
technisch-administrativen Einheiten der Was-
serwirtschaft den rechtlich definierten Nach-
haltigkeitszielen unterstellt werden soll.

Genossenschaftlich-öffentlich 
gesteuerte Suonenorganisation
In den ariden und semiariden Berggebieten 
des Kantons Wallis werden die landwirtschaft-
lichen Flächen oft durch traditionelle Kanalsys-
teme bewässert (). Das Projekt WATER-
CHANNELS [46], [47] hat die verschiedenen 
Formen der Steuerungsorganisationen unter-
sucht. Ursprünglich waren die Bewässerungs-
genossenschaften geprägt vom Prinzip «Hilfe 
zur Selbsthilfe», das heisst, die Bewirtschafter 
waren zugleich verantwortlich für Bau, Unter-
halt und Administration der Anlagen. Die 
Genossenschaften zeichneten sich durch ihre 
besondere Verwaltungsstruktur, ihre Wasser-
rechtssysteme und ihre spezifischen Betriebs- 
und Unterhaltsorganisationen (z.B. Regeln zur 
Wassernutzung, gemeinschaftliche Unter-
haltsarbeiten und Finanzierung) aus.
Über die Jahre und Jahrzehnte haben sich die 
Bewässerungsgenossenschaften an die spezi-
fischen lokalen sozioökonomischen und öko-
logischen Verhältnisse angepasst, was struk-
turelle Änderungen hinsichtlich Organisation, 
einbezogener Akteure und Regeln zur Folge 
hatte. Stellvertretend für andere Suonen wird 
hier die Entwicklung der Suone Niwärch in 
Ausserberg skizziert.
In einer ersten Phase vom 14. Jahrhundert bis 
zum Jahr 1914 wurde die 6,6 km lange Suone 
traditionell mit meist mündlich überlieferten 
Regeln genutzt: Grundsätzlich ist jede Per-
son, die ein Stück Land besitzt, das durch eine 
der Suonen bewässert werden kann, Mitglied 
der entsprechenden Geteilschaft. Damit ver-
bunden sind das Recht, Wasser zu beziehen, 
sowie die Pflicht, gemeinnützige Arbeiten an 
der Suone zu verrichten. Im Jahr 1914 zer-
störte ein grosser Erdrutsch die Wasserleitung. 
Bei der Sanierung wurden einzelne Strecken 
an exponierten Stellen in einen Tunnel ver-
legt. Weil die Wassernutzer nicht mehr in der 
Lage waren, Unterhaltsarbeiten auszuführen 
und zu finanzieren, hat die Gemeinde die Ver-
antwortung und auch die Kosten übernom-
men. In der Folge löste sich die traditionelle 
Genossenschaft auf, das Wasser wurde jedoch 
weiterhin für die landwirtschaftliche Bewäs-
serung genutzt. Der Übergang von der Selbst-
versorgungs- zur Nebenerwerbslandwirt-
schaft in den 1950er- bis 1970er-Jahre führte 
zu einem tief greifenden gesellschaftlichen 
Wandel, in dessen Folge die Beteiligung der 
Landwirte am Suonensystem stetig abnahm.

Bewässerungen durch Kanalsyste me 
und entsprechende Organisationen 
zu deren Verwaltung sind auch in 
anderen trockenen Regionen bekannt, 
z.B. Graubünden, Aostatal, Maghreb 
oder Pakistan.

«Früher haben die Landwirte mit-
einander das Regelwerk, wie das 
Wasser verteilt wird, aufgebaut. 
Seit 1920 ist dieser Teil nach und 
nach von der Gemeinde Ausser-
berg übernommen worden.»

Christoph Meichtry
Gemeindepräsident in Ausserberg

Mehr dazu im    WATERCHANNELS 
unter www.nfp61.ch
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In einer zweiten Phase ab den 1970er-Jahren 
hat die Suonenorganisation eine Erweite-
rung um neue Akteure erfahren: Vertreter des 
Schweizer Alpenclubs beteiligten sich nun an 
der Überwachung und am Unterhalt einer 
durch den Stollenbau stillgelegten Strecke 
des Kanals. Während die landwirtschaftliche 
Wassernutzung bestehen blieb, hat die Suone 
eine zusätzliche, kulturhistorische Bedeutung 
erhalten. Mit der Unterzeichnung des Schutz-
vertrages für das Baltschiedertal hat sich die 
Gemeinde zudem verpflichtet, die Suonen als 
Element der Kulturlandschaft und der Biodi-
versität zu erhalten. 
In den letzten Jahrzehnten sind mit dem SAC, 
einer Gruppe von Pensionierten, die sich am 
Gemeinwerk beteiligen, und der landwirt-
schaftlichen Genossenschaft zur Güterzusam-
menlegung zunehmend neue Akteure in die 
Suonenorganisation integriert worden. Damit 
ist es zu einer Neudefinition der gemeinschaft-
lichen Nutzungspraktiken gekommen. Vertre-
ter aus Tourismusorganisationen, Bildungsin-
stitutionen, Umweltorganisationen und der 
Forschung äussern verstärkt ihre Bedürfnisse 
an die Suonen.
Heute ist die Verantwortung in der dargestell-
ten Suonenorganisation eine zweigeteilte: Für 
den Unterhalt und die Kontrollen sowie die 
Sanktionen ist primär die Gemeinde zuständig. 
Die Bewirtschafter sind für die Feinverteilung 
des Wassers auf ihren Wiesen verantwortlich. 
Ansonsten haben sie keine Verpflichtungen, 
auch nicht finanzieller Art. Die Wasserrechte 
und damit die Verteilung des Wassers sind 
weiterhin an das Grundstück gebunden.

Fazit
Die Steuerungsorganisation der Suone 
Niwärch beinhaltet heute Charakteristi ken 
eines differenzierten öffentlichen Modells, 
wobei viele Elemente des traditionellen 
genossenschaftlichen Modells erhalten 
geblieben und einige Elemente neu formu-
liert worden sind. Die Anpassungsfähigkeit 
des Systems erweist sich als relativ hoch: 
Mehrmals über die Jahre hinweg konnten 
neue Akteure und Nutzungen relativ pro-
blemlos in die Organisation einbezogen 
werden, was als Stärke bezeichnet werden 
kann. Die dargestellte Erweiterung bedingt 
jedoch ein starkes Engagement der Betei-
ligten. Die Regeln zur Wasser- und Suo-
nennutzung sowie zum Unterhalt wurden 

jeweils den neuen Gegebenheiten ange-
passt; die Gouvernanz wurde also jeweils 
angepasst. Der Einbezug von unterschied-
lichen Akteuren ist in der Bearbeitung der 
anstehenden Aufgaben ein grosser Vorteil, 
erfordert aber eine transparente Zusam-
menarbeit im Sinne eines konstruktiven 
Austausches. Eine wesentliche Schwäche 
des Systems ist der mangelnde Einbezug 
der Landbesitzer bzw. der Pächter, also der 
eigentlichen Wassernutzer.

Regionalverband MultiRuz
Aufgrund der schlechten Wasserqualität des 
Flusses Seyon und aufgrund von Niedrigwas-
serproblemen hat der Kanton Neuenburg im 
Jahr 2005 einen regionalen Entwässerungs-
plan (REP) für die 16 Gemeinden des Val de 
Ruz erarbeiten lassen (siehe IWAGO [43]; [48]). 
Dieser sollte einerseits die Gewässerprob-
leme () aufzeigen und andererseits konkrete 
Verbesserungsmassnahmen vorschlagen. 
Als Lösungsweg wird im REP ein integraler 
Ansatz vorgeschlagen, der die verschiedenen 
Akteure, Sektoren, Massnahmen und Aktivi-
täten miteinander verknüpft. Damit wird ein 
weiteres Problem des Wassermanagements 
im Val de Ruz benannt: die starke institutio-
nelle Fragmentierung. Die Verantwortlich-
keiten für die Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung waren auf 22 Organisationen 
verteilt (16 Gemeinden für Trinkwasserver-
sorgung, Abwasserentsorgung und landwirt-
schaftliche Entwässerung; 6 interkommunale 
Einheiten für Trinkwassergrossverteiler, Klär-
anlagen und Hauptkanalnetz). Die Aktivitäten 
waren nicht oder nur unzureichend miteinan-
der koordiniert, was sich im Ergebnis negativ 
auf die Gewässerqualität ausgewirkt hat.
Aufgrund dieser Problemlage haben sich die 
Gemeinden entschlossen, neue Visionen und 
Ziele für eine Regionalisierung der Wasserwirt-
schaft zu erarbeiten und diese gemeinsam 
umzusetzen. Der Trink- und Abwasserverband 
der zehn östlichen Gemeinden hat für die-
sen Prozess die Federführung übernommen. 
Es wurde eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Vertretern des Trink- und Abwasserverbandes 
und der Gemeinden, gebildet, die durch ein 
externes Ingenieurbüro beraten wurde. Eine 
Lenkungsgruppe mit Vertretern der Gemein-
den, der kantonalen Fachstellen und des Bun-
des hat das Projekt, das von Mitte 2007 bis 
Mitte 2010 dauerte, begleitet.

Seit der Inbetriebnahme des Regionalverbandes 
MultiRuz sind die Kosten gesunken und der 
Wasserverlust konnte um 5% gesenkt werden. 
Alle Fotos: IWAGO

Der Bericht zum regionalen Entwässe-
rungsplan stellte fest, dass die beob-
achteten Gewässerprobleme auf 
eine Kombination mehrerer Ursachen 
zurückzuführen sind: hohe Gewässer-
belastung durch die Landwirtschaft, 
unzureichend funktionierende Sied-
lungsentwässerung, streckenweise 
naturferne Gewässermorphologie, 
temporäre Übernutzung des Grund-
wassers für die Trinkwassergewinnung 
und ein teilweise nicht sachgemässer 
Gewässerunterhalt. 
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In einem intensiven Austauschprozess wurde 
eine neue Vision für eine künftige Organisa-
tion der Wasserwirtschaft erarbeitet: «Die Was-
serwirtschaft im Val de Ruz wird einer einzi-
gen öffentlichen Trägerschaft übertragen, die 
alle Gemeinden umfasst. Sie ist Eigentümerin 
der Trink-, Abwasser- und Drainagenetze. Sie 
verfügt über ein Team von Fachleuten, wel-
che alle Aufgaben im Bereich der Wasserwirt-
schaft übernehmen. Sie erhebt die Gebühren 
für Trinkwasser, Abwasser und Entwässerung. 
Sie reinvestiert sie entsprechend einer lang-
fristigen gesamtregionalen Planung gemäss 
Prioritäten nach Kosten-Nutzen-Überlegun-
gen.» Es folgte eine Phase der konkreten Aus-
formulierung der technischen, reglementa-
rischen, organisatorischen, finanziellen und 
betriebswirtschaftlichen Aspekte der neuen 
Organisation, begleitet durch intensive Kom-
munikationsarbeit mit politischen Entschei-
dungsträgern und Bürgerinnen und Bürger. 
Um die neue Trägerschaft formell zu etablie-
ren, mussten bestehende Zweckverbände 
(wie z.B. der Trink- und Abwasserverband) auf-
gelöst werden. Deshalb war eine Abstimmung 
in den Gemeinden notwendig; im Sommer 
2010 haben 12 Gemeinden der neuen Orga-
nisation zugestimmt, drei stimmten gegen 
einen Beitritt, eine Gemeinde wollte nicht 
abstimmen lassen. Damit war der Grund-
stein gelegt für die neue Trägerschaft, die am 
1. Januar 2011 unter dem Namen «MultiRuz, 
Syndicat régional du Val-de-Ruz» offiziell seine 
Tätigkeiten aufgenommen hat. Gleichzeitig 
wurden die Infrastrukturen der Wasserwirt-
schaft an die Trägerschaft übergeben. Neu 
gelten nun für alle Gemeinden dieselben Was-
sergebühren, mit denen alle Kosten gedeckt 
werden. Die Anpassung des Gebührensys-
tems hat bei vielen Nutzern Widerstände aus-
gelöst, da die Abweichungen zu den früheren 
Kosten von Gemeinde zu Gemeinde teilweise 
gross waren. Die Offenlegung der Ausgaben 
und Einnahmen hat dann jedoch zur Zustim-
mung zum neuen Gebührensystem geführt. 
Im Weiteren sind die Kosten seit der Inbe-
triebnahme des Regionalverbandes MultiRuz 
gesunken und der Wasserverlust konnte um 
5% gesenkt werden. 

Fazit
Die ursprüngliche Initiative – die Erarbei-
tung eines regionalen Entwässerungsplans 
– basiert auf einer rechtlichen Pflicht und 
zielt auf eine Optimierung der bisherigen 
Situation und der bestehenden Abläufe. 
Die Gemeinden als Schlüsselakteure haben 
die Ergebnisse der Studie jedoch nicht 
direkt umgesetzt, sondern haben sie zum 
Anlass genommen, die aktuellen struk-
turellen Institutionen der Wasserwirt-
schaft grundlegend zu überdenken. Damit 
haben sie unter Beteiligung der relevanten 
Akteure einen über mehrere Jahre dau-
ernden Aushandlungs- und Lernprozess 
gestartet, in dem Grundwerte und Institu-
tionen im Rahmen einer demokratischen 

Debatte neu definiert und in eine neue 
Organisation um  gesetzt werden konnten. 
Mit der Schaffung einer breit abgestützten 
Arbeits- und Lenkungsgruppe haben die 
Gemeinden ihren Handlungsspielraum gut 
ausgenutzt. Die Formalisierung der neuen 
Strukturen und Handlungsspielräume hat 
zu einer rechtlich verankerten neuen Orga-
nisation geführt, die eher in der Lage ist, 
grundlegende Postulate der nachhaltigen 
Wassernutzung zu erfüllen. 
Die horizontale Integration – über Gemein-
degrenzen hinweg – und sektorale Integra-
tion – der Einbezug verschiedener Wasser-
sektoren und angrenzender Bereiche wie 
der landwirtschaftlichen Entwässerung 
– sind Stärken des beschriebenen Prozes-
ses. Damit verbunden ist jedoch auch eine 
Schwäche: Es ist nicht gelungen, auch den 
Bereich Wasserbau zu integrieren. Das mag 
damit zusammenhängen, dass hier die 
Zuständigkeit beim Kanton liegt.

Wassergesetz Kanton Freiburg
Das Gewässergesetz im Kanton Freiburg, das 
am 1. Januar 2011 in Kraft getreten ist, orien-
tiert sich an einer gesamtheitlichen Gewässer-
bewirtschaftung auf regionaler Ebene (IWAGO 
[6]; [49]). Ziel ist eine effiziente, wirtschaftliche 
Bewirtschaftung, welche die Gewässer und 
die Lebensräume langfristig schützt. Von nun 
an sollen Hochwasserschutz, Gewässerschutz 
und die Revitalisierung der Wasserläufe nicht 
mehr kommunale, sondern regionale Aufga-
ben sein. In separaten rechtlichen Grundlagen 
werden die Trinkwasserversorgung und die 
Wasserkraftnutzung geregelt. Für das regionale 
Management bezeichnet das Gesetz die Ein-
zugsgebiete als adäquate geografiische Einheit.
Der Kanton legt die Grundzüge der Wasser-
politik in Form von Sachplänen zu einzelnen 
Themen (Schutz der Gewässer, Wasserbau, 
Abwasserreinigung, Wasserentnahmen) fest 
und integriert sie in den kantonalen Richtplan. 
Darin enthalten sind zudem die Ziele und 
Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung, die 
Handlungsprioritäten und die lokal und regio-
nal einzusetzenden Mittel. Die Arbeiten wer-
den bis Ende des Jahres 2014 abgeschlossen 
sein. Der Kanton richtete zudem eine Gewäs-
serbewirtschaftungskommission ein, die vom 
zuständigen Staatsrat geleitet wird. Ihr gehö-
ren Vertreterinnen und Vertreter aus der Poli-
tik, von speziellen Interessen (z.B. Abwasserrei-
nigungsanlagen, Tourismus, Fischerei) sowie 
der Gemeinden und der Oberämter (Vorste-
her der Bezirke) an. 
Die Kommission hat eine beratende und koor-
dinierende Funktion. Die grössten Auswirkun-
gen hat das neue Gesetz für die Gemeinden: 
Diese sind verpflichtet, sich zusammenzu-
schliessen und innerhalb von fünf Jahren Richt-
pläne für die Einzugsgebiete auszuarbeiten. 
Entsprechende Strukturen sind zu schaffen, 
sei es in Form einer einfachen Gemeindeüber-
einkunft oder in einem formellen Gemeinde-
verband als neuer Institution.

«Diese Umsetzung wird eine oder 
zwei Generationen benötigen. Das 
ist etwas, wo man Geduld braucht. 
Man muss Kontinuität haben.»

Marc Chardonnens
Vorsteher des Amts für Umwelt 
Kanton Freiburg

Mehr dazu im    IWAGO 
unter www.nfp61.ch
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Als Grundlage für die Neuorganisation des 
Managements dienen die Einzugsgebiete. 
Der Kanton hat mit Unterstützung eines Inge-
nieurbüros aufgrund verschiedener Kriterien 
einen Vorschlag erarbeitet, der insgesamt 12 
Einzugsgebiete vorsieht (). Im Herbst 2013 
wurde dieser Vorschlag den Gemeinden vor-
gestellt, die Grenzen werden bei Bedarf noch-
mals erneut angepasst, bevor Anfang des 
Jahres 2014 die öffentliche Vernehmlassung 
startet.

Fazit
Das Wassergesetz setzt neue Rahmen-
bedingungen, indem es eine horizontale 
(zwischen kantonalen Verwaltungsstellen 
bzw. zwischen Gemeinden), eine vertikale 
und eine sektorale Integration vorschreibt. 
Es werden neue Instrumente eingeführt, 
wie die kantonalen Sachpläne und die 
Richtpläne der Einzugsgebiete, die rechts-
verbindlich sind. Mit der Bezeichnung von 
Einzugsgebieten für das Gewässermanage-
ment werden auch neue institutionelle 
Strukturen (neue Verbände und Zusam-
menschlüsse) geschaffen. Insgesamt 
werden mit dem neuen Wassergesetz alle 
zentralen Elemente der Wassergouvernanz 
(Rechtsgrundlagen, Strategien/Ziele, Ins-
trumente, institutionelle Strukturen sowie 
Koordinationsprozesse) neu formuliert 
und im Sinne einer integralen und nach-
haltigen Wasserwirtschaft formuliert, was 
eine Stärke ist.
Mit der Gewässerbewirtschaftungskom-
mission ist ein neues Gremium einge-
setzt worden, das alle relevanten Akteure 
umfasst. Die Kommission ist legitimiert, 
bei allen wasserwirtschaftlichen Geschäf-
ten beratend und koordinierend zu wirken. 
Noch fehlt die Vollzugserfahrung; es zeich-
net sich jedoch ab, dass die Grenzziehung 
der Einzugsgebiete nicht unumstritten ist. 
Für einige bestehende Organisationen und 
Gemeinden bedeutet der neue Zusammen-
schluss gleichzeitig auch eine Aufhebung 
bestehender Strukturen.

Diskussion um eine nationale Wasser-
strategie: formelle Erneuerung?
Eine nationale Wasserstrategie, wie sie vom 
Bundesrat in der Antwort auf das Postulat 
Segmüller aus dem Jahr 2011 bereits in Aus-
sicht gestellt wurde [50], ist eine weitere Mög-
lichkeit, die Integration der Wasserwirtschaft 
in der Schweiz voranzubringen. Derzeit sind 
allerdings keine Bemühungen bekannt, eine 
solche Strategie zu erarbeiten.
Das Postulat Walter hatte in gewissem Sinne 
auch eine formelle (rechtliche) Erneuerung 
gefordert, indem es verlangte: «Erarbeiten 
einer Rechtsbasis, um eine konkrete Wasser-
strategie unter Berücksichtigung der Aufga-
benteilung von Bund, Kantonen, Gemeinden 
und Privaten umzusetzen» [51]. Bezogen auf 
die Trockenheitsproblematik kam der Bun-
desrat allerdings zum Schluss, dass die vor-

geschlagenen Massnahmen vorerst ohne 
Anpassung der geltenden Rechtsbasis reali-
siert werden können. 
Eine umfassende Wasserstrategie könnte 
eine Vorstufe zu einer formellen Erneuerung 
sein oder allenfalls selbst ein formelles Instru-
ment werden, z.B. wenn es in Form eines Kon-
zepts oder Sachplans nach Raumplanungsge-
setz erlassen würde, was allerdings aufgrund 
der beschränkten Bundeskompetenz eher 
unwahrscheinlich ist.
Dabei wird allerdings unter einer solchen Was-
serstrategie nicht immer das Gleiche verstan-
den. Zu beachten ist, dass schon sehr viele 
Teilstrategien bestehen (). Deshalb müsste 
eine nationale Wasserstrategie die Thema-
tik wohl nicht von Grund auf neu bearbeiten, 
sondern auf den bereits bestehenden Teil-
strategien aufbauen, Lücken schliessen und 
Querbezüge herstellen, aber auch prozessu-
ale Aspekte beachten, d.h. die Zusammenar-
beit der Akteure fördern (inklusive Kantonen, 
Fachverbänden). In einer Befragung der kan-
tonalen Fachstellen durch das Bundesamt 
für Umwelt hatten sich einige Jahre zuvor die 
Akteure der Wasserwirtschaft positiv zu einer 
Wasserstrategie geäussert [54].
Mögliche Stärken einer integralen nationalen 
Wasserstrategie in der Schweiz könnten sein:
� Eine übergeordnete, integrale Strategie 

ermöglicht die Nutzung von Synergien und 
die Vermeidung oder die Behebung von 
Konflikten zwischen verschiedenen Sekto-
ren sowie zwischen Schutz und Nutzung 
von Wasserressourcen.

� Eine Gesamtstrategie kann für die Umset-
zung von abgestimmten Teilstrategien und 
für kantonale und regionale Strategien eine 
wichtige «Rückenstärkung» geben.

� Eine Gesamtstrategie ermöglicht ein ein-
heitlicheres Auftreten und mehr Einigkeit 
der betroffenen Akteure und eine stärkere 
Positionierung des Wassersektors gegen-
über anderen Politikbereichen.

Eine nationale Wasserstrategie kann damit ins-
gesamt als gute Möglichkeit bezeichnet wer-
den, um Integrationsansätze voranzubringen, 
auch wenn das Ergebnis und die konkrete 
Umsetzung dieser Strategie offen sind, da der-
zeit (Anfang 2014) keine konkreten Bemühun-
gen in diese Richtung erkennbar sind.
Eine wichtige Problematik – in gewissem 
Sinn eine Schwäche – könnte darin liegen, 
dass die Strategie die konkreten Abwägungs-
entscheide nicht ersetzen kann und dass die 
bestehende Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Kantonen der Umsetzung gewisse 
Grenzen setzt, deren Anpassung eine Verfas-
sungsänderung bedingen würde. Der Bun-
desrat schreibt dazu (allerdings mit Fokus auf 
das Trockenheitsproblem): «Die Probleme und 
Interessenkonflikte bei Wasserknappheit sind 
regional sehr unterschiedlich. Entsprechend 
müssen auch die Lösungen den spezifischen 
Situationen angepasst werden. Die Kantone 
verfügen für diese Prioritätensetzung über die 
besten Kenntnisse und ausserdem über weit-

Festlegung der 12 Einzugsgebiete 
im Kanton Freiburg
In einem ersten Schritt wurden die 
Gebiete unter Berücksichtigung der 
Gemeindegrenzen, der hydrologi-
schen Einzugsgebiete, der Einzugsge-
biete der Abwasserreinigungsanlagen 
und der Gebiete der Wasserbauunter-
nehmen umrissen. 
In einem zweiten Schritt wurden die 
Gebiete aufgrund von Aspekten wie 
laufenden Gemeindefusionen, Spra-
che, Einwohnerzahl oder laufenden 
Grossprojekten der Gewässerbewirt-
schaftung angepasst. 
Wenn noch keine befriedigende Lö -
sung gefunden wurde, wurden die 
Grenzen in einem dritten Schritt 
nochmals angepasst. Dabei dienten 
gemeindeübergreifende Kooperati-
onen oder die Fläche der Einzugsge-
biete als Orientierungshilfe. 

Nationale Teilstrategien  
zum Umgang mit Wasser:
�	Wasserversorgung [52]
�	Abwasserentsorgung [53]
�	Bericht zum Thema Wasserknapp-

heit und Landwirtschaft als Antwort 
auf das Postulat Walter [51]
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reichende Kompetenzen. Die eingehende 
Prüfung hat gezeigt, dass es daher weder 
möglich noch sinnvoll ist, gesamtschweize-
risch und vom Bund her detaillierte Zugangs-
regelungen oder eine generelle Priorisierung 
von Schutz- und Nutzungsinteressen festzule-
gen. Vielmehr wird entsprechend dem Subsi-
diaritäts- und dem Verhältnismässigkeitsprin-
zip ein stufenweises Vorgehen empfohlen, bei 
dem zunächst die Risikogebiete identifiziert 
werden und danach für diese in Verantwor-
tung der Kantone Wasserressourcen-Bewirt-
schaftungspläne erstellt werden.» [51]

Fazit
Eine nationale Wasserstrategie könnte 
Anstoss zu einer grundlegenden und inte-
gral konzipierten formellen Erneuerung 
von Institutionen und Instrumenten sein. 
Die Diskussionen haben gezeigt, dass eine 
solche Erneuerung – und sogar bereits 
die vorgelagerte Strategie – sehr komplex 
ist und aufgrund der heute bestehenden 
Kompetenzverteilung auch Widerstände 
wecken könnte. Verbesserungen in Teilbe-
reichen können – wie die aktuelle Praxis 
zeigt – auch auf anderen Wegen (z.B. über 
Praxisanleitungen usw.) erreicht werden, 
sodass der Bundesrat und die Bundesver-
waltung – soweit bekannt – vorläufig keine 
solche Strategie ins Auge gefasst haben. 

Vorschläge zum Nachfragemanagement
Wassermanagement kann nicht nur über 
das Angebot und die nötigen Infrastruktu-
ren gesteuert werden, sondern auch über die 
Beeinflussung der Nachfrage durch geeignete 
Anreize und Rahmenbedingungen. Dies setzt 
allerdings in den meisten Fällen auch Anpas-
sungen bei den Institutionen und Instrumen-
ten, also in der Gouvernanz, voraus, wie das 
folgende Beispiel zeigt.
Das aktuelle Wassermanagement im trocke-
nen Gebiet der Region Crans-Montana-Sierre 
ist stark geprägt vom Infrastrukturausbau 
und der Abhängigkeit von technischen Anla-

gen. Die Angebotssteuerung – also das Ver-
fügbarmachen von Wasser und das Schaffen 
von neuen Speichermöglichkeiten – ist dabei 
dominant. Abschätzungen zeigen, dass genü-
gend Wasserressourcen vorhanden sind, diese 
werden in Zukunft nur geringfügig abneh-
men. Allerdings können im Zuge des mensch-
lich beeinflussten Klimawandels oder des 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wan-
dels Trockenperioden, vor allem im Sommer, 
häufiger auftreten. Im Rahmen des Projektes 
MONTANAQUA sind in einem partizipativen 
Prozess mit den wichtigsten Akteuren aus der 
Region verschiedene Visionen () für eine 
künftige Regionalentwicklung sowie Szena-
rien des Wasserbedarfs erarbeitet worden [30]. 
Wie die Untersuchungen zeigen, hängt der 
Wasserbedarf stark von der sozioökonomi-
schen Entwicklung ab; er wird je nach Zu -
kunftsvision im Durchschnitt zu- oder ab -
nehmen (siehe Tabelle 4). Die Mehrheit der 
Szenarien zeigt einen zunehmenden Wasser-
bedarf, was zu der Einsicht führte, dass ein 
wichtiger Pfad für die nachhaltigere Wasser-
nutzung auch einen Übergang vom Ange-
bots- zum Nachfragemanagement beinhal-
ten muss. Anstatt immer nur mehr Wasser 
zur Verfügung zu stellen und das Angebot zu 
erhöhen, haben sich das Projekt und die daran 
beteiligten Gemeinden auch gefragt, was 
getan werden kann, um die immer noch stei-
gende Nachfrage nach Wasser zu reduzieren 
und damit Wasser einzusparen.
Die Berechnung der Gesamtnachfrage nach 
Wasser (ohne Elektrizitätserzeugung) hat auf 
Basis von vier sozioökonomischen Szenarien 
gezeigt, dass das «business as usual» (Vision 
1a) – das heisst ein fortgesetzter, vorwiegend 
auf ökonomisches Wachstum ausgerichteter 
Entwicklungspfad – eine Gesamtnachfrage 
von 24% mehr Wasser zur Folge hat als im Ver-
gleichsjahr 2010. Die schrittweise Umsetzung 
einer nachhaltigeren Entwicklungsstrategie 
für die Region würde die Gesamtnachfrage 
nach Wasser im Vergleich zum Basisjahr 2010 
um 3 bzw. 13% (Vision 4 bzw. 3) reduzieren. 

Visionen einer Regional-
entwicklung
1a  Wachstum mit starker Bevölke-

rungszunahme
1b  Wachstum mit mässiger Bevölke-

rungszunahme 
2  Stabilisierung
3  Ökologisierung
4  RegiEau: Vision der Begleitgruppe

Trinkwasser Landwirtsch. 
Bewässerung

Bewässerung der 
Golfplätze

Beschneiung der 
Skipisten

Gerundetes Total, 
(in Klammern 
max. Bedarf)

Wasserkraft

2010 – Normaljahr 7,7 2,4 0,08 0,3 10,5 67,5

2011 – Trockenjahr 8,2 4,8 0,09 0,45 13,6 61,2

Künftiger Bedarf – Vision 1a +33,5% –18,7% +7,8% +77% +24% (+59%) ?

Künftiger Bedarf – Vision 1b +23,1% –24,8% +7,8% +77% +24% (+48%) ?

Künftiger Bedarf – Vision 2 +7,6% +32,6% +14,5% –19% +19% (+60%) ?

Künftiger Bedarf – Vision 3 –9,6/–16,8% –34% +6,8% –100% –13% (+18%) ?

Künftiger Bedarf – Vision 4
(RegiEau)

+7,6% –0,2% +5,8% –19% –3% (+49%) ?

Tabelle 4: Aktueller Wasserverbrauch (in Mio. m3) 
und Abschätzung des zukünftigen Bedarfs für  
4 verschiedene Szenarien (in Prozenten im 
Vergleich zum Normaljahr 2010) in der Region 
Crans-Monta na-Sierre. (Quelle: MONTANAQUA 
[55])
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Die Berechnungen zeigten deutlich, dass bei 
einer sinkenden Gesamtnachfrage nach Was-
ser die zu erwartenden Auswirkungen des 
Klimawandels (verändertes Niederschlags-
muster und Abschmelzen des Plaine-Morte- 
Gletschers) weitaus weniger kritisch ausfallen 
würden, als wenn die Wassernachfrage weiter 
steigen würde.
Der Übergang vom Angebots- zum Nachfrage-
management ist eine Gesamtstrategie. Neben 
den gemeinsam entwickelten Prinzipien für 
eine nachhaltigere territoriale Entwicklung 
heisst das auch, dass die Wasserversorgung 
das Verursacherprinzip berücksichtigt. Das 
heisst, dass eine Form der Rechnungslegung 
eingeführt werden muss, welche die realen 
finanziellen, sozialen und umweltbezogenen 
Kosten einschliesst. Auch die proaktive Förde-
rung technologischer Neuerungen spielt eine 
Rolle. Es konnte gezeigt werden, dass die Aus-
weitung der Begrünung im Weinbau sowie die 
Verwendung von Sprinkler- und Tropfbewäs-
serung anstatt der traditionellen Bewässerung 
einen wesentlichen Einfluss auf die Reduktion 
der Gesamtnachfrage in den spezifischen Sek-
toren der Wassernutzung haben können.

Fazit
Obwohl der Übergang vom Angebots- 
zum Nachfragemanagement in der Region 
Crans-Montana-Sierre bislang eine Vision 
ist, können doch die Implikationen für eine 
zukünftige Wassergouvernanz aufgezeigt 
werden. Als wichtigstes Merkmal kann 
die neu formulierte Zielsetzung hervorge-
hoben werden: Es geht nicht nur um die 
Befriedigung des Wasserbedarfs von ein-
zelnen Sektoren, sondern um den sparsa-
meren Umgang mit den Wasserressourcen. 
Die Gemeinden werden stärker zusam-
menarbeiten müssen, um eine gesamt-
heitliche Sicht über die verfügbaren und 
benötigten Wassermengen zu erhalten; 
bilaterale Abmachungen und Verträge 
werden nicht mehr ausreichen. Damit ver-
knüpft sind auch eine Vereinfachung der 
rechtlichen Grundlagen und eine Neuver-
handlung traditioneller Wasserrechte. Ein 
überkommunaler Zusammenschluss mit 
den entsprechenden Finanz- und Entschei-
dungskompetenzen würde das heutige 
fragmentierte Wasserbewirtschaftungssys-
tem ablösen. Zudem ist eine solche Anpas-
sung der Wassernutzung eingebettet in 
eine überregionale Raum- und Landnut-
zungsplanung.

Abstimmung und Integration 
mit Sektoren ausserhalb der 
Wasserwirtschaft
In diesem Abschnitt werden Beispiele dar-
gestellt, in denen Abstimmungen und eine 
Zusammenarbeit mit Sektoren ausserhalb der 
Wasserwirtschaft thematisiert wurden bzw. 
notwendig sind, um eine nachhaltige Wasser-
gouvernanz zu erreichen.

Anpassung des Wasserverbrauchs 
in der Landwirtschaft
Das Projekt AGWAM zeigt anhand des The-
mas «Bewässerung in der Landwirtschaft», 
wie wichtig der Einbezug von Sektoren aus-
serhalb der Wasserwirtschaft im engeren Sinn 
ist, um eine nachhaltige Wasserwirtschaft zu 
erreichen.
In der Schweizer Landwirtschaft wird die 
künstliche Bewässerung hauptsächlich in den 
traditionellen Trockenregionen wie im Wal-
lis oder in Teilen der Westschweiz eingesetzt, 
und dies für besonders wertvolle Kulturen wie 
Gemüse, Obst und Reben. Mit der Bewässe-
rung wird Trockenstress während entschei-
dender Entwicklungsphasen der Pflanzen 
vermieden und so der Ertrag wie auch die 
Qualität der Produkte gesichert. Verwendet 
wird Fluss- oder Seewasser und – wo vorhan-
den – Grundwasser. In Zukunft wird mit einem 
höheren Bewässerungsbedarf gerechnet, 
denn Klimaprojektionen zeigen, dass die Som-
mer wärmer und trockener werden, was die 
Austrocknung der Böden verstärkt. Besonders 
in Hitzejahren kann der lokale Wasserbedarf 
daher hoch sein. Es sind Strategien gefragt, 
wie das Wasser optimal für die Landwirtschaft 
genutzt werden kann, ohne dass es zu Konflik-
ten mit anderen Nutzern in Haushalten oder 
Industrie kommt.
Das Projekt AGWAM [56] identifiziert Hand-
lungsstrategien im landwirtschaftlichen Be  -
trieb (wie Änderungen der Fruchtfolge oder 
der Bodenbewirtschaftung). Eine weitere 
wirksame Massnahme ist die Steuerung des 
Wasserverbrauchs über die Direktzahlungen: 
Entsprechende Änderungen in der Landwirt-
schaftspolitik haben also zur Folge, dass die 
Landwirte zu sparsamerem Einsatz von Was-
ser bewogen werden können. Es hat sich wei-
ter gezeigt, dass die Einführung eines Wasser-
preises und betriebsspezifische Wasserquoten 
den Wasserbedarf deutlich reduzieren, ohne 
dass das durchschnittliche Einkommen eines 
Betriebes geschmälert würde.

Fazit
Mit Massnahmen im Sektor Landwirt-
schaft, die auch formelle Regelungen und 
Anreizsysteme und damit die Gouvernanz 
betreffen, kann wesentlich auf die Was-
serwirtschaft Einfluss genommen werden. 
Das zeigt, dass die Wassernutzung nicht 
nur direkt, sondern auch indirekt durch 
die Steuerung der Ressourcennutzung von 
Kulturland oder auch von Wald beeinflusst 
werden kann.

«Die Lösung liegt ganz klar in 
einer ernst genommenen regiona-
len Zusammenarbeit, in der man 
gemeinsam die Ziele angeht und 
nicht Gemeinde für Gemeinde.»

Rolf Weingartner
Projektleiter MONTANAQUA
Universität Bern

Mehr dazu im    MONTANAQUA 
unter www.nfp61.ch
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Chancen und Risiken von neuen 
Gletscherseen
Als Folge der Gletscherschmelze bilden sich 
im Hochgebirge in den Übertiefungen der 
freigelegten Gletscherbetten neue Seen 
[57]. Der Schwund der Gebirgsgletscher als 
Folge des Temperaturanstiegs ist ein welt-
weites Phänomen und läuft mit zunehmen-
der Geschwindigkeit ab. Modellrechnungen 
des Projektes NELAK zeigen, dass bei weiterer 
Erwärmung bis zur Jahrhundertmitte wesent-
liche Teile des noch verbleibenden Eisvolu-
mens abschmelzen und in der zweiten Hälfte 
des 21. Jahrhunderts Gletscher bis auf kleine 
Restbestände verschwinden dürften. Die neu 
entstehenden Seen beschleunigen den Eis-
zerfall zusätzlich.
Die neuen Seen stellen ein Gefahrenpotenzial 
dar. Aufgrund der zunehmenden Instabilität 
der Bergflanken kann es zu Sturzereignissen 
in die Seen kommen, welche zu einem See-
ausbruch und damit zu weitreichenden Flut-
wellen bis ins Tal führen können. Die Eintre-
tenswahrscheinlichkeit solcher Ausbrüche 
ist klein; mit wachsender Anzahl der Seen 
und den beschleunigten Veränderungspro-
zessen im Hochgebirge kann ein solcher Fall 
aber dennoch auftreten, was eine detaillierte 
Gefahrenbeurteilung aller Seen erforderlich 
macht.
Die neuen Seen können aber neue Chancen 
eröffnen, sowohl für die Wasserkraft als auch 
für den Tourismus. Die Wasserkraft wird auch 
künftig die wichtigste Energiequelle in der 
Schweiz bleiben. Mit dem Rückzug der Glet-
scher verändern sich die Zuflüsse zu den Stau-
seen: Das Anwachsen der Zuflüsse wird dank 
der Gletscherschmelze je nach Klimaszena-
rien in den nächsten 10 bis 30 Jahren noch 
anhalten. Anschliessend werden mit dem 
fortschreitenden Verschwinden der Gletscher 
die Zuflüsse hingegen wieder abnehmen. 
Die neu entstehenden Seen ermöglichen 
es jedoch, die heutige Stromproduktion aus 
Wasserkraft aufrechtzuerhalten. Mit dem Bau 
von neuen Talsperren könnte das Volumen 
dieser natürlichen Seen sogar vergrössert und 
zur Produktion von Spitzenenergie, aber auch 
zur Pumpspeicherung verwendet werden. 
Neben der sicheren Stromversorgung könn-
ten solche Stauseen künftig darüber hinaus 
auch der Anreicherung der Gewässer in lang 
andauernden Trockenperioden sowie dem 
Hochwasserschutz dienen. 
Die Umsetzung einer solchen Strategie würde 
jedoch die Erschliessung von bisher unbe-
rührten Hochgebirgslandschaften bedingen 
und Gewässer sowie Landschaften verän-
dern bzw. beeinträchtigen. Da sich zahlreiche 
bestehende und potenzielle Gletscherseen in 
Naturschutzgebieten befinden, würden Pro-
jekte in Schutzgebieten rechtliche und politi-
sche Konflikte nach sich ziehen. 
Die neuen, gut zugänglichen Gletscherseen 
können zudem die zunehmend karger und 
wilder werdende Landschaft aufwerten. Sol-

len diese Landschaften weiterhin touristisch 
genutzt werden, müssen Berg- und Glet-
scherrouten sowie Hüttenzugänge gesichert 
und Skipisten aufwendig präpariert werden. 
Die bestehende und neue Infrastruktur muss 
zudem gegenüber dem neuen Gefahrenpo-
tenzial gesichert werden, was zu hohen Kos-
ten von Massnahmen zur Risikoreduktion 
führt. In diesem Zusammenhang stellt sich 
allerdings die Frage, ob diese touristische Ent-
wicklung auch aus landschaftsschützerischer 
Sicht zu unterstützen ist.
Gletscherseen sind rechtlich wie Gletscher 
einzustufen. Sie stehen unter der Hoheit (z.B. 
im Falle des Kantons Bern) bzw. im Eigentum 
(z.B. im Falle des Kantons Wallis) des jeweiligen 
Territorialkantons, welcher dieses Recht auch 
an die Gemeinden delegieren kann. Für den 
Schutz der Bevölkerung vor den neuen Gefah-
ren der Gletscherseen sind in erster Linie die 
Kantone und Gemeinden zuständig. Auch 
die Betreiber der Wasserkraftwerke tragen 
diesbezüglich eine Verantwortung. Sollten 
die Gletscherseen für die Stromproduktion 
genutzt werden, sind die wasser- und gewäs-
serschutzrechtlichen Vorgaben relevant. Beim 
Bau von neuen Tourismusinfrastrukturen sind 
ebenfalls gesetzliche Vorgaben aus den Berei-
chen Transport, Raumplanung, Umwelt sowie 
Natur- und Heimatschutz zu beachten.

Fazit
Es zeigt sich, dass bezüglich der Gletscher-
seen vielfältige öffentliche und private 
Schutz- und Nutzungsinteressen ver-
schiedener Sektoren aufeinandertreffen: 
Bedürfnisse zur Nutzung der neuen Seen 
vonseiten der Strom- oder Trinkwasserpro-
duktion, als Rückhalt für den Hochwasser-
schutz im Tal oder die Inwertsetzung durch 
den Tourismus treffen auf Schutzabsichten 
durch den Natur- und Landschaftsschutz. 
Ökologische, sicherheitsbezogene, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Interes-
sen sind gegenseitig abzuwägen, was den 
Einbezug der relevanten Interessenver-
treter, beispielswese bei konkreten Bau-
vorhaben, erfordert. Ein breit angelegter 
integrativer, d.h. Sektoren übergreifender 
Aushandlungsprozess ist notwendig, der 
über den Wassersektor hinausgeht und 
insbesondere die Raumplanung, den Tou-
rismus und den Landschaftsschutz gleich-
wertig berücksichtigt. Allerdings zeigen 
die Untersuchungen des Projektes NELAK, 
dass die beschleunigten Veränderungen 
der komplexen natürlichen und sozio-
ökonomischen Systeme die Zeit für einen 
offenen Diskurs zu strittigen Fragen der 
Wassergouvernanz immer knapper werden 
lassen.
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Querschnittsansätze: Partizipation 
und Visionsentwicklung
Die Einbindung betroffener und beteiligter 
Akteure, das Lancieren von Visionsprozessen 
oder die Stärkung der Anpassungsfähigkeit 
sind wichtige Elemente von Lernprozessen. 
Die folgenden Beispiele zeigen auf, wie in den 
Projekten MONTANAQUA und SWIP die Werte 
einer nachhaltigen Entwicklung im Rah-
men partizipativer Entscheidungsprozesse 
gemeinsam festgelegt wurden.

Visionsprozess nachhaltige Regional-
entwicklung Crans-Montana-Sierre
Das Beispiel des Visionsprozesses zur Regio-
nalentwicklung in Crans-Montana-Sierre zeigt, 
wie die übergeordneten Nachhaltigkeitsziele 
für den regionalen Kontext in einem partizipa-
tiven Prozess festgelegt werden können.
Im Rahmen des Projektes MONTANAQUA 
stand die Entwicklung eines gemeinsamen 
Verständnisses von regionaler Nachhaltigkeit 
im Zentrum [30]. In diesem Aushandlungs-
prozess konnte konkretisiert werden, wie eine 
nachhaltige Regionalentwicklung und eine 
dazugehörende nachhaltige Wassergouver-
nanz zur Anpassung an den gesellschaftlichen 
und klimatischen Wandel auszusehen hat. In 
mehreren Workshops haben Schlüsselakteure 
und Wissenschaftler in enger Zusammenar-
beit eine Vision der nachhaltigen Entwicklung 
für die elf Gemeinden der Region Crans-Mon-
tana-Sierre entwickelt. Auf der Grundlage von 
Zukunftsvorstellungen der einzelnen Schlüs-
selakteure wurden vorerst drei Zukunftsvisi-
onen entwickelt: Sie zielten auf (1) weiteres 
Wachstum, (2) Stabilisierung und (3) Ökolo-
gisierung der regionalen Entwicklung. In den 
Diskussionen wurde jedoch deutlich, dass vor 
allem aufgrund der unterschiedlichen Interes-
sen der Sektoren – Tourismus, Landwirtschaft, 
Energiewirtschaft, Umwelt- und Naturschutz – 
keine der entwickelten Visionen für sich alleine 
genommen konsensfähig war. Es ergab sich 
somit kein Szenario, das alle Akteure unter-
stützen konnten. Um diese wenig produktive 
Situation zu überwinden, haben die beteilig-
ten Schlüsselakteure vorgeschlagen, einzelne 
Elemente der drei bisherigen Visionen neu 
zu kombinieren. Daraus entstand eine vierte 
Zukunftsvision, die von allen Vertretern der 
verschieden Sektoren akzeptiert wurde; einzig 
die als wichtig identifizierte Neuverhandlung 
der Rechtssituation blieb umstritten. Mit die-
sem partizipativen Prozess ist es gelungen, ein 
gemeinsames Verständnis von nachhaltiger 
Entwicklung und Wassergouvernanz auf der 
regionalen Ebene zu erreichen.
Als wesentlich hat sich dabei die Auswahl der 
Schlüsselakteure herausgestellt; sie beein-
flusste nicht nur die Ergebnisse, sondern 
auch deren Akzeptanz durch die weiteren 
Akteure. Aufgrund einer Akteursanalyse wur-
den die Akteursgruppen identifiziert; diese 
wurden dann mit den Gemeindepräsiden-
ten abgestimmt. Die jeweilige Akteursgruppe 
bestimmte dann selbst ihren direkten Vertre-

ter. Der starke Einbezug der lokalen Akteure 
bei der Wahl ihrer Vertreter hat sich positiv 
auf ihr Engagement ausgewirkt. Gleichzeitig 
zeigte sich im späteren Verlauf des Prozesses, 
dass die Akteure stark an ihre institutionellen 
Interessen gebunden waren, was einen Kon-
sens in der Gruppe schwierig machte, insbe-
sondere in Bezug auf die Neuverhandlung der 
Wasserrechte. Der Auswahlprozess von geeig-
neten Akteuren ist aufwendig, nicht nur weil 
die beschränkte Verfügbarkeit von einzelnen 
Akteuren berücksichtigt werden muss, son-
dern auch weil existierende Spannungen oder 
Konflikte überwunden werden müssen. In der 
Region Crans-Montana-Sierre handelte es sich 
um einen Gerichtsprozess unter anderem zwi-
schen Vertretern des Biodiversitätsschutzes 
und des Tourismus. 
Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler haben einerseits diesen Prozess geleitet 
und moderiert. Anderseits haben sie die von 
den Akteuren als wichtig erachteten Aspekte 
wie heutige Wasserverfügbarkeit, Wasser-
verbrauch oder Landnutzung analysiert und 
quantifiziert und dadurch die Auswirkungen 
der Zukunftsvisionen abgeschätzt. Es konnte 
ein gemeinsames Lernen stattfinden, weil 
die verschiedenen Sichtweisen angemes-
sen berücksichtigt wurden. Das lokale Wissen 
konnte in die wissenschaftlichen Analysen 
eingespeist werden, deren Ergebnisse flossen 
wiederum zurück in die Workshops.

Fazit
Eine sorgfältige Gestaltung des partizi-
pativen Prozesses erweist sich als zentral 
für dessen Erfolg. Der Mitbestimmung bei 
der Auswahl der Akteure kommt ebenso 
eine Bedeutung zu wie dem möglichst frü-
hen Einbezug der Beteiligten. Können die 
Beteiligten bereits die Probleme gemein-
sam analysieren, stärkt das nicht nur das 
gegenseitige Vertrauen, sondern es wird 
dadurch auch die soziale Dimension, z.B. 
bestehende Machtverhältnisse, deutlich. 
Gleichzeitig ist ein solcher partizipativer 
Prozess zeitintensiv und erfordert die Fle-
xibilität aller Beteiligten.
Das dargestellte Beispiel zeigt, dass die 
entwickelten Visionen eng mit der Lebens-
welt der lokalen Akteure verknüpft sind. 
Gleichzeitig konnte festgestellt werden, 
dass gesellschaftliche, politische und öko-
nomische Realitäten Rahmenbedingungen 
setzen, die sehr offene oder weitreichende 
Visionen beschränken.

Zieldefinition für eine langfristige Pla-
nung nachhaltiger Wasserinfrastrukturen
Infrastrukturen der Wasserversorgung und der 
Abwasserentsorgung sind für die menschli-
che Gesundheit und den Schutz der Umwelt 
zentral: Sie liefern sauberes Trinkwasser, leiten 
verschmutztes Wasser ab und reinigen es. Die 
Infrastrukturen müssen hohe Qualitätsstan-
dards erfüllen, sie altern jedoch und ihr Unter-
halt ist kostenintensiv. Weil mit einer Lebens-

«Was mich am meisten interessiert 
und auch beeindruckt hat, war das 
Treffen, an dem wir die vier Visio-
nen entwickelt haben. Die Vision 
für die Region ist sehr realistisch. 
Wir könnten sie in der Zukunft 
umsetzen.»

Alain Perruchoud
Leiter technische Abteilung
Sierre-Energie SA

Mehr dazu im    MONTANAQUA 
unter www.nfp61.ch



43Praxis der nachhaltigen Wassergouvernanz

In den Projekten MONTANAQUA und SWIP wur-
den die Werte einer nachhaltigen Entwicklung 
im Rahmen partizipativer Entscheidungspro-
zesse gemeinsam festgelegt.
Links: SWIP
Mitte: SWIP (Foto Max Maurer)
Rechts: MONTANAQUA

dauer von 80 Jahren gerechnet wird, braucht 
es eine langfristige Infrastrukturplanung, die 
sozioökonomische und ökologische Verän-
derungen sowie Unsicherheiten angemessen 
berücksichtigen kann. 
Das Projekt SWIP hat zusammen mit verschie-
denen Akteuren eine Zielhierarchie erarbeitet, 
die sich auf die drei Dimensionen einer nach-
haltigen Entwicklung stützt [58]. Das Untersu-
chungsgebiet ist die Region der Mönchaltorfer 
Aa, die vier Gemeinden umfasst. Das Gebiet ist 
landwirtschaftlich dominiert, aber auch durch 
den Siedlungsdruck der nahen Stadt Zürich 
geprägt. Der Greifensee ist ein Erholungs- und 
Naturschutzgebiet; es treten aber auch Prob-
leme mit dem zu hohen Phosphateintrag auf, 
der von der Landwirtschaft und vom Abwas-
ser stammt. Es wurden über 40 Akteure iden-
tifiziert, die bei der Infrastrukturplanung eine 
Rolle spielen bzw. von ihr betroffen sein kön-
nen. Lokale Akteure und Ingenieure dominier-
ten diese Gruppe, es wurden aber auch Ver-
treter der kantonalen und eidgenössischen 
Behörden einbezogen (SWIP [4]).
In einem mehrstufigen Verfahren mit Lite-
raturrecherchen, Interviews und Workshops 
konnten Ziele und Indikatoren für die Infra-
strukturplanung entwickelt werden. Die Zielhi-
erarchie ist generisch, sodass sie auf verschie-
dene Untersuchungsregionen anwendbar ist. 
Es wer  den Fundamentalziele wie «geringe 
Kosten», «gutes Wasserversorgungssystem» 
oder «hohe Generationengerechtigkeit» und 
Unterziele wie «guter Zustand der Infrastruk-
tur» oder «gute Qualität des Trinkwassers» 
unterschieden. Sozioökonomische Szena-
rien für die Region Mönchaltorfer Aa – eben-
falls zusammen mit den Akteuren entwickelt 
– charakterisieren mögliche Welten für das 
Jahr 2050: (1) «Boomstadt Züricher Ober-
land» mit hohem Bevölkerungswachstum 
und Wohlstand, (2) «Niedergang» mit einem 
Bevölkerungsrückgang und knappen finanzi-
ellen Mitteln für den Wassersektor, (3) «Hohe 
Lebensqualität und Ökologisierung».
Auf der Basis der Zielhierarchie und vor dem 
Hintergrund möglicher Entwicklungspfade 
konnten verschiedene Handlungsalterna-
tiven transparent miteinander verglichen 
werden. Diese beinhalteten institutionelle 
Strategien (öffentliches vs. privatisiertes Was-
serversorgungsmanagement), technische Lö -
sungen (zentrales vs. dezentrales Abwasser-
reinigungssystem) sowie Strategien für den 

Unterhalt der Infrastrukturen (kontinuierliche 
Erneuerung vs. kein Unterhalt).
Die im Projekt SWIP entwickelten Werkzeuge 
sowie die grundlegende Vorgehensweise 
können auch in andere Kontexte übertragen 
werden und dort die Entscheidungsfindung 
für eine nachhaltige Infrastrukturplanung 
unterstützen. Sie berücksichtigen zudem den 
Umstand, dass die Datengrundlage vielerorts 
ungenügend und die sozioökonomischen 
Entwicklungen unsicher sind.

Fazit
Während es im Beispiel von MONTAN AQUA 
darum ging, einen Lernprozess zwi  schen 
den Beteiligten anzustossen, zielte das 
Projekt SWIP darauf ab, Entscheidungshil-
fen und Instrumente für eine vorausschau-
ende, langfristige Infrastrukturplanung der 
Siedlungswasserwirtschaft zu entwickeln. 
Auch hier wurde ein partizipativer Ansatz 
verfolgt, indem Praxisakteure (Betreiber 
von Abwasserreinigungsanlagen, Planer, 
Vertreterinnen und Vertreter von kanto-
nalen Behörden etc.) in mehreren Pha-
sen in das Forschungsprojekt einbezogen 
wurden. Gestützt auf wissenschaftliche 
Literatur haben diese Akteure die Nach-
haltigkeitsziele für die Siedlungswasser-
wirtschaft konkretisiert. Die Verknüpfung 
eines mehrstufigen Entscheidungsverfah-
rens mit der Bildung von sozioökonomi-
schen Szenarien hat sich in den konkreten 
Planungen als vielversprechend erwiesen. 
Weiter hat sich gezeigt, dass eine gemein-
same Planung zwischen Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung hilft, die insti-
tutionelle Fragmentierung zu überwinden 
und die Siedlungswasserwirtschaft als 
Gesamtheit zu sehen.
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Prinzipien für eine nachhaltige
Wassergouvernanz
Die Beispiele aus der Wasserwirtschaft wer-
den hier in einer Gesamtschau dargestellt 
und mit den Kriterien für die Gestaltung 
eines Prozesses hin zu einer nachhaltigen 
Entwicklung im Wasserbereich verknüpft. 
Die wichtigsten Schritte für Verbesserun-
gen lassen sich mit der Integration über 
Sektoren, Staatsebenen sowie im Raum, 
der Funktionsfähigkeit des Systems, der 
Partizipation der relevanten Akteure und 
der Anpassungsfähigkeit gut erreichen. Es 
zeigt sich, dass es für eine nachhaltige Was-
serwirtschaft zwingend ist, dass Anpassun-
gen in der Gouvernanz vorgenommen wer-
den und nicht nur im Management. Dabei 
kommt besonders dem Bund und den Kan-
tonen eine wichtige Rolle zu.

Verknüpfung der Fallbeispiele 
mit den Gouvernanzkriterien 
Wie im Abschnitt «Nachhaltige Wassergouver-
nanz» (Seite 24) dargelegt, kann eine nachhal-
tige Wassergouvernanz auch als Prozess ver-
standen werden, bei dem die Gouvernanz – 
also vereinfacht ausgedrückt das Regelwerk 
– so angepasst wird, dass Wasserressourcen 
gemäss den Zielen einer nachhaltigen Ent-
wicklung bewirtschaftet werden können. 
Für diesen Optimierungsprozess wurden im 
Abschnitt «Nachhaltige Wassergouvernanz» 
und in Tabelle 2 (Seite 26) vier Eigenschaften 
formuliert. Die im Kapitel «Praxis der nachhal-
tigen Wassergouvernanz» (Seite 31) darge-
stellten Beispiele werden nun anhand dieser 
Kriterien beurteilt.
Das Wassermanagement ist in die Gouver-
nanz eingebettet: Einige der beschriebenen 
Fälle stammen aus dem Management. Sie zei-
gen jedoch auf, dass es zwingend ist, Anpas-
sungen in der Gouvernanz vorzunehmen, um 
auch Managementschritte zu verbessern.
In Tabelle 5 ist zusammenfassend dargestellt, 
inwieweit sich die zuvor präsentierten Bei-
spiele die Grundprinzipien einer nachhaltigen 
Wassergouvernanz zu eigen gemacht haben. 
Zunächst haben die Beispiele gezeigt, dass 
in der Praxis oftmals bei den vier Gouver-
nanzkriterien angesetzt wurde, um Verbesse-
rungen zu erzielen. Allerdings gelang es sel-
ten, alle Kriterien zugleich zu berücksichtigen. 
Dennoch bestätigt sich, dass die wichtigsten 
Schritte für Verbesserungen der Gouvernanz 
mit diesen vier Aspekten gut erfasst werden 
können. Für die Praxis ergeben sich daher fol-
gende Prinzipien für eine nachhaltigere Was-
sergouvernanz:
� Verstärkte sektorale Abstimmung: Das Kern-

problem der zu stark sektoral beschränkten 
Betrachtungsweise kann angegangen wer-
den, indem zunächst die relevanten Was-

sersektoren bestimmt werden, die in einem 
konkreten Fall verstärkt koordiniert werden 
müssen (siehe dazu auch die Empfehlun-
gen des Bundesamtes für Umwelt [17]). Für 
diese Sektoren lohnen sich dann verstärkte 
Integrationsbemühungen.

� Verstärkte Abstimmung über die Staatsebe-
nen hinweg bzw. zwischen den Staatsebe-
nen (vertikale und horizontale Zusammen-
arbeit): Die Aufgaben der Wasserwirtschaft 
sind im föderalen System der Schweiz 
oft dezentral zugeordnet. In vielen Fällen 
drängt sich deshalb eine verstärkte Zusam-
menarbeit zwischen Kanton und Gemein-
den auf, aber auch zwischen dem Kanton 
und regionalen Verbänden der Wasserwirt-
schaft. Besonders wichtig ist es, dass nicht 
nur die Planung (oft auf übergeordneter 
Ebene), sondern auch die Umsetzung (oft 
in Verantwortung der Gemeinden) integral 
optimiert werden. Ebenso wichtig ist die 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen Ins-
titutionen derselben Staatsebenen, sei es 
zwischen den kantonalen Fachstellen oder 
zwischen kommunalen Verbänden.

� Agieren im «richtigen Raum»: Oftmals kann 
eine Abstimmung von Massnahmen in 
einem grösseren Einzugsgebiet grosse Vor-
teile bieten, namentlich Einsparungen bei 
den Infrastrukturen, z.B. bei der Zusammen-
legung von Abwasserreinigungsanlagen. 
Die gemeinsame Planung und koordinierte 
Umsetzung im Einzugsgebiet ist somit eine 
zentrale Stossrichtung für eine nachhaltige 
Wassergouvernanz.

� Bei all diesen Verbesserungen ist darauf zu 
achten, dass die bestehenden und neuen 
Regelungen und Koordinations- und 
Kooperationsprozesse klar und funktions-
fähig, wirksam und kostengünstig bleiben. 
Dies kann auf den ersten Blick ein Gegen-
satz zu den meist aufwendigen Integra-
tions- und Partizipationsbemühungen sein 
– mittel- bis langfristig sind aber besser 
integrierte Strukturen meist auch funkti-
onsfähiger und günstiger.

� Breiterer und aktiverer Einbezug der rele-
vanten Akteure aus den beteiligten wasser-
wirtschaftlichen Sektoren, nationalen, kan-
tonalen oder kommunalen Verwaltungen 
sowie von Interessenvertretern, z.B. von 
Landwirtschaft, Fischerei oder Naturschutz, 
und derjenigen, die von Massnahmen 
betroffen sind, wie z.B. Grundeigentümer. 
Dabei ist es wichtig, dass der Mitwirkungs-
prozess und seine Regeln transparent sind.

� Die Anpassungsfähigkeit der Gouvernanz 
ist ein Schlüsselfaktor, um für künftige Ver-
änderungen gerüstet zu sein. Dazu gehört, 
dass die Akteure über genügend Ressour-
cen und Wissen verfügen, was oft zu einer 
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Professionalisierung führt, die in stark frag-
mentierten Strukturen wegen mangelnder 
Mittelausstattung kaum zu erreichen ist. 
Durch die stärkere Vernetzung von Akteuren 
wird auch der Wissensaustausch verbessert.

Erkenntnisse aus den 
Lernschlaufen
Werden die unterschiedlichen Lernschlaufen, 
denen die verschiedenen Beispiele zugeord-
net sind, genauer betrachtet, dann lassen sich 
die beschriebenen Fälle zwischen den beiden 
Polen «Optimierungsschlaufe des Wasserma-
nagements» und «integraler gesellschaftli-
cher Lernprozess» einordnen (siehe Tabelle 3 
im Abschnitt «Wege zu einer nachhaltigeren 
Wassergouvernanz», ab Seite 27). Es lassen sich 
folgende Erkenntnisse für die Erreichung einer 
nachhaltigeren Wassergouvernanz ableiten.

Optimierungsschlaufe: rasch und 
einfach – aber meist nicht nachhaltig
In der ersten Spalte der Tabelle 5 findet sich 
mit Beispiel 1 ein typischer Fall von Manage-
ment, der in Ad-hoc-Weise auf einen Teil der 
Wasserressourcen auf lokaler Ebene fokussiert 
– im Falle von Beispiel 1 war es der Umgang 
mit einer ungewöhnlichen Trockenheitsperi-
ode. Wie sehen die zugrunde liegenden Prin-
zipien aus und wie sind sie zu beurteilen? 

In diesem Prozess werden bestehende Ma -
nagementzyklen ausgenutzt, um rasch und 
zielgerichtet agieren zu können. Vor allem das 
Prinzip der Integration mit anderen Sektoren, 
anderen Staatsebenen und anderen räumli-
chen Einheiten wie z.B. Einzugsgebiet oder 
Entwicklungsregion ist nicht oder nur ansatz-
weise erfüllt. Auch hinsichtlich des Prinzips 
der Klarheit und der Funktionsfähigkeit der 
damit verbundenen Koordinationsprozesse 
bringen solche lokal und kurzfristig orientier-
ten Ansätze meist keine Verbesserung. Sie sind 
deshalb zwar notwendig, aber nicht ausrei-
chend, und damit eher kritisch zu beurteilen. 
Vorteile dieser Ansätze sind immerhin, dass sie 
meist innerhalb der bestehenden Handlungs-
spielräume ausgeführt werden können, ohne 
dass übergeordnete Strukturen verändert 
oder zusätzliche Akteure einbezogen werden 
müssen. 
Die in solchen Situationen tätigen Akteure 
können sich zudem oft gut auf eingespielte, 
von Angesicht zu Angesicht stattfindende 
Kommunikations- und Koordinationsformen 
verlassen. Die Funktionsfähigkeit der Koope-
rations- und Koordinationsprozesse ist stark 
an die jeweiligen lokalen Kontexte gebun-
den. Eine klare Zuordnung von Rechten und 
Pflichten ist sowohl für die Teilnehmer sol-
cher Anpassungsprozesse als auch für davon 
Betroffene in der Regel nicht möglich. Solche 

Prozesseigenschaften der nachhaltigen Wassergouvernanz 
und Indikatoren zur Operationalisierung
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Beispiel Nummer 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

G1 Integration

Abstimmung über Sektoren hinweg

Abstimmung über Staatsebenen 
hinweg

Räumliche Abstimmung 
und richtiger Massstab

G2 Klarheit und 
Funktionsfähigkeit 
der Strukturen  
und Prozesse

Funktionsfähige und effiziente 
Institutionen und Prozesse
Klare Zuordnung von Rechten und  
Pflichten, insbesondere Nutzungs- 
und Schutzrechten
Leistungsfähige Mechanismen zur 
Konfliktlösung

KA KA KA

G3 Partizipation

Einbezug relevanter Akteure

Transparenz des Prozesses KA KA KA

Ausreichender Grad an 
Mitwirkungsmöglichkeit

KA KA KA

G4 Anpassungsfähigkeit

Zugang zu Ressourcen, 
Technologie und Wissen

KA

Flexibilität und Robustheit 
institutioneller Strukturen 

KA KA KA KA KA KA

Fähigkeit zum Lernen, zur Zusam-
menarbeit und zur Vernetzung

Tabelle 5: Bewertung der Fallbeispiele aufgrund 
der Prozesseigenschaften einer nachhaltigen 
Wassergouvernanz. In den Spalten sind dazu 
die 12 dargestellten Beispiele und in den Zeilen 
die Kriterien wiedergegeben.
 
 Schwerpunkt und Prinzip
 weitgehend erfüllt
 
 Prinzip teilweise erfüllt
 
 Prinzip nicht oder nur 
 geringfügig erfüllt
 
KA Keine Aussage möglich
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Optimierungsprozesse erlauben es, vor allem 
kurzfristige und vorübergehende Notfälle 
oder Ausnahmesituationen zu überbrücken. 
Mittel- und langfristig sind sie jedoch in der 
Regel ohne bleibenden Erfolg. Ihr Beitrag zur 
nachhaltigeren Wassergouvernanz kann des-
halb als vergleichsweise gering angesehen 
werden.

Einfache Lernschlaufe: gute Ansätze, 
aber oft zu wenig verbindlich verankert
Im Mittelfeld der Tabelle 5 finden sich in den 
angeführten Beispielen 2 bis 5 Situationen, in 
denen meist regionale und kantonale Akteure 
Plattformen für den gegenseitigen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch bzw. für die 
Entwicklung von Strategien einrichten, ohne 
dass sie gesetzlich dazu verpflichtet sind. 
In Bezug auf das für die nachhaltige Wasser-
gouvernanz wichtige Prinzip der Partizipa-
tion gelingt es den meisten Initiativen zwar, 
die wichtigsten Akteure in solche Plattformen 
einzubinden. Ein Merkmal dieser Plattformen 
besteht jedoch darin, dass die Anzahl der ein-
zuladenden Akteure und die Intensität und 
Art der Mitbestimmung nicht vorgeschrieben 
sind. Wer welche Akteure mit welchen Absich-
ten einlädt oder nicht, ist deshalb weitgehend 
offen und wird von den Akteuren der Platt-
form oft meist selbst entschieden. In der Folge 
sind solche Prozesse für Gruppen, die nicht 
eingeladen wurden oder sich nur passiv betei-
ligen, wenig transparent. 
Die beschriebenen Beispiele zeigen weiter, 
dass das Prinzip der Integration bei solchen 
Fällen teilweise eingelöst wird. Das hat mit 
dem Ursprung der Initiativen zu tun: Da es sich 
vorwiegend um kantonale Instanzen handelt, 
die aktiv werden, versuchen sie zwar im Rah-
men ihrer Möglichkeiten die freiwillige Parti-
zipation, vor allem mit den Gemeinden oder 
mit Interessenvertretern, zu berücksichtigen. 
Manchmal finden auch vertikale Abstimmun-
gen im Sinne einer Zusammenarbeit mit dem 
Bund statt. 
Eine tendenziell bessere Integration verschie-
dener von der Wassergouvernanz betroffener 
Kreise gelingt im Normalfall dann, wenn die 
territoriale Einheit zur Koordination nicht ein-
fach das Kantonsgebiet ist, sondern durch ein 
Einzugsgebiet oder einen Flusslauf gegeben 
ist. In solchen Fällen ist es einfacher, die von 
neuen Massnahmen betroffenen Akteure zu 

identifizieren, und diese sind ihrerseits auch 
eher interessiert, an der Problemlösung mit-
zuwirken. 
In Bezug auf das Prinzip der Anpassungsfä-
higkeit fällt auf, dass sich solche Plattformen 
positiv auf die Entstehung einer erhöhten 
Lernfähigkeit auswirken. Die Freiwilligkeit und 
thematisch eher weite Offenheit dieser Platt-
formen ist dabei ein positiver Faktor. Gleich-
zeitig ist es aber auch dieser Faktor, der es 
erschwert, die oft guten Ergebnisse solcher 
Lernprozesse in formelle, z.B. gesetzgeberi-
sche Verbesserungen zu übersetzen. Deshalb 
unterstützen sie die Neugestaltung der nach-
haltigeren Wassergouvernanz oftmals nicht 
genügend, sind aber ein wichtiger Anfang. 

Doppelte Lernschlaufe: umfassend, 
effizient, aber langsam in der Wirkung 
In den Spalten 6 bis 10 der Tabelle 5 finden 
sich Fälle, bei denen es um eine rechtlich ver-
bindlich verankerte Neugestaltung von Rah-
menbedingungen ging, die für eine nach-
haltigere Wassergouvernanz förderlich sein 
können. Der grundsätzliche Unterschied zu 
den vorhergehenden Beispielen besteht des-
halb in der verbindlichen (und nicht bloss frei-
willigen) gesellschaftlichen Verankerung von 
neuen Zuständigkeiten, Rechten und Pflich-
ten für die beteiligten Akteure.
Ein gemeinsames Merkmal dieser Fälle ist, dass 
die Akteursgruppen, die von neuen Regeln 
betroffen sein sollen, aufgrund einer territo-
rialen Eingrenzung bestimmt werden. In den 
Fällen von MultiRuz und Wassergesetz von 
Freiburg ist die territoriale Einheit als hydro-
logisches Einzugsgebiet (oder als Teil davon) 
definiert; eine zukünftige nationale Wasser-
strategie würde sich auf das gesamte Gebiet 
der Schweiz beziehen. 
Weil man sich in diesen Beispielen an einem 
zweckmässigen Raum (Einzugsgebiet) orien-
tiert, um Verbindlichkeit zu erzielen, kann das 
Prinzip der Partizipation leicht angewendet 
werden; zugleich wird auch das Prinzip der 
Integration (räumlich, sektoral und oft auch 
institutionell) gut erfüllt: Solche gesetzlichen 
Verbesserungen zur nachhaltigeren Wasser-
gouvernanz lassen sich in der Regel nur über 
einen breit abgestützten demokratischen 
Prozess verändern. Dadurch ist nicht nur die 
Teilnahme an sich, sondern auch die aktive 
Mitbestimmung der Akteure und ihrer parla-

In den Fällen des Wassergesetzes von Freiburg 
(links und rechts) sowie von MultiRuz (Mitte)
ist die territoriale Einheit als hydrologisches 
Einzugsgebiet definiert. 
Alle Fotos: IWAGO
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mentarischen und zivilgesellschaftlichen Ver-
treterinnen und Vertreter gesichert. 
Ein weiterer Vorteil einer auf verbindliche 
und rechtlich verankerte Anpassungen der 
Wassergouvernanz ausgerichteten Heran-
gehensweise besteht darin, dass hierdurch 
die Funktionsfähigkeit der Institutionen der 
Wassergouvernanz verbessert werden kann: 
Durch eine rechtliche Rahmung von Prinzipien 
und Massnahmen der nachhaltigeren Wasser-
gouvernanz werden funktionsfähige, transpa-
rente Entscheidungs- und Koordinationsme-
chanismen vorgegeben, die gleichzeitig auf 
der für alle nachvollziehbaren Neuordnung 
von Verantwortung und Pflichten basieren 
und im Konfliktfall klar geregelte und für alle 
zugängliche Schlichtungswege vorgeben. 

Integraler gesellschaftlicher Lernpro-
zess: Kombination von Lernschlaufen
Ein Blick auf die Beispiele 11 und 12 lässt er -
kennen, dass sich die Grundlage für die Inte-
gration wasserwirtschaftlicher Aspekte in eine 
Gesamtstrategie einer nachhaltigen Ressour-
cennutzung durch eine Kombination der drei 
Schlaufen von Lernprozessen ergibt, die in 
den vorherigen Kapiteln dargestellt wurden. 
Dies bedeutet, dass eine nachhaltigere Was-
sergouvernanz nicht einseitig nur auf freiwil-
lige oder nur auf gesetzgeberische Massnah-
men setzen kann. Sie muss vielmehr beide 
Ansätze so kombinieren, dass die Schwach-
punkte beider Ansätze überwunden werden.
Das lässt sich idealerweise über folgende 
Sequenz verschiedener miteinander verbun-
dener Lernschlaufen realisieren:
� Die Politik oder die öffentliche Verwaltung 

richtet eine für alle beteiligten Akteure 
offene Plattform zur Diskussion der Hinder-
nisse und Lösungsansätze für eine nach-
haltigere Wassergouvernanz ein. Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch und die 
gemeinsame Problemdefinition stehen im 
Vordergrund. Die Einbindung von Prakti-
kern, die Erfahrung in den Möglichkeiten 
und Grenzen zur Optimierung des Wasser-
managements haben, ist hier zu berück-
sichtigen. Die kantonalen Plattformen sind 
gute Beispiele dafür, wie das gemacht wer-
den kann. 

� Zur Entwicklung eines für alle akzeptab-
len Verständnisses, was eine nachhaltige 
Wassergouvernanz im konkreten Kontext 

heisst, können mit den Teilnehmenden die-
ser Plattformen Leitbilder, Zukunftsvisionen 
und Entwicklungsszenarien ausgearbeitet 
werden. Gute Beispiele hierzu finden sich in 
den Projekten MONTANAQUA oder SWIP. 

� Auf der Grundlage eines gemeinsamen Ver-
ständnisses kann nun ebenfalls gemein-
sam bestimmt werden, welche Aspekte 
der gegenwärtigen Wassergouvernanz ge  - 
ändert werden müssen. Der Massnahmen-
katalog unterscheidet zwischen Verbes-
serungsmassnahmen, die freiwillig umge-
setzt werden können, und solchen, die eine 
Anpassung der rechtlichen Grundlagen der 
Wassergouvernanz benötigen. Dadurch 
soll sichergestellt werden, dass freiwillige 
und rechtliche Massnahmen Ausdruck 
einer Gesamtstrategie zur nachhaltigeren 
Wassergouvernanz sind, die sich gegensei-
tig nicht behindern, sondern ein Höchst-
mass an Synergie erzeugen.

� Die Definition und die Umsetzung der 
rechtlichen Massnahmen erweitern die 
einfachen Lernschlaufen und erlauben es, 
deren Einsichten in relevante, ergänzende 
formelle Änderungen zu übersetzen. Diese 
stehen im Zentrum der doppelten Lern-
schlaufen. Werden solche doppelten Lern-
schlaufen, die Fragen nach der nachhalti-
gen Entwicklung in der Wassergouvernanz 
beinhalten, mit solchen in der Land- oder 
Forstwirtschaft verknüpft, erfährt der Lern-
prozess eine weitere Ausweitung: Die spe-
zifischen Anforderungen einer nachhalti-
gen Wassergouvernanz können nun mit 
denjenigen der nachhaltigen Land- oder 
Forstwirtschaft abgeglichen werden. Dar-
aus ergibt sich ein integraler gesellschaftli-
cher Lernprozess, der Teil einer übergeord-
neten nachhaltigen Entwicklung werden 
kann. Was das heissen kann und welche Art 
der Information dazu notwendig sind, kann 
anhand des Projektes NELAK nachvollzo-
gen werden.

Schlussfolgerungen
Für die Schweiz lassen sich in Bezug auf eine 
nachhaltigere Wassergouvernanz folgende 
übergreifende Schlussfolgerungen ziehen:
� In der Praxis der Wasserwirtschaft genügt 

es im Allgemeinen nicht, nur die Manage-
mentprozesse zu optimieren. Für eine 

Eine nachhaltigere Wassergouvernanz kann 
nicht einseitig nur auf freiwillige oder nur auf 
gesetzgeberische Massnahmen setzen.
Links: IWAGO
Mitte: NELAK (Foto Matthias Künzler)
Rechts: NELAK
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nach haltige Wasserwirtschaft sind auch 
grundlegendere Anpassungsprozesse, also 
Schritte der doppelten Lernschlaufen und 
deren Integration in gesellschaftliche Lern-
prozesse nötig. Oft wird die Gouvernanz 
als gegeben betrachtet und Änderungen 
werden nur im Management vorgenom-
men. Diese Vorgehensweise verkennt, dass 
die Anpassung der Wassergouvernanz aber 
in vielen Fällen zwingend ist, um Schritte 
in Richtung Nachhaltigkeit gehen zu kön-
nen. In anderen Worten: Wenn man nicht 
die «Regeln des Spiels» verändert, wird das 
eigentliche Spiel – genauer: werden die 
Spielzüge – immer wieder zu unerwünsch-
ten Ergebnissen führen.

� Eine nachhaltige Wassergouvernanz wird 
primär über Lern- und Aushandlungspro-
zesse erreicht. Diese schliessen sowohl 
lokale als auch regionale und überregionale 
Akteure ein. Dabei ist es wichtig, die Voraus-
setzungen zu schaffen, dass solche Anpas-
sungsprozesse auch gestartet und erfolg-
reich umgesetzt werden können. Hierfür 
braucht es oftmals auch Anreize durch die 
übergeordneten staatlichen Ebenen, also 
z.B. Leitbilder und finanzielle Anreize des 
Bundes oder der Kantone. 

� Um das Potenzial aller Lernstufen mög         - 
lichst gut auszuschöpfen, ist für die Schweiz 
weder eine Top-down-Strategie (z.B. in 
Form einer zentralistischen Reorganisa-
tion der Wasserwirtschaft) zu empfehlen 
noch ein reines «Laisser-faire» im Sinne 
des Abwartens auf Reformen, die von 
unten quasi autonom entstehen. Vielmehr 
braucht es Vorgaben, Anreize und Aktivitä-
ten «von oben», damit sich – je nach Raum 
spezifisch auf die Probleme ausgerichtete – 
regionale und lokale Optimierungen entfal-
ten können. Dies deutet auf die besondere 
Rolle übergeordneter staatlicher Ebenen, 
um Reformen der Wassergouvernanz und 
Anpassungsprozesse anzustossen und zu 
begleiten.

Die in dieser thematischen Synthese dargeleg-
ten Analysen und Beispiele, die vor allem aus 
den Projekten des NFP 61 stammen, haben 
gezeigt, dass die schweizerische Wasserwirt-
schaft vor grossen Herausforderungen steht. 
Sie hat auch gezeigt, dass dabei die Gouver-
nanz, also die Institutionen, Regelungen und 
Prozesse, wie die Wasserwirtschaft zu orga-
nisieren und ihre Abläufe zu gestalten sind, 
eine zentrale Rolle spielen: Die Wassergouver-
nanz ist (z.B. mit ihrer starken Zersplitterung) 
sowohl Teil des heutigen Problems eines nicht 
angepassten Wassermanagements als auch 
(aufgrund des hohen Verbesserungspotenzi-
als) ein wichtiger Bestandteil der Lösung hin 
zu einer nachhaltigen Wassergouvernanz. 
Eine nachhaltige Gouvernanz zeichnet sich – 
im Idealfall – insbesondere dadurch aus, dass 
sie die vertikale, horizontale, sektorale und 
räumliche Verteilung von Aufgaben, Verant-
wortlichkeiten sowie Durchführungskompe-
tenzen angemessen zuordnet, die Klarheit 
und die Funktionsfähigkeit der Strukturen und 
Prozesse sicherstellt, die Partizipation fördert 
und zugleich die Anpassungsfähigkeit stärkt. 
Solche Verbesserungen sind ein anspruchs-
voller und langwieriger Prozess, im eigentli-
chen Sinne ein Lern- und Anpassungsprozess 
komplexer Organisationen.
Durch die Herausforderungen des Klimawan-
dels und der Wirtschafts- und Bevölkerungs-
entwicklung werden sich die Interessenkon-
flikte im Bereich Wasser künftig verschärfen 
(siehe [59], [60]). Dadurch steigt der Bedarf 
nach nachhaltigen, abgestimmten und an -
passungsfähigen Konfliktlösungsregeln. Das 
zeigen auch die Erfahrungen mit der euro-
päischen Wasserrahmenrichtlinie sowie die 
Erkenntnisse der OECD-Untersuchung [20].

Alle Fotos: IWAGO
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Empfehlungen 
Das Zusammenspiel aller Ebenen, aller 
Akteure und aller Gouvernanzprinzipien 
führt zu vielseitigen Aufgaben für Bund, 
Kantone sowie Gemeinden und Regionen. 
Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Wasser-
gouvernanz sind Handlungen aller Betei-
ligten erforderlich. Vorgaben, Anreize und 
Visionen des Bundes ermöglichen die kon-
krete Umsetzung einer nachhaltigen Was-
serwirtschaft durch die Kantone, Gemein-
den und regionalen Trägerschaften.

Mögliche Pfade zur Unterstützung 
einer nachhaltigeren Wasser-
gouvernanz in der Schweiz
Die Diskussionen um mögliche Vorgehens-
weisen auf dem Weg zu einer integrierteren 
Wasserwirtschaft sind in der Schweiz nicht neu 
(siehe z.B. [54], [61], [1], [62]). Es liegen neben 
dem Leitbild «Einzugsgebietsmanagement» 
der Wasser-Agenda 21 auch verschiedene Teil-
strategien, Vollzugshilfen und Praxisanleitun-
gen vor (Kapitel «Herausforderungen», Seite 
20). Verbindliche Vorgaben wie in der EU oder 
Anreize für eine Anpassung der Wassergou-
vernanz sind bis heute jedoch noch nicht aus-
zumachen. Einzig die Forderung der Gewäs-
serschutzverordnung nach Koordination der 
Massnahmen zwischen wasserwirtschaftli-
chen Sektoren und angrenzenden Politikbe-
reichen sowie mit Nachbarkantonen zielt in 
diese Richtung (Art. 46 GSchV). Es ist deshalb 
fraglich, ob die Bemühungen für eine auf frei-
williger Basis beruhenden Entwicklung hin zu 
einer stärker integrierenden Wasserwirtschaft 
ausreichen werden. Dies gilt umso mehr, als 
es sich in der Analyse von konkreten Fallbei-
spielen gezeigt hat, dass es den regionalen 
Trägerschaften aufgrund einer schwachen 
Umsetzungskompetenz oft schwerfällt, die 
beteiligten Gemeinden und weitere Akteure 
zur Umsetzung von einmal beschlossenen 
Massnahmen zu bewegen.
In der Schweiz sind die Integrationsbemühun-
gen in den vergangenen Jahren zwar voran-
kommen, der Fortschritt ist aber langsam. Ver-
gleicht man beispielsweise die Fortschritte 
der Schweiz mit jenen in der EU, wo mittler-
weile in vielen Gebieten integrierte Manage-
mentpläne erstellt wurden, so besteht in der 
Schweiz bezüglich Planung und Bewirtschaf-
tung im Einzugsgebiet vielerorts starker Nach-
holbedarf. In der Schweiz ist ein beträchtli-
ches, brachliegendes Integrationspotenzial 
vorhanden; viele Synergiepotenziale werden 
bisher nicht genutzt. Zugleich existiert eine 
grosse Vielfalt an unterschiedlichen Vorge-
hensweisen, Strategien und Gesetzen. 
Im Rahmen von IWAGO wurden verschiedene 
Bausteine einer Reform der Wassergouver-
nanz präsentiert und Strategien skizziert, wie 
die Wassergouvernanz auf ihrem Weg zu mehr 
Nachhaltigkeit unterstützt werden könnte 

(IWAGO [24]). Dabei wurde, wie erwähnt, argu-
mentiert, dass weder eine reine Top-down-
Strategie (flächendeckende Vorgaben durch 
den Bund oder ein nationaler Umsetzungs-
plan) für die Schweiz zweckmässig wäre, noch 
eine Laisser-faire-Strategie, die alles den Bot-
tom-up-Prozessen in den Regionen überlässt. 
Die Vielfalt der Schweizer Strukturen und 
Problemlagen, die eine Einheitslösung nicht 
zweckmässig erscheinen lässt, hat sich in die-
ser thematischen Synthese bestätigt, vor allem 
aber der Bedarf, bei den jeweiligen Lösungen 
auch die Beteiligten systematisch einzubezie-
hen. Deshalb gilt die folgende Empfehlung 
von IWAGO weiterhin und soll hier nochmals 
aufgegriffen werden:
Eine integrale Wasserwirtschaft muss in der 
Schweiz nicht flächendeckend realisiert wer-
den. Benötigt wird jedoch eine Analyse und 
Übersicht, wo dies erforderlich und sinnvoll ist. 
Es wird deshalb ein flächendeckendes Grob-
screening empfohlen sowie eine Identifika-
tion und Selektion möglicher Einzugsgebiete, 
in denen eine integrale Bewirtschaftung nutz-
bringend ist. In diesen Gebieten sollten dann 
die Prinzipien einer nachhaltigen Wassergou-
vernanz umgesetzt werden. 
Dabei würde der Bund zwar Vorgaben dazu 
machen, dass die Prinzipien der Wassergou-
vernanz – wo sinnvoll – eingeführt werden 
müssen. Die Vorgaben zu Art und Vorgehens-
weise von Planung und Umsetzung würden 
jedoch vom Bund nur grob geregelt und die 
Detailplanung somit den Kantonen und wei-
teren Akteuren überlassen bleiben. Unter-
stützt werden müssten diese Vorgaben durch 
geeignete Anreizmechanismen, z.B. durch die 
Abstufung von Subventionssätzen nach der 
Qualität der Integration, ähnlich wie die Bei-
tragssätze bei den Agglomerationsprogram-
men Verkehr und Siedlung abgestuft werden. 
Auf diese Weise könnten einerseits die vor-
herrschende Reformträgheit der Wasserwirt-
schaft überwunden und andererseits die Vor-
teile regionenspezifischer Lösungen sinnvoll 
ausgenutzt werden.
Es wird deutlich, dass dem Bund eine beson-
dere Bedeutung als «Anstosser» und «Unter-
stützer» auf dem Weg hin zu einer nachhalti-
gen Wassergouvernanz zukommt.
Aufgrund der Erkenntnisse dieser themati-
schen Synthese können für die einzelnen 
staatlichen Ebenen in der Schweiz Empfeh-
lungen abgleitet werden.

Empfehlungen an den Bund
Zuhanden der Bundesbehörden ergeben sich 
folgende Empfehlungen:
� Eine nationale Wasserstrategie könnte ein 

guter Weg sein, um bestehende Teilstrate-
gien zu verbinden und zu ergänzen und die 
Zusammenarbeit der Akteure zu verbes-
sern. Eine Strategie entfaltet mehr Gewicht 

«Eine der grössten Herausfor-
derungen wird sein, dass die 
Gemeinden nachvollziehen kön-
nen, dass man die Planung nicht 
nach kommunalen Grenzen
machen kann, zum Teil nicht ein-
mal nach kantonalen Grenzen.»

Martin Würsten
Leiter Amt für Umwelt
Kanton Solothurn

Mehr dazu im    SWIP
 unter www.nfp61.ch
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als das bestehende Leitbild und die Praxis-
anleitungen. Dabei ist davon auszugehen, 
dass eine solche Strategie nicht alle Inter-
essenkonflikte löst, aber systematischere 
Wege einer an den Nachhaltigkeitskriterien 
orientierten Abstimmung aufzeigt. 

� Materielle Aspekte sollten verbessert wer-
den anstelle einer Revision der gesetzlichen 
Grundlagen der Wasserwirtschaft. Eine for-
mell harmonisierte Wassergesetzgebung 
z.B. in Form eines Wasserrahmengesetzes 
oder eines zusammengefassten Wasserge-
setzes könnte zwar eine Chance für eine 
nachhaltige Wassergouvernanz darstel-
len, der Aufwand und die Risiken überwie-
gen aber tendenziell die Vorteile. Folgende 
Aspekte scheinen sinnvoll:
1. Der Bund verpflichtet die Kantone, ein 

flächendeckendes Grobscreening für die 
Identifikation und die Selektion geeig-
neter Einzugsgebiete durchzuführen. Er 
unterstützt und begleitet die Kantone.

2. Der Bund verpflichtet die Kantone, dort, 
wo sinnvoll, integrale Planungen auf 
Ebene der Einzugsgebiete einzuführen, so 
z.B. in Regionen, in denen zukünftig eine 
stärkere saisonale Wasserknappheit droht.

3. Die Koppelung von finanziellen Bei-
trägen an das Erfordernis einer integra-
len Planung und einer Trägerschaft auf 
Ebene von Einzugsgebieten, in Analo-
gie zu den Agglomerationsprogrammen 
Verkehr und Siedlung (). Sektorale – 
allenfalls gar widersprüchliche – Sub-
ventionen sollten abgeschafft werden. 
Ein Beispiel für solche Zielkonflikte sind 
Subventionen von Revitalisierungsmass-
nahmen. Diese benötigen oft Kulturland, 
welches jedoch durch Flächenbeiträge 
an Landwirte geschützt ist. 

4. Das Einbringen von stärker integralen 
Ansätzen der Wassergouvernanz bei 
besonderen Gelegenheiten wie z.B. der 
nationalen Klimaanpassungsstrategie 
oder Gesetzesrevisionen in der Raumpla-
nung oder bei Mikroverunreinigungen.

� Ebenso verstärkt werden sollten die frei-
willigen Ansätze, insbesondere durch die 
Förderung von Praxisanleitungen und Voll-
zugshilfen, Pilotprojekten (Modellvorha-
ben) und des Wissensaustauschs.

Zusammenfassend ist also ein Impuls auf der 
Bundesebene notwendig, der jedoch den 
unteren Staatsebenen genügend Freiheiten 
lässt, indem er lediglich den Rahmen vor-
schreibt und keine zu detaillierten Vorgaben 
macht. Ein möglicher Auslöser dafür wäre die 
jüngste Revision des Gewässerschutzgesetzes 
gewesen. Darin wurde das integrale Wasser-
management jedoch nicht konsequent mit-
einbezogen. Die Vorgaben zu Revitalisierun-
gen haben trotzdem schon einiges bewirkt. 
Die angelaufenen Planungen zu Revitalisie-
rung, Schwall/Sunk, Geschiebe, Fischgängig-
keit und Raumbedarf werden bereits gegen-

seitig abgestimmt. 
Im Vergleich zum Vorgehen auf der EU-Ebene 
mit der Wasserrahmenrichtlinie sehen wir 
für einen derartigen Schweizer Mittelweg 
(etwas mehr «Differenziertheit» und etwas 
weniger «Zentralismus») die folgenden drei 
Hauptvorteile: 1) eine schnellere und effizien-
tere Umsetzung und Zielerreichung, 2) weni-
ger hohe Transaktionskosten, 3) eine höhere 
Akzeptanz unter den betroffenen Akteuren. 
Das kann aber nur mit klaren Vorgaben und 
Festlegung von Zielen gelingen; ein Nichts-
tun ist nicht wirksam.

Empfehlungen an die Kantone
Zuhanden der kantonalen Behörden ergeben 
sich folgende Empfehlungen:
� Integration im Sinne einer besseren Koordi-

nation und einer gesamtheitlichen Betrach-
tung ist auch auf der kantonalen Ebene 
wichtig, insbesondere zur Bewältigung 
der kommenden Herausforderungen, wie 
z.B. klimatischer und demografischer Wan-
del, und zunehmender Nutzungskonflikte. 
Tendenziell sind besser integrierte Kantone 
auch anpassungsfähiger bei Veränderun-
gen im Umfeld. Es ist somit zu empfehlen, 
die Potenziale einer besseren Integration 
der Wasserwirtschaft von Kantonen aktiv 
anzugehen.

� Im Vergleich zu anderen Sektoren zeichnet 
sich der Wassersektor nach wie vor durch 
eine starke strukturelle Fragmentierung 
aus. Eine fragmentierte kantonale Wasser-
verwaltung wirkt sich nicht nur nachteilig 
auf die Zusammenarbeit mit anderen Ver-
waltungseinheiten aus, sondern auch auf 
die Zusammenarbeit mit den Gemeinden, 
weil keine einheitliche Anlaufstelle vor-
handen ist. Die kantonalen Verwaltungs-
strukturen im Wasserbereich sind deshalb 
im Hinblick auf das Ziel einer verbesser-
ten Integration besser zu organisieren, z.B. 
durch ein Zusammenführen der relevan-
ten Teilsektoren in Verwaltungseinheiten.

� Der Weg zu einer nachhaltigen Wasser-
gouvernanz kann verschieden aussehen 
und ist auf die jeweilige Ausgangslage 
abzustimmen: So können Normen (Geset-
zesrevisionen) den Hauptimpuls geben 
oder auch Strategieprozesse und -doku-
mente. Zu empfehlen ist, dass einerseits 
vorgängig klare Ziele definiert werden und 
diese Wege zur Integration bewusst(er) und 
nicht zufällig gewählt werden. Bevor eine 
Gesetzesrevision eingeleitet wird, sollte 
überlegt werden, ob diese parallel, vorgän-
gig oder nachgelagert zu einer Strategie 
sinnvoll ist. Ein derartiges Vorgehen hat den 
Vorteil, dass sie die Breite des Reform- und 
Integrationsinstrumentariums klarer auf-
zeigt und damit die Möglichkeit bietet, stra-
tegisch wohlüberlegt vorzugehen.

� Der Austausch unter den Kantonen und 
das Bewusstsein für die Reformoptionen 

Koppelung von finanziellen Bei-
trägen an eine integrierte Heran-
gehensweise
Für die «Agglomerationsprogramme 
Verkehr und Siedlung» verlangt der 
Bund als Voraussetzung für finanzielle 
Beiträge an den Agglomerationsver-
kehr, dass eine regionale Betrachtung 
(pro Agglomeration, nötigenfalls kan-
tonsübergreifend) stattfindet, dabei 
eine regionale Trägerschaft gebildet 
wird und Siedlungs- und (Gesamt-) 
Verkehrsfragen integriert betrachtet 
werden. Diese Koppelung zwischen 
«Integrationsanforderung» und finan-
ziellen Beiträgen hat dazu geführt, 
dass für fast alle Agglomerationen 
der Schweiz Planungen entstanden 
sind, auf deren Grundlage anschlies-
send über die Mitfinanzierung durch 
den Bund entschieden wurde. Gegen-
wärtig läuft bereits die Beurteilung 
der zweiten Generation dieser Pro-
gramme.
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sind noch eher gering. Es scheint empfeh-
lenswert, diesen Austausch zu fördern, z.B. 
durch Tagungen, an denen die kantonale 
Wassergouvernanz ein Kernthema ist.

� Die Kantone sollten bei allen Vorhaben 
und Planungen eine sektorübergreifende 
Betrachtung im Einzugsgebiet verlangen 
bzw. voraussetzen. Projekte, welche sich 
auf eine rein sektorale Sichtweise oder auf 
ungeeignete Gebiete beschränken, sollten 
nicht mehr bewilligt bzw. subventioniert 
werden.

Empfehlungen an regionale 
Trägerschaften und Gemeinden
Zuhanden von regionalen Trägerschaften 
und kommunalen Behörden ergeben sich fol-
gende Empfehlungen:
� Grundsätzlich sind Anpassungen der Gou-

vernanz in Richtung «mehr Integration» 
und damit integrale Vorgehensweisen auch 
auf kommunaler und regionaler Ebene zu 
empfehlen, denn sie führen in der Regel zu 
einer klareren Prioritätensetzung und in der 
Tendenz zu effektiveren und dauerhafte-
ren Lösungen als bei sektoraler Vorgehens-
weise. Ob und welche Art einer integralen 
Bewirtschaftung der Wasserressourcen im 
konkreten Kontext sinnvoll ist, lässt sich 
anhand von folgenden Fragen klären: Wel-
che wasserwirtschaftlichen und angren-
zenden Sektoren und Bezugsräume sollten 
zumindest in der Planung, allenfalls auch in 
der Umsetzung integriert werden, mit wel-
chen Sektoren ist zumindest eine Abstim-
mung notwendig? Erst danach wird auf die 
relevanten Bereiche fokussiert. Eine mögli-
che Vorgehensweise liefern die Praxisanlei-
tung des Bundesamtes für Umwelt [19] und 
die Praxiswerkzeuge von IWAGO ().

� Die Umsetzung von konkreten wasser-
wirtschaftlichen Massnahmen sollte 
schon zu Beginn jeder integralen Planung 
angedacht werden: Es ist zu klären, wer für 
die Umsetzung zuständig sein wird und 
wie diese finanziert wird. Der Schritt von 
der Planung zur Umsetzung bereitet Mühe, 
wenn eine Trägerschaft oder Gemeinde 
keine Umsetzungskompetenzen hat. 

� Das Problem der kleinräumigen und frag-
mentierten Strukturen in der Schweiz sowie 
der starken Gemeindeautonomie könnte 

beispielsweise durch regionale Verbände 
oder Gemeindefusionen überwunden 
werden. Die entsprechenden Kompeten-
zen würden an diese Trägerschaften und 
Zusammenschlüsse delegiert werden. Die 
regionale Zusammenarbeit kann mit Inst-
rumenten wie dem regionalen Entwässe-
rungsplan oder Richtplänen für gemein-
same Einzugsgebiete gestärkt werden.

� Die Kosten und Nutzen sowie die Wirkung 
und der Mehrwert einer integralen Was-
serwirtschaft sollten systematischer erfasst 
werden, auch wenn dies oftmals schwierig 
ist. Die Erfassung und die Kommunika-
tion des Nutzens können den Erfolg unter-
stützen.

� Die Einbindung der beteiligten und 
betroffenen Akteure sowie die Öffentlich-
keitsarbeit sind unverzichtbar und entspre-
chend sorgfältig zu planen. Sie sind aller-
dings zeitintensiv und sind keine Garantie 
gegen Opposition gegenüber Planungen 
oder Massnahmen. Für die Partizipation 
sind auch klare Grenzen aufzuzeigen, näm-
lich dort, wo bestehende demokratische 
Institutionen Entscheide zu fällen haben. 

Ausblick
Nur durch ein Zusammenwirken aller Akteure 
in den Behörden aller Staatsebenen, von  
Interessenvertretern, Wasserrechtsinhabern,  
betroffenen Akteuren und der breiteren 
Öffentlichkeit können die dringend notwen-
digen Reformen angegangen und umgesetzt 
werden. Anpassungen sind auf allen Ebenen 
der Lernschlaufen – seien es Optimierungen 
im Managementzyklus, Veränderungen der 
institutionellen Regelungen oder Abstim-
mungen mit Politikbereichen ausserhalb der 
Wasserwirtschaft – erforderlich. 
Die Schweizer Wasserwirtschaft steht vor 
grossen Herausforderungen, die nur mit ange-
passten und anpassungsfähigen Strukturen 
zu bewältigen sind. Allerdings benötigen die 
in dieser thematischen Synthese beschriebe-
nen Reformschritte hin zu einer nachhaltigen 
Wassergouvernanz viel Zeit und das Enga-
gement aller Beteiligten: ein Grund, sie rasch 
anzugehen.

Die Einbindung der beteiligten und betroffenen 
Akteure sowie die Öffentlichkeitsarbeit sind 
unverzichtbar und entsprechend sorgfältig zu 
planen. 
Alle Fotos: IWAGO

Praxiswerkzeuge IWAGO
Sie richten sich an alle Akteure der 
Schweizer Wasserwirtschaft, insbe-
sondere Behörden der Kantone und 
der Gemeinden, Zweckverbände, 
Planungsgruppen und beauftragte 
Planerinnen und Planer.
� Projektdatenbank als Hilfsmittel für 

das Finden von IWM-Fallbeispielen
� Musterablauf IWM am Beispiel 

MultiRuz als Hilfsmittel für die Pro-
jektplanung

� IWM-Spinne als Hilfsmittel für die 
Analyse von Wasserprojekten und 
-organisationen

� SWOT-Analyse als Hilfsmittel für 
die Analyse von bestehenden Poli-
tikinstrumentarien

� Cross-Impact-Analyse als Hilfsmit-
tel für die Vorauswahl von zukünf-
tigen Politikinstrumenten

� Strukturintegrationsindex-Analyse 
als Hilfsmittel für den Vergleich von 
Verwaltungsstrukturen

Siehe: http://www.wa21.ch/de/The-
menDossiers/IWAGO-Praxiswerkzeuge
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Anhang 
Was ist das NFP 61?
Die Nationalen Forschungsprogramme NFP 
sollen wissenschaftlich fundierte Beiträge 
zur Lösung dringender Probleme von nati-
onaler Bedeutung leisten. Sie erfolgen im 
Auftrag des Bundesrates und werden vom 
Schweizerischen Nationalfonds durchge-
führt. Die NFP sind in der Abteilung IV «Pro-
gramme» angesiedelt (www.snf.ch).

Das NFP 61 «Nachhaltige Wassernutzung» 

stellt wissenschaftlich fundierte Grundlagen 
sowie Werkzeuge, Methoden und Strategien 
zur Bewältigung der künftigen Herausforde-
rungen in der Wasserwirtschaft bereit. Es ver-
fügte über einen Finanzrahmen von 12 Milli-
onen Franken und die Forschung dauerte von 
2010 bis 2013. Sowohl in seinen Vorgaben wie 
auch bei der Projektevaluation und -durch-
führung wurden Praxisrelevanz und Einbezug 
der Akteure stark gewichtet. Nach einem zwei-
stufigen Eingabeverfahren mit internationaler 
Expertisierung wurden 16 Projekte bewilligt 
(www.nfp61.ch). 

Die 16 Forschungsprojekte des NFP 61
In den Forschungsprojekten wurden die Aus-
wirkungen der zu erwartenden Änderungen 
des Klimas, der Gesellschaft und der Ökonomie 
auf den Wasserhaushalt, die hydrologischen 
Extreme, die Wasserqualität und die Gewässer-
biologie mit den damit verbundenen Fragen 
der Wassernutzung untersucht. 

AGWAM: Wasser wird auch für die Schweizer 
Landwirtschaft knapp
Prof. Dr. Jürg Fuhrer

Steigende Temperaturen und sinkende Nie-
derschläge im Sommer werden dazu führen, 
dass die Landwirtschaft vermehrt auf Bewäs-
serung angewiesen ist, gleichzeitig aber weni-
ger Wasser zur Verfügung steht. Ausgehend 
von verschiedenen Szenarien für Klima, Preise 
und Politik wurde mithilfe von Modellen der 
Handlungsspielraum  der Landwirtschaft aus-
geleuchtet. Das Projekt liefert Empfehlun-
gen und Anpassungsstrategien, um negative 
Umweltfolgen zu vermindern und Konflikte zu 
vermeiden. 

DROUGHT-CH: Sind wir auf Trockenperioden 
vorbereitet?
Prof. Dr. Sonia Seneviratne

In Zukunft ist mit häufigeren Trockenperioden 
und Hitzewellen zu rechnen. Das Projekt unter-
suchte die Risiken von Trockenperioden in der 
Schweiz und wie man diese vorhersagen kann. 
Als Basis für Anpassungsstrategien wurde ein 
Prototyp für eine Informationsplattform «Tro-
ckenheit» entwickelt.

FUGE: Gletscherrückgang – noch genügend 
Wasser für die Wasserkraftproduktion?
Prof. Dr. Martin Funk

Mit verbesserten Methoden wurde das 
Schmel  zen von 50 Schweizer Gletschern 
untersucht und modelliert. Die bis ins Jahr 
2100 prognostizierten Abflüsse sind für Kraft-
werke relevant. Zusammen mit Wasserkraft-
firmen wurden Anpassungsstrategien für den 
Betrieb von Wasserkraftwerken entwickelt.

GW-TEMP: Einfluss des Klimawandels auf das 
Grundwasser
Dr. David M. Livingstone

Durch höhere Wassertemperaturen kann die 
Grundwasserqualität beeinträchtigt werden. 
Historische Daten wurden analysiert, um den 
Einfluss des Temperaturanstiegs auf die Grund-
wasserqualität abzuschätzen. Mit statistischen 
Modellen wurden die zukünftigen Grundwas-
sertemperaturen prognostiziert.

GW-TREND: Grundwasserknappheit durch 
Klimawandel?
Prof. Dr. Daniel Hunkeler

Bei zunehmender Trockenheit kann sich die 
Menge des vorhandenen Grundwassers ver-
ringern. Die Resultate helfen besonders emp-
findlich auf Klimaänderung reagierende 
Grundwasserleiter zu identifizieren, Mass-
nahmen zu planen und Überwachungspro-
gramme zu entwickeln.

HYDROSERV: Nachhaltige Sicherung von 
Wasserressourcen
Prof. Dr. Adrienne Grêt-Regamey

Hydrologische Ökosystemleistungen wie 
Trink   wasserversorgung, Hochwasserregulie-
rung, Erholung und Wasserkraftnutzung kön-
nen durch den Klimawandel unter Druck 
geraten. Auf der Basis eines verbesserten 
Verständnisses für die hydrologischen Öko-
systemleistungen wurden Massnahmen für 
die Politik formuliert.

IWAGO: Auf dem Weg zu einer integrativen 
Wasserpolitik
Prof. Dr. Bernhard Truffer

An Beispielen von verschiedenen Regionen 
und Kantonen wird gezeigt, welche Rege-
lungsstrukturen und Prozesse eine ganzheit-
lichere und partnerschaftlichere Vorgehens-
weise in der Schweizer Wasserwirtschaft und 
Synergiepotenziale zwischen den Sektoren 
fördern. Diese Synergiepotenziale wurden in 
Zusammenarbeit mit Stakeholdern identifi-
ziert. Daraus wurden Strategien für die künf-
tige Entwicklung des Wassermanagements in 
der Schweiz abgeleitet.
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IWAQA: Integriertes Management der Was-
serqualität von Fliessgewässern
Dr. Christian Stamm

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Verände-
rungen sowie Änderungen des Klimas wirken 
sich auf die Gewässerqualität unserer Fliess-
gewässer aus. Das Projekt bietet Entschei-
dungshilfen, die negative Auswirkungen auf 
den ökologischen Zustand der Fliessgewässer 
abschätzen und minimieren helfen.

MONTANAQUA: Wasserbewirtschaftung in 
Zeiten von Knappheit und globalem Wandel
Prof. Dr. Rolf Weingartner

Durch die Veränderungen des Wasserange-
bots und des Wasserverbrauchs durch den Kli-
mawandel und den sozioökonomischen Wan-
del wird eine konfliktfreie Wasserverteilung 
insbesondere in trockenen Regionen schwieri-
ger. Das Projekt zeigt am Beispiel der Untersu-
chungsregion Crans-Montana-Sierre im Wallis, 
wie in Zusammenarbeit mit den lokalen Ver-
antwortlichen und interessierten Personen 
Lösungen für eine optimale und ausgewo-
gene Bewirtschaftung und Verteilung der Was-
serressourcen ermittelt werden können.

NELAK: Seen als Folge schmelzender Glet-
scher: Chancen und Risiken
Prof. Dr. Wilfried Haeberli

Wenn Gletscher schmelzen, können neue 
Seen entstehen. Um Chancen und Risiken im 
Umgang mit neuen Seen abzuschätzen, wur-
den relevante Aspekte der Naturgefahren, der 
Wasserkraft, des Tourismus und des Rechts 
untersucht und mit Stakeholdern diskutiert.

RIBACLIM: Von Flüssen gespeistes Trinkwas-
ser: Noch sauber genug?
Prof. Dr. Urs von Gunten

Trinkwasser stammt zu einem Drittel aus Fluss-
wasser, das über die Flussufer ins Grundwas-
ser versickert. Die Prozesse in diesen Ufer-
zonen sind für sauberes Trinkwasser sehr 
wichtig. Untersucht wurden klimabedingte 
Veränderungen dieser Infiltrationsprozesse 
und der Einfluss auf die Grundwasserqualität 
mithilfe von Feld- und Laborexperimenten.

SACFLOOD: Wie verändert sich die Hochwas-
sergefahr in den Alpen?
Dr. Felix Naef

Durch stärkere Niederschläge dürften Hoch-
wasser zukünftig häufiger auftreten und stär-
ker ausfallen. Damit die Hochwassergefahr 
besser abgeschätzt und zielgerichtete Mass-
nahmen ergriffen werden können, wurden 
Zusammenhänge zwischen Niederschlag, der 
Speicherfähigkeit des Bodens und dem Ab -
flussverhalten untersucht.

SEDRIVER: Mehr Hochwasser – mehr Sedi-
menttransport – weniger Fische?
Dr. Dieter Rickenmann

Klimaänderungen verändern den Transport 
von Sedimenten in Gebirgsbächen. Die For-
schenden entwickelten ein Modell, das den 
Geschiebetransport in Gebirgsflüssen simu-
liert. Es wurde auch untersucht, welche Aus-
wirkungen die vom Fluss transportierten Sedi-
mente auf die Entwicklung von Bachforellen 
haben.

SWIP: Langfristige Planung nachhaltiger 
Wasserinfrastrukturen
Dr. Judit Lienert und Prof. Dr. Max Maurer

Beim Planen der Wasserversorgung und der 
Ab  wasserentsorgung spielen ökonomische, 
ökologische und soziale Aspekte eine Rolle. 
SWIP entwickelte zusammen mit Stakehol-
dern Entscheidungshilfen für die langfristige 
Planung von Infrastrukturen für verschiedene 
Zukunftsszenarien.

SWISSKARST: Karstwasser, eine Wasserres-
source für die Zukunft?
Dr. Pierre-Yves Jeannin

In der Schweiz stammt 18% des Trinkwas-
sers aus Karstgrundwasserleitern. Diese wur-
den mit der im Projekt entwickelten Methode 
«KARSYS» auf einem Drittel der Landesfläche 
charakterisiert. Behörden und Wassernutzer 
nutzen diese Methode, wenn es um die Nut-
zung und Bewirtschaftung von Karstgrund-
wasser geht.

WATERCHANNELS: Bewässerungskanäle für 
die Artenvielfalt und den Tourismus
Dr. Raimund Rodewald

Wasserkanäle bewässern Wiesen in trockenen 
Alpentälern schon seit vielen Jahrhunderten. 
Untersucht wurde der Nutzen der Wasserka-
näle für die Biodiversität und das Nutzungssys-
tem. In Zukunft muss häufiger mit Trockenheit 
und Wasserkonkurrenz gerechnet werden. Das 
Projekt hilft Wasserverteilungsfragen anzuge-
hen, die mit der Nutzung von Wasserkanälen 
verbunden sind.
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Produkte des NFP 61
Es wurden fünf Synthesen erstellt: vier Thema-
tische Synthesen und eine Gesamtsynthese. 
Erstere richten sich  an Fachleute bei Bund, 
Kantonen, Gemeinden, Verbänden, NGOs und 
privaten Büros. Sie bündeln die wissenschaft-
lichen Erkenntnisse aus den einzelnen Projek-
ten des NFP 61 und anderen Studien mit Blick 
auf zentrale Fragestellungen des NFP 61, ver-
binden die praxisrelevanten Ergebnisse der 
einzelnen Projekte und ziehen praxistaugliche 
Folgerungen für einen nachhaltigen Umgang 
mit der Ressource Wasser.

Thematische Synthese 1
Wasserressourcen der Schweiz: Dargebot und 
Nutzung – heute und morgen
Astrid Björnsen Gurung und Manfred Stähli

Thematische Synthese 2
Bewirtschaftung der Wasserressourcen unter 
steigendem Nutzungsdruck
Klaus Lanz, Eric Rahn, Rosi Siber, 
Christian Stamm 

Thematische Synthese 3
Nachhaltige Wasserversorgung und Abwas - 
ser entsorgung in der Schweiz: Herausforde-
rungen und Handlungsoptionen 
Sabine Hoffmann, Daniel Hunkeler, 
Max Maurer
 
Thematische Synthese 4 
Nachhaltige Wassergouvernanz: Herausforde-
rungen und Wege in die Zukunft
Franziska Schmid, Felix Walter, 
Flurina Schneider, Stephan Rist

Mit einem Gesamtsynthesebuch spricht die 
Leitungsgruppe die oben genannten Fach-
kräfte, Medien, Politik und die interessierte 
Bevölkerung an. Die Gesamtsynthese baut 
auf den 16 Projekten des NFP 61 sowie den 
vier Thematischen Synthesen auf. Sie fasst die 
wichtigsten Ergebnisse des NFP 61 in einer 
leicht lesbaren Form zusammen.

Gesamtsynthese
Nachhaltige Wassernutzung in der Schweiz: 
NFP 61 weist Wege in die Zukunft
Leitungsgruppe NFP 61

Projektpublikationen
Bis im Sommer 2014 entstanden mindestens 
160 wissenschaftliche Publikationen, Disser-
tationen, eine Interview- und Artikelreihe in 
«Aqua & Gas», Fachberichte in «Wasser, Ener-
gie, Luft», zahlreiche Berichte und andere Ver-
öffentlichungen aus den 16 Projekten (http://
p3.snf.ch/).
 
Videos
Die Videos des NFP 61 helfen Brücken zwi-
schen verschiedenen Disziplinen und zwi-
schen Wissenschaft und Gesellschaft zu 
bauen (siehe www.nfp61.ch, DVD im Gesamt-
synthesebuch).
Am Anfang des Programmes wurde für alle 
Forschungsprojekte ein kurzer Videoclip «Ein-
blick» gedreht. Die Projektleitenden erzählen, 
was sie wie untersuchen und weshalb diese 
Forschung wichtig ist für unsere Gesellschaft. 
Zum Abschluss des Programmes wurden 
10 Videomodule «Ausblick» zu den Themen 
«Schwindende Gletscher», «Wasserressour-
cen der Zukunft», «Zunehmende Trockenheit», 
«Wachsende Siedlungen» und «Wassermana-
gement» gedreht. Forschende berichten, wel-
che Erkenntnisse sie überrascht haben, wie 
sie mit Akteuren aus der Praxis zusammenge-
arbeitet haben und welche Umsetzungstools 
nun zur Verfügung stehen. Akteure aus der 
Praxis erzählen, wie sie die Forschungsergeb-
nisse einschätzen und was sie in ihrem Umfeld 
nun umsetzen können.
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Ausstellungsmodul
Kurze Videoausschnitte zeigen wichtige 
Erkenntnisse aus dem NFP 61. Mithilfe eines 
Ausstellungsmoduls in Messen, Museen und 
Amtsgebäuden können die wichtigsten Bot-
schaften interaktiv vermittelt werden (Anmel-
dung beim SNF: nfp@snf.ch).

Begleitforschung
Die Projekte des NFP 61 arbeiteten interdis-
ziplinär und setzten transdisziplinäre Metho-
den ein. Auf Programm- und Projektebene 
wurden vielfältige Umsetzungsaktivitäten 
durchgeführt. Der Syntheseprozess begann 
noch während der Forschungsarbeiten. Zwei 
Begleitforschungsprojekte untersuchten, wel-
che Methoden wie und mit welchem Erfolg 
angewendet wurden.

Potenziale und Limitationen transdisziplinärer 
Wissensproduktion in Forschungsprojekten des 
NFP 61 
Tobias Buser, Flurina Schneider, Stephan Rist
Die Begleitforschung der Universität Bern 
untersuchte die transdisziplinären Ansätze in 
den 16 Projekten.

Methoden der inter- und transdisziplinären Wis-
sensintegration im NFP 61-Syntheseprozess
Sabine Hoffmann, Christian Pohl, Janet Hering
Die Begleitforschung der Eawag/td-net unter-
suchte die Methoden der Wissensintegration 
in den vier Thematischen Synthesen. 

Weitere Informationen: www.nfp61.ch

Anhang



Die Schweizer Wasserwirtschaft zeichnet sich durch eine komplexe Aufgabenteilung zwischen 
Bund, Kantonen und Gemeinden aus. Sie ist oft dezentral und kleinräumig organisiert und meist 
fehlen übergeordnete und längerfristige Visionen. Die bereits heute bestehenden Interessen- sowie 
Schutz- und Nutzungskonflikte werden sich in Zukunft verschärfen. Für die kommenden gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und klimatischen Veränderungen ist die Wasserwirtschaft nicht 
optimal gerüstet: Anpassungsstrategien sind notwendig.
Hierzu sind nicht nur Reformschritte im Wassermanagement, d.h. den technischen Planungs- und 
Betriebsabläufen, notwendig, sondern auch im gesellschaftlichen Regelwerk – der Wassergouver-
nanz. Der Steuerung der Wasserressourcen über Regeln, Normen und Institutionen sowie der 
Abstimmung zwischen den Staatsebenen, den Sektoren und über räumliche Grenzen hinweg kommt 
eine zunehmend wichtige Bedeutung zu. 
Der Weg zu einem nachhaltigen Umgang mit Wasser wird als gesellschaftlicher Lern- und Anpas-
sungsprozess verstanden. Die Optimierungsansätze werden in Lernschlaufen gegliedert und die 
wichtigsten Elemente für eine nachhaltige Entwicklung im Wasserbereich identifiziert. Basierend 
auf Fallbeispielen aus Projekten werden Prinzipien für eine nachhaltige Wassergouvernanz abgelei-
tet und Empfehlungen zuhanden des Bundes, der Kantone, der regionalen Trägerschaften und der 
Gemeinden formuliert.
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